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1. Grundsätze der Nutzungsplanung 

Aus dem mutigen Schritt, welchen der Kanton Glarus mit der grossen 

Gemeindefusion vorgenommen hat, sind viele Chancen entstanden 

und daraus schrittweise Herausforderungen gewachsen. Die neuen 

Gemeindestrukturen fordern sowohl die Gesellschaft als auch die Be-

hörden. Neben der Finanzplanung bildet die Raumplanung und Raum-

entwicklung eine der tragenden Säulen jeder Gemeinde. Die 

Zusammenführung der Ortsplanungen der ehemaligen Gemeinden von 

Glarus Nord in eine einzige, alle ehemaligen Dörfer umfassende Nut-

zungsplanung, entspricht einer Gesamtrevision eines der zentralen 

Führungsinstrumente der Gemeinde. Die Gemeinde Glarus Nord hat 

diese Herausforderung mit Elan zielgerichtet angepackt. Im Wissen, 

dass aus dieser Zusammenführung gesellschaftspolitische, ökonomi-

sche und ökologische Interessen gleichsam angetastet werden, ver-

suchte die Gemeinde von Beginn weg eine gut fundierte Raument-

wicklung anzustossen. Aus dieser planerischen Tätigkeit entstehen 

Chancen für die Bildung eines neuen Selbstverständnisses der Ge-

meinde Glarus Nord, aber auch für die Abdeckung der Bedürfnisse der 

einzelnen Ortschaften. Mittels der Neuordnung der Richt- und Nut-

zungsplanung sollen zahlreiche dieser Herausforderungen und Chan-

cen angegangen und letztlich zum Wohl der Allgemeinheit in Wert 

gesetzt werden.  

1.1 Öffentliche Interessen und Verantwortung des Einzelnen 

Das Privateigentum wird durch die Gesellschaft und die Gesetzgebung 

in der Schweiz hoch gewichtet und scheint oft unantastbar. Mit der 

Nutzungsplanung und den Regeln für das Bauen wird die Freiheit des 

Einzelnen im Umgang mit seinem Grundeigentum bis zu einem be-

stimmten Grad eingeschränkt; dies zum Wohle der Allgemeinheit. Die 

vorliegende Nutzungsplanung verfolgt die grundlegenden Interessen 

der Allgemeinheit. Diese sollen durch die neuen Regeln für das Bauen 

erreicht werden. Auf der anderen Seite überträgt die vorliegende Nut-

zungsplanung der einzelnen Bauherrschaft einen grossen Teil der 

Verantwortung bei der Umsetzung der Bauvorhaben auf den einzelnen 

Parzellen. Die Freiheit und die Verantwortung der Grundeigentümer 
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und Bauherrschaften werden somit gestärkt. Die Regeln für das Bau-

en sind teilweise stringent und teils lassen sie grosse Freiheiten. Die 

Regeln sind auf der bestehenden Parzellierung anwendbar.  

Als grundlegende Interessen der Allgemeinheit werden folgende As-

pekte hervorgehoben: 

− der Schutz der Landschaft und der verantwortungsvolle und nach-

haltige Umgang mit den Freiräumen innerhalb des Baugebietes 

− die Wahrnehmung und Positionierung der Strassenräume als öf-

fentliche Räume 

− die Förderung von durchmischten und belebten Quartieren. 

1.2 Landschaft und Freiräume innerhalb des Baugebietes 

Mit der Annahme des Gemeinderichtplans im Jahr 2014 haben die 

Stimmberechtigten der Gemeinde Glarus Nord ausgedrückt, dass sie 

ihre Landschaft als Wert schätzen, die Entwicklungsgebiete innerhalb 

der bestehenden Bebauungen sehen und deshalb das Baugebiet an 

seinen Rändern nicht erweitert werden soll. Dadurch werden die Pfle-

ge der Landschaft und das Weiterbauen in bestehenden Bebauungs-

strukturen die Themen der Zukunft sein. Die Bevölkerung hat sich für 

den Erhalt der ländlichen Bebauungsstruktur, den Schutz von histori-

schen Dorfgebieten, den Schutz des Landschaftsraums und gegen die 

Entwicklung hin zu einer Stadt oder einer Agglomerationsgemeinde 

ausgesprochen. Daraus folgt, dass die Landschaft zu schonen ist und 

die Bebauung sich am Bestand orientiert.  

Das gesamte Gemeindegebiet unterteilt sich in ein Baugebiet und ein 

Landschaftsgebiet (Nichtbaugebiet). Im Landschaftsgebiet sind nur 

einzelne, zonenkonforme oder standortgebundene Bauten nach über-

geordnetem Recht zulässig.  

Landschaftsgebiete und Baugebiete werden von Gewässern durch-

quert. Sie bilden Teil der gewachsenen Strukturen. Teils sind sie wich-

tige ortstypische Merkmale der industrialisierten Vergangenheit und 

der Nutzbarmachung der Ebene, teils ortsbildprägende Landschafts-

elemente. Die Gewässer sind ein wichtiger Teil des öffentlichen 

Raums. 
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Die öffentlichen, halböffentlichen und privaten Frei- und Grünräume in 

den Ortschaften, die Gewässerräume sowie die Strassenräume und 

Plätze in den Ortschaften stellen ein fein verästeltes Geflecht dar. Sie 

bilden die Struktur, an der sich die Bebauung orientiert, im übertrage-

nen Sinn die Haut der Oberflächen von Baugebiet und Nichtbaugebiet 

(Abbildung 1).  

    

Abbildung 1: Öffentlicher Freiraum, Ausschnitt Näfels 
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Neu-, Um- und Ersatzbauten haben sich nach der dörflichen Struktur 

und der historischen Bauweise zu richten. Freistehende Gebäude, ein-

seitig zusammengebaute Gebäude sowie beidseitig zur Zeilenbebau-

ung zusammengebaute Gebäude werden als charakteristische 

Bebauungstypologien bezeichnet, da sich die entstehenden Freiräume 

zu zusammenhängenden, durchgängigen Freiräumen verbinden. Auf 

sich selbst konzentrierte Bebauungstypologien mit innenliegenden 

Freiräumen werden demgegenüber als nicht charakteristisch betrach-

tet.  

Insbesondere in den Hanglagen sind die durchgängigen Freiräume 

und Sichtkorridore von der Bergseite bis zum Dorfkern zu sichern. In 

den Hanglagen (erweiterte Dorfzone am Hang) ist aus diesem Grund 

der Zusammenbau zu Zeilenbauten nicht zugelassen. Diese Differen-

zierung führt zu einer einfachen, verständlichen Körnung in den unter-

schiedlichen Zonen. 

Die Festlegung einer maximal bebauten Fläche und einer maximal 

veränderten Fläche pro Parzelle stellt sicher, dass die weiteren Flä-

chen weder ober- noch unterirdisch bebaut sind noch in ihrer Topo-

graphie und Oberflächenbeschaffenheit verändert werden (minimal 

unveränderte Fläche). Die unveränderte Fläche entspricht grundsätz-

lich dem gewachsenen oder in der Topographie und Beschaffenheit 

wiederhergestellten Terrain. So werden die Freiräume auch im Bau-

gebiet in ihrer natürlichen Ausprägung erhalten und bewahrt.  

1.3 Strassenräume als öffentliche Räume 

Die Baugebiete werden mit Strassen und Wegen mit unterschiedlichen 

Kategorien erschlossen. Die Strassen und Wege sind öffentliche Räu-

me. Die Positionierung der Gebäude entlang der Strassen und Wege 

folgt in Glarus Nord grundsätzlich denselben Charakteristiken wie im 

gesamten europäischen Raum. Das „Gesicht des Gebäudes“ ist dabei 

zum Strassenraum auszurichten und der Strassenraum als öffentli-

ches und schützenswertes Gut zu begreifen. Eigentümerinteressen zu 

einzelnen Parzellen haben sich gegenüber den Interessen des öffentli-

chen Strassenraums unterzuordnen.  
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Die Zonenaufteilung im Baugebiet ergibt sich aus den Strukturen im 

Gebäudebestand und aus der Topografie. Es werden die Dorfzone, die 

erweiterte Dorfzone in der Ebene und die erweiterte Dorfzone am 

Hang unterschieden. In den Dorfzonen sind die Gebäude entlang der 

Strasse und Wege positioniert, Strassenraum und Bebauung sind or-

ganisch gewachsen. Die Dorfzonen sind im Talboden in der Regel am 

Hangfuss gelegen. Später wurden die Dorfzonen in die Ebene und teil-

weise am Hang erweitert (erweiterte Dorfzonen). In diesen erweiterten 

Dorfzonen herrschen oft orthogonale Strukturen vor, die Erschlies-

sung wurde zusammen mit der Bebauung geplant und realisiert. Für 

diese Zonen gilt die Regelbauweise mit jeweiligen Anpassungen an die 

strukturellen oder topografischen Begebenheiten. Konkret sind in der 

erweiterten Dorfzone am Hang die Freiräume und Sichtkorridore in die 

Landschaft zu erhalten. Der Zusammenbau zu Zeilenbauten wird dem-

zufolge nicht zugelassen.  

1.4 Durchmischte und belebte Quartiere 

Mischnutzungen sind überall möglich und werden vor allem in der 

Dorfzone sowie in den erweiterten Dorfzonen in der Ebene angestrebt. 

Die zulässigen Nutzungen werden durch die Festlegung der Nut-

zungsart (Wohnen / Arbeiten) und der Empfindlichkeitsstufen (ES) dif-

ferenziert.  

1.5 Gebäudevolumem und Dachvolumen 

Über die Vorgabe der maximal bebauten Fläche, der maximal verän-

derten Fläche und der minimal unveränderten Fläche, den Vorschrif-

ten zum Zusammenbau, der Gebäudehöhe und der Firsthöhe ab 

Niveaupunkt sowie der Grenzabstände werden die wesentlichen Rah-

menbedingungen für die Bebauung auf der einzelnen Parzelle gesetzt. 

Aus diesen Parametern ergeben sich ein maximales Gebäudevolumen 

und das zugehörige maximale Dachvolumen. Innerhalb dieses maxi-

malen Volumens verfügt die Bauherrschaft über einen grossen Gestal-

tungsspielraum. Auf Vorgaben innerhalb dieses Volumens 

(Mindestgebäudehöhe, Mindestfirsthöhe, Mindestlänge, Farbgebung, 

Materialisierung, etc.) wird verzichtet. Die Regelbauweise definiert 

Möglichkeiten. Die Situation am Markt wird schliesslich mitentschei-
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den, ob und wie diese Möglichkeiten genutzt werden. Die Regeln für 

das Bauen müssen so ausgestaltet sein, dass der Grundraster der Be-

bauung und die Grundausrichtung definiert sind und innerhalb dieser 

Eckwerte Spielraum für künftige Generationen erhalten bleibt. 

Dieses Prinzip der maximalen Gebäude- und Dachvolumen wird kurz- 

bis mittelfristig zu einer höheren Heterogenität in der Volumetrie füh-

ren. Von Bedeutung ist jedoch, dass die Grundstruktur der öffentlichen 

Räume erhalten und zielgerichtet weiterentwickelt werden und die Vo-

raussetzungen für die langfristige Transformation der Gebiete ge-

schaffen werden. Auch unterschiedlich ausgestaltete Einzelbauten 

können den Strassenraum definieren.  

1.6 Regelbauweise 

Die Regelbauweise umschreibt die Bebaubarkeit für jedes Grundstück 

in der Dorfzone und den erweiterten Dorfzonen wie folgt:  

− Es gilt eine maximale Gebäudehöhe von 10 2/3 m. Dies ermöglicht 

den Bau eines Erdgeschosses und von drei Wohngeschossen (inkl. 

Dachgeschoss). 

− Der Flächenanteil, der weder ober- noch unterirdisch bebaut und 

in seiner Topografie unverändert ist, beträgt min. 50% (Dorfzone 

30%).  

− Die bebaute Fläche einer Parzelle wird über Grenzabstände und 

Baulinien definiert.  

− Es dürfen Hauptbaukörper und eingeschossige, den Hauptbaukör-

per erweiternde und / oder eingeschossige freistehende Bauten 

errichtet werden.  

− Die Parkierung ist im Gebäudevolumen (Hauptbaukörper oder ein-

geschossige Erweiterungen des Hauptbaukörpers) zu integrieren 

oder unterirdisch zu erstellen. 

Die Grenzabstände richten sich im Grundsatz nach der kantonalen Ge-

setzgebung. Zusätzlich wird ein grosser Grenzabstand von 6 m einge-

führt (in der Regel nach Süden). Höhere Gebäude haben grundsätzlich 

mehr Grenzabstand einzuhalten. Für eingeschossige Erweiterungen 

des Hauptbaukörpers oder eingeschossige freistehende Bauten ist ein 

Grenzabstand von 1.5 m einzuhalten. Die Nutzungsart des Erdge-
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schosses (und der weiteren Geschosse) ist frei. Es können Gewerbe- 

oder Wohnnutzung oder weitere Nutzungsarten vorgesehen werden 

(Atelier, Werkräume, Abstellräume, Parkierung, etc.; vgl. Eingangssi-

tuation bei landwirtschaftlichen Betrieben).  

1.7 Höhere Bauten 

Gebiete mit einer bestehenden, höheren Bebauung sollen in ihrem Be-

stand und der inneren Weiterentwicklung gesichert werden. Die ma-

ximale Gebäudehöhe in der Zone für höhere Bauten beträgt 21 1/3 m. 

Auf ausgewählten Arealen ist das Bauen von Hochhäusern möglich. 

Diese Standorte befinden sich in Ziegelbrücke und Näfels / Mollis 

(Zschokkeareal). Hochhäuser nehmen immer über grosse Distanz Ein-

fluss auf ihre Umgebung. Die als Hochhauszonen ausgezeichneten 

Standorte ergeben sich aus der Betrachtung des Haupttales Zürich – 

Chur, zu dem die Talschaft des Kantons Glarus orthogonal positioniert 

ist. Die Hochhäuser nehmen diese Ausrichtung im Zusammenspiel mit 

der Topographie auf und weisen in den Kanton Glarus hinein. Grossvo-

lumige Bauten sind im Kanton Glarus kein Novum, es existieren be-

reits viele grossvolumige Gewerbebauten (im Unterschied zu einem 

Hochhaus sind diese grossen Bauvolumen jedoch horizontal angeord-

nete Industriebauten).  

Hinweis: In Ziegelbrücke bestehen seitens der Grundeigentümer der-

zeit keine Absichten zur Realisierung von Hochhäusern. Entsprechend 

wird derzeit in der Nutzungsplanung auch keine Hochhauszone be-

zeichnet. Entsprechende Festlegungen wären, in Übereinstimmung 

mit den oben ausgeführten Überlegungen, mittel- bis langfristig vor-

zunehmen.  
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2. Instrumente der Nutzungsplanung 

Die Nutzungsplanung besteht aus folgenden rechtsverbindlichen Do-

kumenten, welche Bestandteil der Beschlussfassung sind:  

− Baureglement 

− Zonenpläne Nutzung 

− Zonenpläne Weitere Festlegungen 

Die Zonenplaninhalte wurden auf zwei Plansätze aufgeteilt, um die 

Lesbarkeit der Pläne zu verbessern. Die Übersichtspläne für das ge-

samte Gemeindegebiet (Massstab 1:15‘000) werden ergänzt mit Plan-

ausschnitten zu den einzelnen Ortschaften (Massstab 1:2‘500).  

Zonenpläne Nutzung:  

− Nr. 1a: Glarus Nord, 1:15‘000  

− Nr. 2a: Bilten Nord 1:2‘500  

− Nr. 3a: Bilten 1:2‘500  

− Nr. 4a: Niederurnen / Oberurnen 1:2‘500  

− Nr. 5a: Näfels / Mollis 1:2‘500  

− Nr. 6a: Biäsche 1:2‘500  

− Nr. 7a: Filzbach 1:2‘500  

− Nr. 8a: Obstalden / Mühlehorn 1:2‘500  

Zonenpläne Weitere Festlegungen:  

− Nr. 1b: Glarus Nord, 1:15‘000  

− Nr. 2b: Bilten Nord 1:2‘500  

− Nr. 3b: Bilten 1:2‘500  

− Nr. 4b: Niederurnen / Oberurnen 1:2‘500  

− Nr. 5b: Näfels / Mollis 1:2‘500  

− Nr. 6b: Biäsche 1:2‘500  

− Nr. 7b: Filzbach 1:2‘500  

− Nr. 8b: Obstalden / Mühlehorn 1:2‘500 

Die rechtsverbindlichen Dokumente werden ergänzt durch erläuternde 

Dokumente:  

− Planungs- und Mitwirkungsbericht (vorliegend) 
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− Arbeits- resp. Grundlagepläne (Überbauungs-, Erschliessungs-

stand und Baureife UEB; Öffentlicher Freiraum; Vergleich Bauzo-

nen geltende Nutzungsplanungen und totalrevidierte 

Nutzungsplanung; Vergleich Zonen für öffentliche Bauten und An-

lagen geltende Nutzungsplanungen und totalrevidierte Nutzungs-

planung; etc.) 

Aufgrund der Totalrevision der Nutzungsplanung werden weitere Er-

lasse wie z.B. das Erschliessungsreglement, das Wasserreglement, 

das Abwasserreglement, die Verordnung zur Beleuchtung des Aussen-

raums und die dazugehörige Vollzugsrichtlinie anzupassen, resp. neu 

zu erlassen sein. Diese Dokumente sind nicht Teil der Vorlage und 

werden separat zur Beschlussfassung vorgelegt.  
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3. Begriffe, Abmessungen und Messweisen 

Die Systematik des neuen Baureglements (BauR) der Gemeinde Gla-

rus Nord weicht ab von der Systematik der ursprünglichen Bauord-

nungen der Dörfer von Glarus Nord. Die Systematik baut auf dem 

konzeptionellen Ansatz auf, welcher einen schonungsvolleren Umgang 

mit der Landschaft und den bebauten Gebieten bezweckt. Der Umgang 

mit dem gewachsenen Terrain und der Umgang mit dem öffentlichen 

Raum sind zentrale Aspekte, welche neue Qualitäten schaffen wollen. 

Das neue Baureglement verzichtet auch auf die Wiederholung von 

Rechtsvorschriften, die im übergeordneten Recht bereits abgebildet 

sind und keiner weiteren Erläuterung oder Festlegung bedürfen. Teil-

weise werden Verweise auf die übergeordnete Gesetzgebung in das 

Baureglement integriert. Soweit zweckmässig bedient sich das neue 

Baureglement der Begrifflichkeiten aus dem kantonalen Recht und 

der Interkantonalen Vereinbarung über die Harmonisierung der Bau-

begriffe (IVHB). Teilweise werden im neuen Baureglement aber auch 

spezielle Begriffe neu definiert. Auf die konkrete Umsetzung des neu-

en Baureglements wird im Folgenden eingetreten. 

3.1 Kapitel Allgemeines 

Im Kapitel Allgemeines (A) werden die Nutzungszonen, die erwünsch-

ten Bebauungstypologien, der Grundsatz der Bauberatung, das Hof-

stattrecht, die Art und das Mass der Nutzung in den Bauzonen, die 

Sicherung der Baulandverfügbarkeit und der Ausgleich planungsbe-

dingter Vor- und Nachteile geregelt. 

3.1.1 Nutzungszonen 

Die neue Nutzungsplanung baut auf wenigen unterschiedlichen Nut-

zungszonen auf. Dementsprechend einfach gestaltet sich auch der 

Aufbau des Baureglements. Die wesentlichen Regelungen zu den ver-

schiedenen Nutzungszonen sind bereits in der Tabelle zur Art und zum 

Mass der Nutzung in den Bauzonen (Art. 5) enthalten. Ergänzende 

Bestimmungen zu den Nutzungszonen sind unter den Zonenspezifi-

schen Vorschriften festgestellt. In diesen Bestimmungen werden aber 

nur Spezialitäten der einzelnen Zonen ergänzend definiert. 
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3.1.2 Bebauungstypologien 

Gestützt auf eine Analyse der vorhandenen und historisch gewachse-

nen Bebauung werden im Baureglement erstmals wünschbare, cha-

rakteristische Bebauungstypologien aufgelistet. Dies impliziert, dass 

andere Bebauungstypologien eben nicht charakteristisch und demzu-

folge auch nicht erwünscht sind. Der Bauberatung oder den Experten 

der Gestaltungskommission obliegt es in konkreten Fällen Ausnah-

men der Bebauungstypologien zur Bewilligung zu empfehlen. Dem öf-

fentlichen Raum wird in dieser Bestimmung auch Nachachtung 

geschenkt, indem eine ortsbauliche und landschaftliche Einbettung 

und der sorgsame Umgang des Privaten mit dem an den öffentlichen 

Raum angrenzenden Raum verlangt werden. 

3.1.3 Bauberatung 

Das vorliegende Baureglement ist sehr stringent formuliert und ver-

zichtet weitgehend auf Gestaltungsvorschriften. Dies erfolgt aus der 

Überzeugung, dass gute Gestaltung nicht mit Vorschriften erzeugt 

werden kann. Erfolgsversprechender ist der Weg über eine fachlich 

versierte Bauberatung. Die Bauberatung muss unabhängig sein und 

darf Empfehlungen abgeben. Die Gemeinde ist der Überzeugung, dass 

damit qualitativ bessere Resultate erzielt werden können. 

3.1.4 Tabelle zur Art und zum Mass der Nutzung in den Bauzonen 

Das Herzstück des neuen Baureglements bildet die Tabelle in Art. 5. 

Darin sind fast alle Informationen eingepackt, welche ein Projektie-

render oder ein Bauherr kennen und anwenden muss um sein Bau-

projekt regelkonform zu entwickeln. In dieser Tabelle treten auch 

erstmals die neuen Messkriterien der bebauten, veränderten und der 

unveränderten Flächenanteile auf. Weitere Bestimmungen beschrei-

ben die zulässige Bauweise, die Masse der Hauptbaukörper und der 

untergeordneten Baukörper und die Nutzungsart bzw. die Empfind-

lichkeitsstufen. Die Messweisen und die Messwerte zielen auf die 

grundsätzliche Ausgestaltung der Bebauung und der Aussenraumge-

staltung ab. Diese neue Art der Umschreibung der Bebauungsmög-

lichkeiten und damit der Verzicht auf die Festlegung von vielen 

Detailregelungen eröffnet viel Spielraum für den Gestaltungswillen der 
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Architekten und der Bauherrschaft. Gleichwohl fordern die neuen 

Bestimmungen eine viel eingehendere Auseinandersetzung mit dem 

Terrain, der Topografie, der konkreten Parzellenform und der geplan-

ten Parzellennutzung.  

3.1.5 Sicherung der Baulandverfügbarkeit 

Die Gemeinde Glarus Nord verfügt über hinreichend Bauzonenreser-

ven. Für die Entwicklung der Gemeinde ist es wichtig, dass eingezon-

tes Bauland innert der kommenden Planungsperiode auch verfügbar 

gemacht werden kann, falls dieser Bedarf besteht und freies Bauland 

von Privaten gehortet werden sollte. Die Gemeinde definiert im Bau-

reglement ein gesetzliches Kaufrecht für die Öffentlichkeit, welches 

unter bestimmten Voraussetzungen ausgelöst werden könnte. Die 

Gemeinde könnte dadurch in den Baulandmarkt eingreifen, wenn die-

ser trotz vorhandener Nachfrage nicht spielen würde. Die betroffenen 

Bauzonenflächen sind im Zonenplan gekennzeichnet. Damit erfüllt die 

Gemeinde eine Forderung des Raumplanungsgesetzes des Bundes 

(RPG), welches neben anderem die Mobilisierung der eingezonten, im 

weitgehend überbauten Baugebiet gelegenen Baulandreserven ver-

langt. 

3.1.6 Ausgleich von planungsbedingten Vor- und Nachteilen 

Der Mehrwertausgleich ist ebenfalls eine Errungenschaft des neuen 

RPG. Damit wird eine Anwendungslücke geschlossen, welche bisher 

Ungerechtigkeiten geschaffen hat. Mit Inkrafttreten der vorliegenden 

Nutzungsplanung, gebildet aus Baureglement und Zonenplan, werden 

partiell bereits Mehrwerte geschaffen. Diese könnten nach den Regeln 

des RPG von der Gemeinde abgeschöpft und zugunsten der Allge-

meinheit investiert werden. Die Gemeinde kann für die Umsetzung 

dieses Gesetzesartikels, auf die übergeordnete Gesetzgebung abge-

stützt, eine eigene Praxis entwickeln. Es sind nicht zwingend weiter-

führende, detailliertere, kommunale Vorschriften notwendig. Relevant 

wird sein, wie der Kanton Glarus seine Ausführungsgesetzgebung aus-

richtet. Diese sollte derzeit in Erarbeitung sein. 
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3.2 Zonenspezifische Vorschriften 

In den zonenspezifischen Vorschriften werden spezifische Vorgaben zu 

den Baulinien, der Bebaubarkeit von rückwärtigen Parzellenflächen, 

Ausnahmen zu den Grenzabständen gegenüber Kantonsstrassen, Ver-

pflichtungen zu vertieften Abklärungen und Projektentwicklungen, der 

Bebaubarkeit mit höheren Bauten und Bezüge zum übergeordneten 

Recht festgelegt.  

Die Bestimmungen zur Dorfzone, zu der erweiterten Dorfzone in der 

Ebene resp. am Hang und zu den Zonen für höhere Bauten beschrän-

ken sich auf geringfügige Präzisierungen des Regelwerks in Bezug auf 

die Baulinien und Grenzabstände. 

In der Hochhauszone können gestützt auf einen Architekturwettbe-

werb und die Umsetzung des Wettbewerbsergebnisses in einem Über-

bauungsplan dichte und hohe Bebauungen realisiert werden. Die 

möglichen Standorte für die Hochhauszone sind aus einer gesamt-

räumlichen Analyse entstanden, welche diese Bauten als Landmarks 

in das Gesamtkonzept einbindet.  

Die Arbeitszone ist für die Produktion von Gütern und gewerbliche Ak-

tivitäten ausgerichtet. Wohnräume sind nur für den Betriebsinhaber 

und / oder Personal, dessen ständige Anwesenheit vor Ort unerläss-

lich ist, zulässig. Es ist davon auszugehen, dass die gewerblichen Bau-

ten sowohl in der horizontalen als auch in der vertikalen Ausdehnung 

grosse Abmessungen aufweisen werden, weshalb ein Mehrlängenzu-

schlag für die Grenzabstände festgelegt wird. 

Die Sport- und Intensiverholungszone ermöglicht gemäss kantonalem 

Recht verschiedene Nutzungen. Nicht explizit aufgeführt ist die stand-

ortgebundene Wohnnutzung. In Filzbach besteht eines der drei 

schweizweit bekanntesten Sport- und Trainingszentren. Das Bedürfnis 

für Angebote für den temporären Aufenthalt von Sportlern und Be-

treuern ist an diesem Standort explizit ausgewiesen. In Sinne einer 

haushälterischen Bodennutzung und des beschränkt vorhandenen 

Flächenangebots ist es auch nachvollziehbar, dass an diesem Standort 

höher gebaut werden soll, als dies die Regelbauweise vorgibt. Die Be-

zugnahme im Baureglement auf die Gebäudemasse der Zone für hö-

here Bauten und die Möglichkeit über einen Überbauungsplan auch 
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noch höher bauen zu können, stellt die notwendige Flexibilität für die-

se spezifische Nutzung bereit. 

Die Flugplatzzone und die Bahnhofzone sind Spezialzonen, welche 

primär auf die besagten Nutzungen Flug- und Bahnbetrieb ausgerich-

tet sind. Nebennutzungen sind möglich. Die Bedingung zur Erarbei-

tung eines Nutzungs- und Gestaltungskonzepts in der Bahnhofzone 

stellt sicher, dass im konkreten Fall die zur Verfügung stehende Flä-

che haushälterisch beplant und auch genutzt wird. Insbesondere wird 

sichergestellt, dass für den Bahnbetrieb hinreichend Flächen reser-

viert werden. 

Die in den Gefahrenkarten der kantonalen Stellen abgegrenzten Ge-

fahrengebiete werden in der Zonenplanung der Gemeinde in die drei 

Gefahrenzone 1, 2 und 3 umgesetzt. Im Baureglement werden die zu-

lässigen baulichen Eingriffsmöglichkeiten behandelt. Details sollen in 

den jeweiligen Bewilligungsverfahren geregelt werden. Damit setzt die 

Gemeinde Glarus Nord bezüglich der Gefahrenaspekte das Gefahren-

zonenmodell um. 

3.3 Flächenanteile, Abmessungen und Messweisen  

Die Flächenanteile bebaut, verändert resp. unverändert beschreiben 

bezogen auf die jeweilige Parzelle die Bebaubarkeit (vgl. Skizzen im 

Anhang zum Baureglement). Zur veränderten Flächen gehören nicht 

nur oberirdische Bauten, sondern auch unterirdisch, halbunterirdische 

Bauten und Terrainveränderungen. Die Projektierung von Bauten und 

Anlagen auf Einzelparzellen oder im Rahmen von Gesamtüberbauun-

gen verlangt von den Architekten eine neue Herangehensweise. Das 

bestehende Terrain verlangt bedeutend mehr Respekt ab. Die Planung 

bedarf einer intensiven Auseinandersetzung mit dem gewünschten 

Raumprogramm und dessen Integration in einfache kubische Baukör-

per mit möglichst geringer Grundfläche und mehrfach nutzbarer Ge-

schossigkeit. Im geneigten Gelände wird eine bessere Einbettung in 

das gewachsene Terrain abverlangt, was der Allgemeinheit zu Gute 

kommt, aber auch dem Bauherrn neue Perspektiven eröffnet. 

Das Baureglement beschreibt die maximalen Gebäude- und Dachvo-

lumen. Diese maximalen Volumen bilden sich über der bebauten Flä-
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che und der zonengemässen Gebäude- und Firsthöhen. Die Bauten 

dürfen diese maximalen Volumen nicht durchstossen. Einzig Kamine, 

Dunstrohre und Antennen sowie Dachvorsprünge und architektonische 

Bauteile mit eingeschränkten Abmessungen sind von dieser Regel 

ausgenommen. Die architektonische Freiheit innerhalb dieser Volu-

men  ist hingegen vielfältig.  

Ganz generell bezwecken die neuen Bauregeln einen schonungsvollen 

Umgang mit dem gewachsenen Terrain. Dementsprechend ist es auch 

konsequent, Abgrabungen und Aufschüttungen restriktiv zu handha-

ben. 

Baulinien und Pflichtbaulinien dienen der Freihaltung von Korridoren 

resp. der Sicherung von Aussenräumen. Lediglich Dachvorsprünge 

und Teile von architektonischen Bauteilen dürfen diese Baulinien oder 

Pflichtbaulinien geringfügig überschreiten. Damit entfalten die Bauli-

nien und die Pflichtbaulinien ortsbaulich grosse gestalterische Wir-

kung. Im Gegenzug ermöglicht das Gesamtkonzept des 

Baureglements grosse architektonische Freiheiten innerhalb der be-

baubaren Flächen. 

3.4  Bauvorschriften 

Hinsichtlich der Dachformen wird eine Differenzierung in Kerngebiete 

und Neubaugebiete gemacht und in voneinander abweichenden Bau-

vorschriften umgesetzt. In der Dorfzone sind geneigte Dächer vorge-

schrieben, in den übrigen Bauzonen sind alle Dachformen zugelassen. 

Bezüglich der Einfriedungen wird auf generelle Vorschriften, welche 

entlang der Strassenzüge anzuwenden sind, abgestellt. Einfriedungen 

sollen aus ortsbaulicher Sicht nicht überhöht und möglichst ortsty-

pisch ausgestaltet sein. Der Grundgedanke der vorliegenden neuen 

Nutzungsplanung streicht die Bedeutung der öffentlichen Aussenräu-

me besonders hervor und in diesem Schnittbereich von öffentlichem 

und privatem Raum sind Einfriedungen platziert. Einfriedungen, die 

den Wert des öffentlichen Raums unverhältnismässig schmälern sind 

demnach nicht erwünscht.  

Die Parkierungspflicht orientiert sich an den Regeln des übergeordne-

ten Rechts und an den zugehörigen Normen des Schweizerischen Ver-
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bandes der Strassen- und Verkehrsfachleute (VSS). Im Grundsatz sol-

len die Parkierungen unterirdisch oder im Gebäudevolumen bereitge-

stellt werden. Besucherparkplätze können von der Baubehörde auch 

als Aussenparkplätze bewilligt werden. Die Einfahrtsbreiten und die 

Neigungen im Strassenbereich unterstützen hinreichende Sichtwinkel 

und eine angemessene Verkehrssicherheit. Auch diese Regelungen 

stehen im Kontext zum behutsamen Umgang mit dem gewachsenen 

Terrain. 

Insbesondere bei Neubauten ist der Hygiene mittels angemessener 

Mindestraumhöhe grosse Beachtung zu schenken. Nebennutzflächen 

sollen bei Mehrfamilienhäusern ab 4 Wohnungen normgerecht einge-

plant werden. 

Die Beleuchtung der Aussenräume und die damit einhergehende 

Lichtverschmutzung war bereits anlässlich der Gemeindeversamm-

lung zum Gemeinderichtplan und später nochmals in Form einer Bür-

gerinitiative Thema. Die Gemeinde schlägt nun im Baureglement eine 

Grundsatzbestimmung vor, welche in einer gemeinderätlichen Verord-

nung detaillierter ausformuliert und in einer Vollzugsrichtlinie auf An-

wendertauglichkeit spezifiziert wird. Die Grundsätze orientieren sich 

an heute gebräuchlichen Normen und Lichtstärken. Die Entwürfe der 

Verordnung und der Vollzugsrichtlinie liegen dem Baureglement in-

formell bei. 

Im übergeordneten Recht sind bezüglich Reklamen lediglich die Tat-

bestände betreffend Bewilligungspflicht resp. Befreiung von der Be-

willigungspflicht festgelegt. Reklamen können je nach Grösse, Ausge-

staltung und Standort störend auf die Umgebung einwirken. Eine 

generelle Bestimmung zur Einfügung in das Ortsbild ermöglicht der 

Gemeinde zumindest eine Interessenabwägung im Einzelfall. Die Ge-

meinde wird dazu schrittweise eine Bewilligungspraxis entwickeln. 
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4. Nutzungszonen im Baugebiet und deren Eigenschaften 

4.1 Ausgangslage 

Die Nutzungsplanungen der ehemaligen Gemeinden weisen eine Viel-

zahl verschiedener Nutzungszonen mit unterschiedlichen Vorschriften 

in den Bauordnungen auf. So existieren beispielsweise in den acht 

ehemaligen Gemeinden bislang rund 35 verschiedene Wohn- und Ge-

werbezonen und 8 verschiedene Gewerbe- und Industriezonen. Bis 

zum Inkrafttreten der totalrevidierten Nutzungsplanung sind die bishe-

rigen Nutzungsplanungen rechtskräftig und auch anzuwenden.  

Die Vereinheitlichung und Vereinfachung der Zonen sowie der dazuge-

hörigen Vorschriften im neuen Baureglement ist ein wesentliches Ziel 

der Nutzungsplanrevision. Sie stellt eine wesentliche Vereinfachung 

für die tägliche Arbeit der Gemeinde, aber auch für die in Glarus Nord 

tätigen Architekten, Planer und weiteren Anwender des Zonenplans 

und des Baureglements dar.  

4.2 Bearbeitung, Beurteilung und Interessenabwägung 

Im Rahmen einer rein technischen Zusammenführung würden ähnli-

che Zonentypen zusammengefasst und die Vorschriften soweit als 

notwendig vereinheitlicht. Dieses Vorgehen würde jedoch der konzep-

tionellen Vorarbeit, welche im Rahmen der Konzeptionsphase sowie 

der Erarbeitung des Gemeinderichtplans geleistet wurde, nicht ge-

recht. Deshalb wurden die Zonenarten und die dazu gehörigen Vor-

schriften im Baureglement basierend auf den prinzipiellen 

Überlegungen zum Umgang mit der Landschaft und dem Baugebiet 

neu konzipiert. Die neuen Regeln sollen einfach und für das gesamte 

Gemeindegebiet einheitlich anwendbar sein. Die Zonenpläne wurden 

anhand der Amtlichen Vermessung (AV) neu erfasst. Es wurde eine 

möglichst kleine Anzahl verschiedener Grundnutzungszonen ange-

strebt.  

Zum Baugebiet gehören folgende Zonen (vgl. Abbildung 2): 

− Dorfzone 

− erweiterte Dorfzone in der Ebene 
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− erweiterte Dorfzone am Hang 

− Zone für höhere Bauten 

− Hochhauszone 

− Arbeitszone 

− Zone für öffentliche Bauten und Anlagen 

− Sport- und Intensiverholungszone 

− Flugplatzzone 

− Bahnhofzone 

− Grünzonen 

− Verkehrsflächen 

− Gefahrenzone 

 

Abbildung 2: Ausschnitt aus der Legende des Zonenplans Nutzung, Bsp. Näfels / Mollis 

4.2.1 Wohn-, Misch- und Zentrumszonen (WMZ) 

Die Dorfzone, die erweiterten Dorfzonen, die Zone für höhere Bauten 

sowie die Hochhauszone gehören zu den Wohn-, Misch- und Zent-

rumszonen (WMZ). Die Bezeichnung der Dorfzonen und der erweiter-

ten Dorfzonen betont den Umstand, dass die Dorfzonen als historische 
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Dorfkerne schrittweise mit weiteren Wohngebieten erweitert und er-

gänzt wurden. Die Ortschaften werden durch die Gesamtheit der 

Dorfzonen gebildet. Einzelne Gebiete mit einer bestehenden, höheren 

Bebauung sollen in ihrem Bestand und der inneren Weiterentwicklung 

gesichert werden. Diese Zonen werden als Zonen für höhere Bauten 

bezeichnet. In der Hochhauszone ist die Errichtung von Hochhäusern 

möglich.  

Nutzungsart 

Mischnutzungen sind in allen Zonen möglich und angestrebt. Die zu-

lässigen Nutzungen werden durch die Festlegung der Nutzungsart 

(Wohnen / Arbeiten) und der Empfindlichkeitsstufen (ES) gemäss 

Art. 43 der eidgenössischen Lärmschutzverordnung (LSV) differenziert. 

Während die Dorfzonen immer den ES III zugeordnet sind, werden in 

den erweiterten Dorfzonen teils die ES II (keine störenden Betriebe zu-

lässig) und teils die ES III (mässig störende Betriebe zulässig) zuge-

ordnet. Zur Abgrenzung der unterschiedlichen Empfindlichkeitsstufen 

in den erweiterten Dorfzonen wurden folgende Kriterien beigezogen:  

− Konzeption totalrevidierte Nutzungsplanung 

− Geltende Nutzungsplanungen / bestehende Empfindlichkeitsstufen 

− Konkrete Nutzung und Bauweise 

− Nähe / Distanz zu Zonen mit anderer Nutzung und Empfindlichkeit 

(Arbeitszonen) 

− Nähe / Distanz zu Infrastrukturanlagen (Kantonsstrasse / Auto-

bahn / Eisenbahn) 

− Nähe / Distanz zu Anlagen mit Ruhebedürfnis (Altersheime / Schu-

len) 

− Geltende Überbauungspläne 

− Sinnvolle Abgrenzung / Harmonisierung im Zonenplan 

Im vorliegenden Zonenplan sind der Zone für höhere Bauten und der 

Hochhauszone die ES III zugeordnet. 

Flächenanteile 

Die maximal bebaute Fläche wird in der Dorfzone mit 40% und in den 

weiteren Zonen der Wohn-, Misch- und Zentrumszonen mit 30% fest-
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gelegt. Zudem liegt die maximal veränderte Fläche in der Dorfzone bei 

30% und in den weiteren Zonen der Wohn-, Misch- und Zentrumszo-

nen bei 20%. Entsprechend ist die minimal unveränderte Fläche in der 

Dorfzone mit 30% tiefer als in den weiteren Zonen der Wohn-, Misch- 

und Zentrumszonen (50%).  

Bauweise 

Der Zusammenbau zu Zeilenbauten ist grundsätzlich erlaubt. Aus-

nahme ist die erweiterte Dorfzone am Hang, in welcher der Zusam-

menbau nur einseitig zugelassen ist. Es können maximal 

Doppelhäuser erstellt werden, was der ursprünglichen Bauweise in 

den Hanglagen entspricht. Der Ausschluss des Zusammenbauens zu 

Zeilenbauten stellt sicher, dass die Freiräume und Sichtkorridore an 

den Hanglagen erhalten werden.  

Die Hochhauszone kann sowohl im Rahmen eines Überbauungsplans 

als auch in Regelbauweise bebaut werden.  

Eingeschossige Erweiterungen des Hauptbaukörpers sind erlaubt, 

eingeschossige freistehende Bauten sind in allen Wohn-, Misch- und 

Zentrumszonen zugelassen.  

Masse Hauptbaukörper 

In der Regelbauweise ist eine maximale Gebäudehöhe von 10 2/3 m zu-

lässig. Eine Analyse der geltenden Bauordnungen der ehemaligen 

Gemeinden zeigte, dass die Gebäudehöhe in den Wohnzonen W3 zwi-

schen 9.5 und 11 m variieren. Eine Gebäudehöhe von 10 2/3 m erleich-

tert die Disposition des Gebäudes erheblich. Zudem wird das 

übergeordnete Ziel der inneren Verdichtung unterstützt und die Par-

kierung kann in das Gebäudevolumen integriert werden. Die Gebäude-

höhen in der Zone für höhere Bauten (21 1/3 m) leitet sich aus der 

maximalen Gebäudehöhe gemäss Regelbauweise ab (Verhältnis 1:2). 

Die maximale Höhe in der Hochhauszone ist nicht limitiert. Dies bildet 

Gegenstand des Überbauungsplans. Die Grenzabstände richten sich 

im Grundsatz nach der kantonalen Gesetzgebung. Zusätzlich wird ein 

grosser Grenzabstand von 6 m eingeführt (in der Regel nach Süden). 
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Höhere Gebäude haben grundsätzlich mehr Grenzabstand einzuhalten 

(Mehrlängenzuschlag).  

Masse untergeordnete Baukörper 

Die Masse untergeordneter Baukörper ist in allen Wohn-, Misch- und 

Zentrumszonen identisch (Gebäudehöhe 3 1/3 m und Firsthöhe 4 m). 

Die untergeordneten Baukörper haben einen Grenzabstand von 1.5 m 

einzuhalten. In der erweiterten Dorfzone am Hang müssen die unter-

geordneten Baukörper dieselben Grenzabstände wie Hauptbaukörper 

einhalten (4m resp. 6m), um die Freihaltung der Freiräume und Sicht-

korridor zwischen der Bebauung zu gewährleisten.  

4.2.2 Arbeitszonen 

Die Gewerbe- und Industriezonen der Nutzungsplanungen der ehema-

ligen Gemeinden werden zu einer Arbeitszone zusammengefasst. Die 

Nutzungsart wird mit dem Begriff „Arbeiten“ umschrieben, eine Diffe-

renzierung erfolgt über die Festlegung der Empfindlichkeitsstufen (ES 

III: mässig störende Betriebe; ES IV: stark störende Betriebe, nament-

lich Industriebetriebe). Wohnräume sind nur für Betriebsinhaber oder 

Personal gestattet, deren ständige Anwesenheit im Betrieb unerläss-

lich, sowie für saisonale Arbeiterunterkünfte für eigenes Personal der 

Gewerbebetriebe.  

Flächenanteile werden keine festgelegt.  

Der Zusammenbau sowie die Errichtung von eingeschossigen Erweite-

rungen des Hauptbaukörpers sowie eingeschossigen freistehenden 

Bauten sind erlaubt.  

Eine maximale Gebäudehöhe wird nicht festgelegt.  

Der Grenzabstand beträgt 4 m. Zwischen den Hauptbaukörpern gilt ein 

Gebäudeabstand von 8 m (zweimal der Grenzabstand). Wo ein Grund-

stück der Arbeitszone an ein Grundstück einer anderen Bauzone 

grenzt, gelten grössere Grenzabstände, welche sich aus dem Mehr-

längenzuschlag ergeben.  

Die Masse der untergeordneten Baukörper entsprechen jenen der 

Wohn-, Misch- und Zentrumszonen.  
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4.2.3 Zonen für öffentliche Bauten und Anlagen 

Die Zonen für öffentliche Bauten und Anlagen sind, in Übereinstim-

mung mit den Grundsätzen zur Nutzungsplanung, wichtige Begeg-

nungsräume und für die Gemeinde von strategischer Bedeutung. Die 

Zonen für öffentliche Bauten und Anlagen sind für bestehende und 

künftige öffentliche Bauten und Anlagen bestimmt (Art. 13 BauV). Im 

Rahmen der Objektstrategie prüfte die Gemeinde den Bedarf, die Lage, 

die Ausdehnung und Anordnung der öffentlichen Zonen. Absichten zu 

einer Konzentration oder Standortverschiebung öffentlicher Nutzun-

gen (z.B. Schulen, Gemeindehäuser, etc.) sind für die Bezeichnung 

entsprechender Zonen, resp. der Sicherung der entsprechenden Flä-

chen von Relevanz. Die Bezeichnung einer Zone für öffentliche Bauten 

und Anlagen ermöglicht eine langfristige Sicherung von Flächen für 

die Bedürfnisse der Allgemeinheit. 

Das Sportanlagenkonzept der Gemeinde (GESAK) befindet sich noch in 

Erarbeitung. Soweit dies aufgrund der bisher verfügbaren Grundlagen 

beurteilbar ist, entsteht daraus kein wesentlicher Bedarf, zusätzliche 

Flächen den Zonen für öffentliche Bauten und Anlagen zuzuweisen.  

Die Zonen für öffentliche Bauten und Anlagen werden gemäss ihrem 

jetzigen oder angestrebten Zweck der Empfindlichkeitsstufe II (nicht 

störend), der Empfindlichkeitsstufe III (mässig störend) oder der Emp-

findlichkeitsstufe IV (stark störend; KVA Bilten) zugewiesen. Bei der 

Festlegung der Empfindlichkeitsstufen wurde zudem darauf geachtet, 

welche Empfindlichkeitsstufen die umgebenden Nutzungszonen auf-

weisen.  

Weitere Vorgaben zu Flächenanteilen, Bauweisen, Masse der Haupt-

baukörper oder Masse der untergeordneten Baukörper werden nicht 

gemacht. Diese Parameter sind in einem konkreten Projekt fallweise 

zu bestimmen.  

4.2.4 Sport- und Intensiverholungszonen 

Die Sport- und Intensiverholungszonen sind gemäss Art. 14 BauV für 

eine Nutzung des Bodens durch Bauten und Anlagen zu Sport- und 

Freizeitzwecken bestimmt. Darunter fallen Sport- und Mehrzweckhal-
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len, Hartplätze, Camping- und Reitplätze sowie gewerbliche Reithal-

len.  

Es wird die Empfindlichkeitsstufe III (mässig störend) festgelegt. Fest-

legungen zu den Flächenanteilen werden keine gemacht. Der Zusam-

menbau, eingeschossige Erweiterungen des Hauptbaukörpers sowie 

eingeschossige, freistehende Bauten sind erlaubt. Zu den Massen der 

Hauptbaukörper und der untergeordneten Baukörper werden keine 

weiteren Vorgaben gemacht.  

4.2.5 Flugplatzzone 

Die Flugplatzzone (Flugplatz Mollis) besteht aus den Sektoren A und B. 

In Sektor A dürfen Flugplatzanlagen und Nebenanlagen erstellt wer-

den. Für die Nebenanlagen (flugplatzbetriebsfremde Bauten und Anla-

gen) gelten die Vorschriften der Arbeitszone. In Sektor B sind nur 

Flugplatzanlagen gestattet. Es dürfen keine Nebenanlagen erstellt 

werden.  

Die Flugplatzzone wird der Empfindlichkeitsstufe IV (stark störend) zu-

geordnet. Festlegungen zu den Flächenanteilen werden keine ge-

macht. Der Zusammenbau, eingeschossige Erweiterungen des 

Hauptbaukörpers sowie eingeschossige, freistehende Bauten sind er-

laubt. Zu den Massen der Hauptbaukörper  und der untergeordneten 

Baukörper werden keine weiteren Vorgaben gemacht (mit Ausnahme 

des Grenzabstandes von 4 m für Hauptbaukörper).  

4.2.6 Bahnhofzonen 

In den Bahnhofzonen gilt für bahneigene Anlagen das Eisenbahnge-

setz (EGB). Sämtliche andere Bauten und Anlagen unterstehen dem 

kommunalen und dem übergeordneten Recht. Baubewilligungen für 

nicht dem Eisenbahnrecht unterstellten Bauten und Anlagen dürfen 

nur erteilt werden, wenn ein Nutzungs- und Gestaltungskonzept vor-

liegt.  

Die Bahnhofszonen werden der Empfindlichkeitsstufe III (mässig stö-

rend) zugeordnet. Festlegungen zu den Flächenanteilen werden keine 

gemacht. Der Zusammenbau, eingeschossige Erweiterungen des 

Hauptbaukörpers sowie eingeschossige, freistehende Bauten sind er-
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laubt. Zu den Massen der Hauptbaukörper und der untergeordneten 

Baukörper werden keine weiteren Vorgaben gemacht (mit Ausnahme 

der maximalen Gebäudehöhe von 10 2/3 m für Hauptbaukörper). Kon-

krete Vorgaben sind im Rahmen des Nutzungs- und Gestaltungskon-

zepts festzulegen.  

4.2.7 Grünzonen 

Grünzonen gemäss Art. 16 BauV umfassen Gebiete, die nicht überbaut 

und je nach Zweck nur bedingt bewirtschaftet werden dürfen. Sie die-

nen der Freihaltung von Flächen vor Überbauung sowie der Erhaltung 

und Schaffung von Park- und Erholungsanlagen. Im Zonenplan werden 

die Zweckbestimmungen Freihaltung, Naherholung und Freizeit 

(Schrebergärten, etc.) unterschieden.  

Als Grundlage für die Bezeichnung der Grünzonen dienten einerseits 

die Festlegungen in den Zonenplänen der ehemaligen Gemeinden 

(Grün- und Freihaltezonen), andererseits auch die sogenannten „grü-

nen Linsen“ (im Baugebiet eingebundene nicht bebaute, grüne Flä-

chen) gemäss Gemeinderichtplan. Da die Ausscheidung der Grün- und 

Freihaltezonen in den ehemaligen Gemeinden nach unterschiedlichen 

Kriterien, resp. in einem unterschiedlichen Detailgrad erfolgte, war ei-

ne Bereinigung vorzunehmen. So wurden einige Freihaltezonen neu 

als überlagerte Landschaftsschutzzone ausgewiesen (Bsp. Flächen 

entlang der Linth in Niederurnen / Ziegelbrücke).  

4.2.8 Verkehrsflächen 

Verkehrsflächen gemäss Art. 17 BauV umfassen öffentliche oder öf-

fentlich zugängliche Strassen, Trottoirs, Plätze, Parkierungsanlagen, 

Bushaltestellen sowie Bahnanlagen mit Umladeeinrichtungen sowie 

Bahnstationen ohne Fremdnutzung. Innerhalb der Bauzonen gelegene 

oder längs an Bauzonen angrenzende Verkehrsflächen zählen zum 

Baugebiet. Bauten und Anlagen sind zulässig, soweit sie der Strassen-

raumgestaltung oder -nutzung dienen (Art. 17 Abs. 2 BauV). Die Ver-

kehrsflächen wurden anhand der Amtlichen Vermessung (AV) neu 

erfasst. Ausparzellierte Strassen, Wege und Plätze wurden im Zonen-

plan in der Regel als Verkehrsflächen erfasst.  
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4.2.9 Gefahrenzonen 

Gefahrenzonen werden als überlagerte Nutzungen in den Zonenplänen 

Weitere Festlegungen abgebildet. (Weitere Angaben siehe Kapitel 20) 

4.3 Umsetzung in der totalrevidierten Nutzungsplanung 

Die Art und das Mass der Nutzung in den Bauzonen werden im Bau-

reglement in einer Tabelle kompakt zusammengefasst (Art. 5, vgl. Ab-

bildung 3). Zonenspezifische Vorschriften werden ergänzend in 

Textform festgelegt. Die Abbildung in den Zonenplänen Nutzung (Aus-

nahme: Gefahrenzonen sind in den Zonenplänen Weitere Festlegungen 

dargestellt) erfolgt gemäss den im Baureglement definierten Rege-

lungen in Übereinstimmung mit der Konzeption und den Festlegungen 

im Gemeinderichtplan.  
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Abbildung 3: Art und Mass der Nutzung in den Bauzonen (Art. 5 Baureglement) 
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5. Generelle Ausführungen zur Bauzonendimensionierung 

Verschiedene Gebiete in der Gemeinde Glarus Nord wurden bereits 

durch die Festlegungen im Gemeinderichtplan mit behördenverbindli-

cher Wirkung dem Landwirtschafts-/ Freihaltegebiet zugewiesen (u.a. 

im Zusammenhang mit Kompensationsbestrebungen für den Neubau 

der Eternit (Schweiz) AG / Swisspearl im Riet Niederurnen und dem 

Entwicklungsschwerpunkt ESP Bilten). Auch wenn der Gemeindericht-

plan nicht Parzellenschärfe aufweist, sind diese Gebiete in der Nut-

zungsplanung konsequenterweise ebenfalls einer Landwirtschafts- 

oder Freihaltezone zuzuordnen. Die bedeutendsten Flächen sind in der 

nachfolgenden Tabelle dargelegt (Tabelle 1).  

Gebiet Grösse 

[ha] 

Geltende NUP Gemeindericht-

plan 

Totalrevidierte 

NUP 

Stuckenen, Niederurnen 3.82 Wohnzone 3, 

Wohn- und Ge-

werbezone A 

Landwirtschafts-/ 

Freihaltegebiet 

Landwirtschafts-

zone 

Weid (Jennyareal), Niederurnen 1.50 Gewerbezone Landwirtschafts-/ 

Freihaltegebiet 

Landwirtschafts-

zone 

Oberer Tschachen / Siedlungstren-

nung Näfels und Oberurnen 

0.93 Gewerbezone Landwirtschafts-/ 

Freihaltegebiet 

Grünzone 

Ober-Erlen, Näfels (südlich der 

Netstal Maschinen) 

4.54 Industriezone Landwirtschafts-/ 

Freihaltegebiet 

Landwirtschafts-

zone 

Parz. Nr. 1233, Näfels 0.21 Wohn- und Ge-

werbezone 

Landwirtschafts-/ 

Freihaltegebiet 

Landwirtschafts-

zone 

Inseli, Mollis 4.85 Gewerbe- und 

Industriezone 

Landwirtschafts-/ 

Freihaltegebiet 

Landwirtschafts-

zone 

Neugut, Mollis 1.20 Wohnzone 2a Landwirtschafts-/ 

Freihaltegebiet 

Landwirtschafts-

zone 

Parz. Nr. 689, Rüezigen, Mollis 0.26 Wohnzone 2b Landwirtschafts-/ 

Freihaltegebiet 

Landwirtschafts-

zone 

Parz. Nr. 1760, Biäsche (Mollis) 0.59 Wohnzone 2c (2. 

Erschliessungs-

etappe) 

Landwirtschafts-/ 

Freihaltegebiet 

Landwirtschafts-

zone 

Vor dem Wald, Filzbach 2.39 Wohnzone I Landwirtschafts-/ 

Freihaltegebiet 

Landwirtschafts-

zone 

Grossgaden, Filzbach 0.25 Wohnzone II Landwirtschafts-/ 

Freihaltegebiet 

Landwirtschafts-

zone 

Oerli, Filzbach 0.53 Wohnzone II Landwirtschafts-/ 

Freihaltegebiet 

Landwirtschafts-

zone 
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Vorem Bach, Alterstrasse, Filzbach 0.29 Wohnzone II Landwirtschafts-/ 

Freihaltegebiet 

Landwirtschafts-

zone 

Tabelle 1: Flächen, die in der totalrevidierten Nutzungsplanung nicht mehr der Bauzone zuge-

ordnet werden. 

Es sind hauptsächlich Flächen im Eigentum der Gemeinde betroffen.  

Während der Bearbeitung der Nutzungsplanung wurde zudem ent-

schieden, dass ein Teil des Gebiets Pfaffenerlen / Feldbach, Mollis 

ebenfalls der Landwirtschaftszone zuzuweisen ist (0.64 ha), obwohl es 

im Gemeinderichtplan noch den Arbeitsplatzgebieten zugeordnet wur-

de. Begründet wurde dieser Entscheid mit der Begrenzung der Sied-

lung entlang des Fliessgewässers.  

Die im Gemeinderichtplan mit einem Signet bezeichneten Ferienhaus-

gebiete befinden sich in den ehemaligen Gemeinden Mollis, Näfels, 

Mühlehorn, Obstalden und Oberurnen. Die heutige Umsetzung in der 

rechtskräftigen Zonenplanung weist Unterschiede auf. Beispielsweise 

findet sich in Mollis eine Zone für Ferienhäuser und Beherbergungs-

stätten. In Mühlehorn hingegen diente die Ferienhauszone aus-

schliesslich der Erstellung von Ferienhäusern. Grundsätzlich handelt 

es sich um Bauzonen, in denen die Erschliessungspflicht zu 100% bei 

den Privaten liegt. Diese Ferienhauszonen sind nicht für den dauern-

den Aufenthalt von Personen (Wohnsitznahme) vorgesehen und weisen 

im heutigen Zeitpunkt relativ grosse Nutzungsreserven auf. Im Ent-

wurf der totalrevidierten Nutzungsplanung sind die Ferienhausgebiete 

mit Ausnahme des Gebietes Nidstalden der Landwirtschaftszone zu-

gewiesen. Für die Errichtung / Änderung von Bauten gelten die Be-

stimmungen des Bundesrechts (RPG, RPV, Bauten ausserhalb der 

Bauzone BAB). Die Ausscheidung einer Spezialzone nach Art. 18 RPG 

bringt keine weiteren Vorteile für die Grundeigentümer. Auch in den 

Spezialzonen gelten die Bestimmungen für BAB nach RPG/RPV. Durch 

die Zuweisung zur Landwirtschaftszone fällt der Gemeinde auch künf-

tig keine Erschliessungspflicht für die Ferienhausgebiete zu. Die Feri-

enhausgebiete im Umfang von rund 16.7 ha werden neu der 

Landwirtschaftszone zugewiesen (ohne Gebiet Nidstalden). 

Spezialfälle: Die Sonderbauzonen in Bilten (Intensivtierhaltung sowie 

Kleintier und Schrebergärten) werden neu den Grünzonen zugeordnet. 

Sie erscheinen in der Übersicht gemäss Anhang A 9 deshalb in der Ka-
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tegorie „nicht mehr in der Bauzone gemäss totalrevidierter Nutzungs-

planung“, da die Grünzonen gemäss dem übergeordneten Recht wohl 

zum Baugebiet gehören, aber nicht in die Bauzonendimensionierung 

einbezogen werden. 

Einzelne Gebiete wurden in Übereinstimmung mit dem Gemeinde-

richtplan oder in anderen, begründeten Fällen neu den Bauzonen zu-

gewiesen. Die wesentlichen Flächen sind in der nachfolgenden Tabelle 

dargelegt (Tabelle 2).  

Gebiet Grösse 

[ha] 

Geltende NUP Gemeindericht-

plan 

Totalrevidierte 

NUP 

Pferdesportbetrieb Birchler, Bilten 

(Zonenanpassung an Parzellierung) 

0.44 Landwirtschafts-

zone 

Landwirtschafts-/ 

Freihaltegebiet 

Sport- und Inten-

siverholungsge-

biet 

Bahnhof Bilten 0.59 Zone übriges 

Gemeindegebiet 

Sonstige Gebiete Bahnhofzone 

Lager- und Holzplatz Hof, Bilten 0.28 Zone übriges 

Gemeindegebiet 

Landwirtschafts-/ 

Freihaltegebiet 

Zone für öffentli-

che Bauten und 

Anlagen 

Bahnhof Nieder- und Oberurnen 0.85 Zone übriges 

Gemeindegebiet 

Sonstige Gebiete Bahnhofzone 

Parz. Nr. 615, Niederurnen 0.13 Zone übriges 

Gemeindegebiet 

Kerngebiet Dorfzone 

Zonenbereinigung entlang Parzellen-

grenzen im Bereich Alters- und 

Pflegeheim Letz Näfels und Denk-

malwiese 

0.54 Freihaltezone Gebiet öffentliche 

Nutzung 

Zone für öffentli-

che Bauten und 

Anlagen 

Erweiterungsfläche Gemeindehaus 

Süd, Näfels 

0.20 Land- und 

Alpwirtschaftszo-

ne 

Gebiet öffentliche 

Nutzung 

Zone für öffentli-

che Bauten und 

Anlagen 

Bahnhof Näfels – Mollis 1.28 Übriges Gemein-

degebiet 

Sonstige Gebiete Bahnhofzone 

Gebiet bei der Stichstrasse, Mollis 1.76 Land- und 

Alpwirtschaftszo-

ne 

Gebiet öffentliche 

Nutzung 

Arbeitszone 

Flugplatz Mollis 23.98 

(SIL: 

22.15) 

Zone mit be-

schränkter land-

wirtschaftlicher 

Nutzung 

Sonstige Gebiete, 

Landwirtschafts-/ 

Freihaltegebiet, 

Arbeitsplatzgebiet 

Flugplatzzone 

(SIL-Perimeter), 

Arbeitszone 

Swissair-Platz, Flugplatz Mollis 0.85 Übriges Gemein-

degebiet 

Sonstige Gebiete Sport- und Inten-

siverholungszone 

Materialbewirtschaftung Balz Kamm 

AG, Biäsche (Zonenbereinigung) 

0.30 Materialbewirt-

schaftungszone 

Landwirtschafts-/ 

Freihaltegebiet 

Arbeitszone 
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Bahnhof Weesen (Zonenbereinigung) 0.32 Übriges Gemein-

degebiet 

Sonstige Gebiete Arbeitszone 

Gäsi 0.65 Übriges Gemein-

degebiet 

Sonstige Gebiete Sport- und Inten-

siverholungszone 

Parz. Nr. 162, Obstalden (Zonenbe-

reinigung) 

0.14 Landwirtschafts-

zone 

Landwirtschafts-/ 

Freihaltegebiet 

Erweiterte 

Dorfzone am 

Hang 

Bahnhof Mühlehorn (Teilflächen) 0.17 Übriges Gemein-

degebiet 

Sonstige Gebiete Bahnhofzone 

Tabelle 2: Flächen, die in der totalrevidierten Nutzungsplanung neu der Bauzone zugeordnet 

werden. 

Hinweis: Die totalrevidierte Nutzungsplanung wurde anhand aktueller 

AV-Daten neu erfasst. Die Zonen wurden wo notwendig in der Regel an 

die Parzellierung angepasst. So entstehen im Vergleich zwischen den 

Nutzungsplanungen der ehemaligen Gemeinden und der totalrevidier-

ten Nutzungsplanung kleine Differenzen. Insgesamt resultieren fol-

gende Differenzen: 

− Flächen nicht mehr in der Bauzone gemäss totalrev. NUP: 49.7 ha.  

− Neue Flächen in der Bauzone gemäss totalrev. NUP: 36.1 ha 

− Differenz: 13.6 ha 

Der Vergleich der Bauzonen geltende Nutzungsplanungen der ehema-

ligen Gemeinden und totalrevidierte Nutzungsplanung ist im Anhang A 

9 beigefügt.  
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6. Bauzonendimensionierung Wohn-, Misch- und Zentrumszonen 

6.1 Ausgangslage 

6.1.1 Angestrebte Entwicklung der Bevölkerung und Arbeitsplätze 

Für die Ermittlung des Bauzonenbedarfs wird in der Regel der Flä-

chenverbrauch der letzten 15 Jahre herangezogen und extrapoliert 

(Trendmethode). Aufgrund der Gemeindefusion sind die dazu erforder-

lichen Datengrundlagen zum Überbauungsstand jedoch nicht lücken-

los vorhanden, sodass diese Methode kaum zielführend ist.  

Die Zielmethode orientiert sich an einer Vorgabe resp. einem Wachs-

tumsziel. Die Gemeinde Glarus Nord stützt sich dabei auf das ange-

strebte Wachstum von 1% gemäss Gemeinderichtplan. Somit werden 

als Berechnungsgrundlage die angestrebte Bevölkerungsentwicklung 

und ein durchschnittlicher Flächenbedarf pro Einwohner / Arbeitsplatz 

(Vollzeitäquivalent) verwendet. Ein Vollzeitäquivalent entspricht dabei 

einem zu 100% besetzten Arbeitsplatz. Der Bund hat ebenfalls Bevöl-

kerungsszenarien erarbeitet. Diese sind jedoch noch nicht definitiv 

festgesetzt und nur für den Kanton bei der Überarbeitung des Kanto-

nalen Richtplans unmittelbar relevant. 

Für die Ermittlung der Bauzonengrösse ist die Bevölkerung innerhalb 

der Wohn-, Misch- und Zentrumszonen zu berücksichtigen. Weiter 

sind auch die Arbeitsplätze (Vollzeitäquivalente) innerhalb der Wohn-, 

Misch- und Zentrumszonen einzubeziehen. Im Jahr 2014 lebten 16‘051 

Einwohner innerhalb der Wohn-, Misch- und Zentrumszonen (BFS, 

STATPOP 2013; vgl. Tabelle 3). Zudem waren 2‘758 Vollzeitäquivalente 

innerhalb der Wohn-, Misch- und Zentrumszonen angesiedelt (BFS, 

STATENT 2011). Hochgerechnet auf das Jahr 2014 ist von 2‘842 Voll-

zeitäquivalenten auszugehen. In der Gesamtbetrachtung kann folglich 

von 18‘893 Einwohnergleichwerten (Bevölkerung und Vollzeitäquiva-

lente) ausgegangen werden. Es wird angenommen, dass sich die An-

zahl Arbeitsplätze in ähnlichem Masse entwickelt wie die Bevölkerung 

(+1%). Bis ins Jahr 2030 sind demnach gemäss dem Wachstumsziel 

der Gemeinde 22‘153 Einwohnergleichwerte anzustreben (+3‘260 Ein-
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wohnergleichwerte im Vergleich zum Jahr 2014, vgl. Abbildung 4). Bis 

ins Jahr 2040 sind 24‘471 Einwohnergleichwerte anzustreben. 

 innerhalb WMZ ausserhalb WMZ Total 

Einwohner (EW) 16‘051 1‘769 17'820 

Vollzeitäquivalente (VÄ) 2‘842 4‘049 6'891 

Einwohnergleichwerte 

(EW + VÄ) 

18'893 5'818 24'711 

Tabelle 3: Einwohner (EW), Vollzeitäquivalente (VÄ) und Einwohnergleichwerte (EWG) innerhalb 

und ausserhalb WMZ. Quellen: BFS, STATPOP 2014 und STATENT 2011 (hochgerechnet auf 2014).  

 

Abbildung 4: Entwicklung der Einwohnergleichwerte (EWG) bis 2030 (durchgezogene Linie) resp. 

2040 (gestrichelte Linie) bei einem Wachstum von 1%. 

6.1.2 Baulandreserven 

Gemäss Art. 35 des Raumentwicklungs- und Baugesetzes des Kantons 

Glarus (RBG) sind die Gemeinden verpflichtet, mindestens jährlich die 

Übersicht über den Stand der Überbauung, der Erschliessung und der 

Baureife in den Bauzonen nachzuführen.  

Bis November 2015 wurde die Übersicht über den Stand der Überbau-

ung, der Erschliessung und der Baureife in den Bauzonen (UEB) basie-

rend auf dem rechtsgültigen Stand der Ortsplanungen erfasst. Ab 

November 2015 wurde die Übersicht UEB gemäss den Zonenabgren-

zungen der totalrevidierten Nutzungsplanung erfasst. Demnach waren 

rund 68.7 ha der Wohn-, Misch- und Zentrumszonen noch unüberbaut.  
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Hierzu ist zu bemerken, dass im Vergleich zu den Bauzonen gemäss 

den Nutzungsplanungen der ehemaligen Gemeinden Flächen in der 

totalrevidierten Nutzungsplanung aus der Bauzone entlassen wurden 

(49.7 ha, davon 16.7 ha Ferienhauszonen) und Flächen neu in die 

Bauzone aufgenommen wurden (36.1 ha). Die Bauzonen sind folglich 

gesamthaft um 13.6 ha reduziert worden. Diese Flächen werden in den 

Berechnungen zur Bauzonendimensionierung nicht mehr berücksich-

tigt (vgl. Kapitel 5).  

Die Übersicht über den Stand der Überbauung, der Erschliessung und 

der Baureife in den Bauzonen ist im Anhang A 6 ersichtlich (Stand No-

vember 2015).  

6.2 Bearbeitung, Beurteilung und Interessenabwägung 

Die Wohn-, Misch- und Zentrumszonen wurden auf Ebene Gemeinde-

richtplan in verschiedene Kategorien eingeteilt (basierend auf der 

Übersicht über den Stand der Überbauung, der Erschliessung und der 

Baureife UEB): 

− Überbaute Wohn-, Misch- und Zentrumszonen mit Innenentwick-

lungspotenzialen 

− Flächenpotenziale: Nicht überbaute Wohn-, Misch- und Zentrums-

zonen / Baulücken innerhalb des weitgehend überbauten Gebietes. 

Sie können aufgrund ihrer Lage nicht für eine Reduktion der 

Bauzonen herangezogen werden und sind folglich weiterhin der 

Bauzone zuzuweisen.  

− Mögliche Etappierungsgebiete: Diese grösseren zusammenhän-

genden, unbebauten Flächen wurden bereits im Gemeindericht-

plan bezeichnet. 

− Reduktionspotenziale: Weitere nicht überbaute Wohn-, Misch- und 

Zentrumszonen ausserhalb des weitgehend überbauten Gebietes.  

Die Einteilung der unbebauten Wohn-, Misch- und Zentrumszonen 

stellte einen ersten Bearbeitungsschritt zur Erarbeitung eines konkre-

ten Vorschlages zum Umgang mit den übergrossen Bauzonenreserven 

auf Ebene Nutzungsplanung dar.  

Die angestrebten Einwohnergleichwerte der nächsten Planungsperio-

de von 15 Jahren werden den Potenzialen in den Wohn-, Misch- und 
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Zentrumszonen gegenübergestellt. Es ist also zu ermitteln, wie viele 

(zusätzliche) Einwohnergleichwerte in den Innenentwicklungspotenzia-

len und den nicht bebauten Wohn-, Misch- und Zentrumszonen Platz 

finden: 

− Die Ermittlung der Innenentwicklungspotenziale erfolgt anhand 

von Vergleichen der IST- und SOLL-Dichten (EWG/ha).  

− Die Ermittlung der Potenziale in den nicht bebauten Wohn-, Misch- 

und Zentrumszonen erfolgt anhand von Berechnungen zur reali-

sierbaren Geschossfläche gemäss der neuen Regelbauweise.  

6.2.1 Innenentwicklungspotenziale in den überbauten Wohn-, Misch- und Zentrumszonen 

Grundsätzlich gilt in den Wohn-, Misch- und Zentrumszonen künftig 

eine dreigeschossige Regelbauweise. Dies entspricht den Zielsetzun-

gen des RPG, wonach eine verdichtete Bauweise anzustreben ist (eine 

Entdichtung würde diesen Zielsetzungen widersprechen). Die Ermitt-

lung der Innenentwicklungspotenziale erfolgt anhand von Vergleichen 

der IST- und SOLL-Dichten (EWG/ha). Einzelne Gebiete haben bereits 

eine ausreichend hohe Dichte erreicht (kein zusätzliches Verdich-

tungspotenzial).  

Verdichtung in überbauten Gebieten ist mit zahlreichen Hindernissen 

verbunden (fehlende Investitionsabsichten oder –möglichkeiten der Ei-

gentümer, Parzellierung / Eigentumsverhältnisse etc.). Es wird daher 

angenommen, dass nur ein Drittel der theoretisch vorhandenen In-

nenentwicklungspotenziale in der nächsten Planungsperiode von 

15 Jahren realisiert werden kann.  

IST-Dichten 

Die heute vorhandenen Dichtewerte wurden ortschaftsweise pro Zone 

ermittelt (alle bebauten Flächen der Wohn-, Misch- und Zentrumszo-

nen umfassend, Stand UEB November 2015, vgl. auch Abbildung 5). 
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Abbildung 5: Ausschnitt von Mollis (Zoneneinteilung gemäss totalrevidierter Nutzungsplanung) 

mit IST- und SOLL-Dichten sowie dem berechneten zusätzlichen Potenzial an Einwohnergleich-

werten in den Wohn-, Misch- und Zentrumszonen. 

SOLL-Dichten 

Die angestrebten SOLL-Dichten sind aufgrund raumplanerischer 

Überlegungen festzulegen. Zudem orientieren sie sich an den Dichte-

betrachtungen, welche der Kanton im Rahmen der Überarbeitung des 

Kantonalen Richtplans im Jahr 2013 anstellte (Anpassung des Kanto-

nalen Richtplans, Entwurf für die Vernehmlassung, 13.06.2013).  

In der Dorfzone und der erweiterten Dorfzone in der Ebene sind relativ 

hohe SOLL-Dichten anzustreben (90 bzw. 70 EWG/ha). 

In der erweiterten Dorfzone am Hang ist das Zusammenbauen zu-

gunsten der strukturgebenden Freiräume, welche von der Landschaft 

bis zu den Dorfzonen durchfliessen sollen, nicht erlaubt. Die anzustre-

benden SOLL-Dichten sind demzufolge tiefer anzusetzen. Gleiches gilt 

für sämtliche Zonen am Kerenzerberg. Auch die ÖV-

Erschliessungsqualität am Kerenzerberg, sowie in weiten Teilen der 
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erweiterten Dorfzone am Hang, welche nicht über eine Basiserschlies-

sung hinausgeht, stützt diese Annahme. Die SOLL-Dichte wird deshalb 

bei 50 EWG/ha festgesetzt. 

Die Zone für höhere Bauten umfasst eng abgegrenzte Gebiete, in de-

nen bereits heute Bauten mit grösstenteils mehr als drei Geschossen 

bestehen. In der Zone für höhere Bauten bestehen bereits hohe IST-

Dichten. Es ist grundsätzlich davon auszugehen, dass diese Areale 

weitgehend genutzt sind und bereits eine angemessene Dichte er-

reicht ist (Gebiete mit hohen Dichten benötigen auch grössere Frei-

räume).  

Die Hochhauszone (Escherpark, Näfels) umfasst bereits bebaute Flä-

chen und ist deshalb als Innenentwicklungspotenzial zu behandeln 

(IST-Dichte 3.4 EWG/ha, SOLL-Dichte 150 EWG/ha, berechnetes Po-

tenzial bis 2030: + 356 EWG). Im Jennyareal in Ziegelbrücke ist derzeit 

lediglich eine Zone für höhere Bauten bezeichnet. Eine Hochhauszone 

ist nicht eingetragen, kann jedoch mit fortschreitender Beplanung des 

Jennyareals allenfalls implementiert werden.  

Zusammenfassend werden folgende SOLL-Dichten angestrebt 

(Tabelle 4):  

Zone totalrevidierte NUP Bilten, Niederurnen, Oberur-

nen, Näfels, Mollis (EWG / ha) 

Filzbach, Obstalden, Mühlehorn 

(EWG / ha) 

Dorfzone 90 50 

Erw. Dorfzone in der Ebene 70 50 

Erw. Dorfzone am Hang 50 40 

Zone für höhere Bauten 150  

Hochhauszone 150  

Tabelle 4: Angestrebte SOLL-Dichten  

Weitere Annahmen 

Zur Berechnung der Innenentwicklungspotenziale werden weitere An-

nahmen getroffen: 

− Es wird durchschnittlich ein Überbauungsgrad von 80% erreicht 

(vgl. Bauzonenstatistik 2012, Bundesamt für Raumentwicklung 

ARE). 
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− In allen Zonen der Wohn-, Misch- und Zentrumszonen wird durch-

schnittlich ein Gewerbeanteil von 20% angestrebt (Anteil Vollzeit-

äquivalente an den EWG innerhalb der Wohn-, Misch- und 

Zentrumszonen).  

Berechnungsschritte 

1) Gebiete, welche die SOLL-Dichte bereits erreicht haben, weisen 

kein Verdichtungspotenzial auf. Sie werden deshalb in den Be-

rechnungen nicht weiter berücksichtigt.  

2) Für Gebiete mit einer geringeren IST- als SOLL-Dichte wird die 

Differenz ermittelt (EWG / ha).  

3) Die ermittelte Differenz (EWG / ha) wird mit der Fläche des jeweili-

gen Gebietes (unter Berücksichtigung des Überbauungsgrads von 

80%) multipliziert. Es resultiert die Anzahl zusätzlicher Einwohner-

gleichwerte. Diese werden anteilsmässig in Einwohner und Voll-

zeitäquivalente aufgeteilt (20% Gewerbeanteil).  

4) Nicht alle Verdichtungspotenziale werden sofort verfügbar sein. Es 

wird angenommen, dass davon ein Drittel in der nächsten Pla-

nungsperiode realisiert werden kann.  

Resultat 

Es resultiert ein Wert von zusätzlichen 232 Einwohnergleichwerten in 

den Innenentwicklungspotenzialen. 

Bemerkungen 

− Entwicklungsschwerpunkt Näfels-Mollis: Das Areal westlich der 

Strasse Mühlhäusern soll teilweise neu den Wohn-, Misch- und 

Zentrumszonen zugewiesen werden. Es ist in die Berechnungen 

zur erweiterten Dorfzone Näfels eingeflossen (auch wenn allenfalls 

höhere Bauten als in der Regelbauweise zulässig realisiert wer-

den, sollen höchstens 50% für Wohnzwecke genutzt werden, d.h. 

Gewerbeanteil von 50%).  

− Die Ortsbildschutzzonen wurden in der Berechnung nicht weiter 

berücksichtigt. Bauvorhaben innerhalb der Ortsbildschutzzone 

sind bei der Gemeinde zu melden.  
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6.2.2 Potenziale in den nicht überbauten Wohn-, Misch- und Zentrumszonen 

Die Ermittlung der Potenziale in den nicht überbauten Wohn-, Misch- 

und Zentrumszonen erfolgt anhand von Berechnungen zur realisierba-

ren Geschossfläche gemäss der neuen Regelbauweise. Dabei wird der 

bebaute Anteil einer Parzelle als Ausgangspunkt der Berechnungen 

genommen.  

Annahmen 

Basierend auf den Regeln für das Bauen, Erhebungen und Erfah-

rungswerten werden folgende Annahmen getroffen: 

− Der durchschnittliche Wohnflächenbedarf in den Dorfzonen, den 

erweiterten Dorfzonen in der Ebene sowie den Zonen für höhere 

Bauten der Ortschaften Bilten, Niederurnen, Oberurnen, Näfels 

und Mollis beträgt 60 m2 pro Person (vgl. Wert im suburbanen 

Raum, Datenblätter zur Bauzonendimensionierung, Kanton GR). 

− Der durchschnittliche Wohnflächenbedarf in den erweiterten 

Dorfzonen am Hang (Ortschaften Bilten, Oberurnen und Mollis) be-

trägt 70 m2 pro Person (vgl. Wert im touristischen Intensiverho-

lungsraum und im ländlichen Raum, Datenblätter zur Bauzonen-

dimensionierung, Kanton GR). 

− Der durchschnittliche Wohnflächenbedarf in den Ortschaften am 

Kerenzerberg beträgt 70 m2 pro Person (vgl. Wert im touristischen 

Intensiverholungsraum und im ländlichen Raum, Datenblätter zur 

Bauzonendimensionierung, Kanton GR). 

− Der durchschnittliche Flächenbedarf pro Vollzeitäquivalent beträgt 

120 m2 (vgl. SIA 422 Bauzonenkapazität). 

− In den Dorfzonen wird durchschnittlich ein Gewerbeanteil von 20% 

erreicht.  

− In den Dorfzonen dürfen maximal 40% einer Parzelle bebaut wer-

den (≙ bebauter Flächenanteil). In den Erweiterten Dorfzonen, der 

Zone für höhere Bauten sowie in der Hochhauszone liegt der Ma-

ximalwert bei 30%. 

− Es wird durchschnittlich ein Überbauungsgrad von 80% erreicht 

(vgl. Bauzonenstatistik 2012, Bundesamt für Raumentwicklung 

ARE). 
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− 65% der Bruttogeschossfläche eines Gebäudes sind als Hauptnutz-

flächen nutzbar (Erfahrungswert).  

Berechnungsschritte 

1) Parzellen unter 100m2 weisen kein nennenswertes Potenzial auf 

und werden deshalb in den Berechnungen nicht weiter betrachtet. 

Dieser Berechnungsschritt ist zudem notwendig, um Ungenauig-

keiten in den Grundlagedaten (Amtliche Vermessung) zu eliminie-

ren.  

2) Die Parzellenfläche wird mit dem Überbauungsgrad multipliziert. 

3) Es wird unter Berücksichtigung der dreigeschossigen Regelbau-

weise eine Annäherung an die Geschossflächenziffer (Summe aller 

Geschossflächen / anrechenbare Grundstücksfläche) ermittelt 

(bebaute Fläche (als Dezimalzahl) * Anzahl Stockwerke gemäss 

Regelbauweise). 

4) Die Regelbauweise schreibt keine Mindestnutzung vor. Entspre-

chend wird ein Korrekturfaktor von 0.8 verwendet (Korrekturfaktor 

für Bauten mit weniger als drei Stockwerken). 

5) Durch die Multiplikation der Annäherung an die Geschossflächen-

ziffer mit der Grundstücksfläche wird eine Annäherung an die rea-

lisierbare Bruttogeschossfläche, resp. eine Annäherung an die 

realisierbare Hauptnutzfläche (65%) ermittelt (m2).  

6) Ermittlung der Einwohner und Vollzeitäquivalente gemäss dem 

durchschnittlichen Flächenbedarf in Abhängigkeit der Lage und 

der Zonenzuweisung (vgl. Annahmen).  

7) Ermittlung der Einwohnergleichwerte (Einwohner und Vollzeitäqui-

valente).  

Resultate 

In den nicht bebauten Wohn-, Misch- und Zentrumszonen können ins-

gesamt 3‘766 Einwohnergleichwerte platziert werden.  
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6.3 Umsetzung in der totalrevidierten Nutzungsplanung 

6.3.1 Gegenüberstellung Baulandbedarf / Baulandangebot 

In der nächsten Planungsperiode von 15 Jahren (bis 2030) sind gemäss 

dem Wachstumsziel im Gemeinderichtplan (1%) 3‘260 Einwohner-

gleichwerte anzustreben. Diese Einwohnergleichwerte sind einerseits 

in den bereits bebauten Wohn-, Misch- und Zentrumszonen (Innen-

entwicklungspotenziale) als auch in den noch nicht bebauten Wohn-, 

Misch- und Zentrumszonen anzusiedeln. Allein in den noch nicht be-

bauten Wohn-, Misch- und Zentrumszonen besteht im Vergleich zur 

Bedarf von 3‘260 Einwohnergleichwerten eine zu grosse Kapazität 

(3‘766 Einwohnergleichwerte). Aus diesem Grund wird eine Einteilung 

der noch nicht bebauten Wohn-, Misch- und Zentrumszonen in Flä-

chenpotenziale I, Flächenpotenziale II und Etappierungsgebiete vorge-

nommen (Abbildung 6, Abbildung 7 und Tabelle 5). Zur Abgrenzung der 

Flächen werden raumplanerische Kriterien (weitgehend überbautes 

Gebiet, angestrebte Siedlungsentwicklung, Angaben zur Baureife) so-

wie Erkenntnisse aus den Etappierungs- und Auszonungsgesprächen 

(geführt während der Erarbeitung des Gemeinderichtplans) herange-

zogen.  

Innenentwicklungspotenziale 

Es wird angenommen, dass 1/3 der Innenentwicklungspotenziale in der 

nächsten Planungsperiode von 15 Jahren realisiert werden können. In 

den Innenentwicklungspotenzialen können bis ins Jahr 2030 zusätzli-

che 232 Einwohnergleichwerte angesiedelt werden.  

Flächenpotenziale I 

Flächenpotenziale I sind nicht bebaute Flächen, welche im weitgehend 

überbauten Baugebiet liegen und somit nach Raumplanungsgesetzge-

bung (RPG) der Bauzone zugehören. Sie sollen, sofern sie nicht bereits 

baureif sind, umgehend der Baureife zugeführt und in den nächsten 

10 - 15 Jahren bebaut werden. Im Baureglement werden hierzu kon-

krete Massnahmen betreffend die Baulandverfügbarkeit aufgeführt. In 

den Flächenpotenzialen I (27.2 ha) können 1‘491 Einwohnergleichwerte 

angesiedelt werden. 
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Flächenpotenziale II 

Nach Abzug der Einwohnergleichwerte in den Innenentwicklungspo-

tenzialen (232) und den Flächenpotenzialen I (1‘491) verbleiben noch 

1‘537 Einwohnergleichwerte, um den angestrebten Zuwachs von 3‘260 

Einwohnergleichwerten bis ins Jahr 2030 abzudecken. Flächen, die 

den Flächenpotenzialen II zugeordnet sind, liegen nicht im weitgehend 

überbauten Gebiet, bilden jedoch Teil des Baugebiets, welches im Hin-

blick auf eine zweckmässige Entwicklung der Dörfer zuerst einer Be-

bauung zugeführt werden sollen. Sie sollen schrittweise der Baureife 

zugeführt und in den nächsten 10 – 15 Jahren bebaut werden. Im Bau-

reglement werden hierzu konkrete Massnahmen betreffend die Bau-

landverfügbarkeit aufgeführt. In den Flächenpotenzialen II (27.2 ha) 

können 1‘510 Einwohnergleichwerte angesiedelt werden. (Hinweis: 

Rein rechnerisch wären 27 zusätzliche Einwohnergleichwerte statt den 

Etappierungsgebieten den Flächenpotenzialen I und II zuzuordnen. 

Diese Differenz entstand aufgrund verschiedener kleinerer Anpassun-

gen in den Grundnutzungen und entspricht ungefähr einer Fläche von 

0.3 ha. Diese Bereinigung wird nach Abschluss der Mitwirkungsaufla-

ge und der kantonalen Vorprüfung vorgenommen, vgl. auch Hinweis 

zur Abbildung 6.) 

Etappierungsgebiete 

Flächen, die den Etappierungsgebieten zugeordnet sind, liegen nicht 

im weitgehend überbauten Gebiet, sondern sind Teil des erst länger-

fristig zu aktivierenden Baugebiets. In Bezug auf die möglichen Etap-

pierungsgebiete gemäss Gemeinderichtplan  anerkennt der Kanton in 

der Genehmigungsverfügung zum Gemeinderichtplan (datiert vom 

17.07.2015) die bereits eingeleitete Auseinandersetzung mit Auszo-

nungs- und Etappierungsfragen. Verbindliche Aussagen zur Bauzo-

nendimensionierung bzw. -etappierung konnten im Rahmen der 

Richtplangenehmigung nicht abgegeben werden. Es wurde aber aner-

kannt, dass es angesichts der Wachstumsdynamik der Gemeinde al-

lenfalls wenig Sinn macht, einzelne Gebiete im Rahmen der laufenden 

Zonenplanung heute auszuzonen, um sie dann nach 15 Jahren wieder 

einzuzonen (sofern dannzumal Bedarf vorliegt). Nutzungsetappierun-
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gen wurden als durchaus prüfenswert und im Rahmen des übergeord-

neten Rechts als genehmigungsfähig bezeichnet.  

Ausgehend von der Annahme, dass das angestrebte Wachstum auch 

nach dem Jahr 2030 1% betragen wird, sind bis im Jahr 2040 Flächen 

für weitere 2‘318 Einwohnergleichwerte bereitzustellen. Es ist also 

sinnvoll, die verbleibenden unbebauten Wohn-, Misch- und Zentrums-

zonen vollständig den Etappierungsgebieten zuzuordnen (765 Einwoh-

nergleichwerte, 14.2 ha). Der Bedarf bis 2040 ist damit noch nicht 

vollständig abgedeckt (es sind Flächen für weitere 1‘398 Einwohner-

gleichwerte bereitzustellen). Auch die Innenentwicklungspotenziale 

sind in der Planungsperiode bis 2040 wiederum zu berücksichtigen 

(155 Einwohnergleichwerte). 

Hinweis: Die im Gemeinderichtplan als mögliche Etappierungsgebiete 

bezeichneten Flächen sind in der totalrevidierten Nutzungsplanung 

teilweise den Flächenpotenzialen II und teilweise den Etappierungsge-

bieten zugewiesen worden.  
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Abbildung 6: Übersicht über die Bauzonendimensionierung Wohn-, Misch- und Zentrumszonen 

* Hinweis: Die in den Zonenplänen derzeit ausgewiesenen Flächenpotenzialen I und II sowie die 

Innenentwicklungspotenziale entsprechen. 3233 EWG. Diese Differenz entstand aufgrund ver-

schiedener kleinerer Anpassungen in den Grundnutzungen. Rein rechnerisch wären folglich 27 

zusätzliche Einwohnergleichwerte statt den Etappierungsgebieten den Flächenpotenzialen I und 

II zuzuordnen. Dies entspricht ungefähr einer Fläche von 0.3 ha. Diese Bereinigung wird nach Ab-

schluss der Mitwirkung und der kantonalen Vorprüfung vorgenommen.  
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Abbildung 7: Ausschnitt aus dem Zonenplan Nutzung (Ortschaft Bilten). Die Flächenpotenziale I, 

Flächenpotenziale II und Etappierungsgebiete sind violett bandiert eingetragen (Flächenpotenzia-

le I: dunkelviolett; Flächenpotenziale II: violett; Etappierungsgebiete: hellviolett). Hinweis: Die 

Flächenpotenziale I und II sowie die Etappierungsgebiete können Teilflächen enthalten, welche 

bereits bebaut / genutzt und im UEB entsprechend erfasst sind. 
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Flächenpotenzial I 2.6 2.6 6.8 1.6 5.7 5.3 1.2 1.4 27.2 

Flächenpotenzial II 9.7 1.6 7.5 - 6.3 1.2 0.5 0.5 27.2 

Etappierungsgebiete 2.5 3.0 - 0.2 2.0 4.4 1.7 0.4 14.3 

Total 14.9 7.2 14.3 1.8 13.9 10.9 3.4 2.2 68.7 

Tabelle 5: Flächenpotenziale I, Flächenpotenziale II und Etappierungsgebiete differenziert nach 

den Ortschaften (Angaben in ha).  
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7. Bauzonendimensionierung Arbeitszonen 

7.1 Ausgangslage 

Wie in den Technischen Richtlinien Bauzonen des ARE CH ausgeführt 

wird, ist es für die Arbeitsplatzzonen aufgrund der Komplexität und 

Heterogenität der realen Situation nicht möglich, vertretbare Mess-

grössen für die Beurteilung der Grösse der Bauzonen festzulegen. 

Insbesondere kann die Flächenbeanspruchung nicht in einen direkten 

Zusammenhang mit der Anzahl Personen, die diese Flächen nutzen, 

gebracht werden. Die Frage, welcher Bedarf für die nächsten 15 Jahre 

gegeben ist, muss daher für diese Zonentypen im konkreten Einzelfall 

nach allgemeinen Plausibilitätskriterien beantwortet werden.  

Die Ausscheidung neuer Arbeitszonen setzt voraus, dass der Kanton 

eine Arbeitszonenbewirtschaftung einführt, welche die haushälteri-

sche Nutzung der Arbeitszonen insgesamt gewährleistet (Art. 30a 

Abs. 2 Raumplanungsverordnung RPV). 

Das Ziel der Arbeitszonenbewirtschaftung ist es gemäss den Techni-

schen Richtlinien Bauzonen des ARE CH, aus einer übergeordneten, 

regionalen Sicht die Nutzung der Arbeitszonen im Sinn der haushälte-

rischen und zweckmässigen Bodennutzung laufend zu optimieren. Die 

Arbeitszonenbewirtschaftung kann vom Kanton selber betrieben wer-

den oder an funktionale Räume, Regionen oder als öffentliche Aufgabe 

mit Rechenschaftspflicht gegenüber dem Kanton auch an Private de-

legiert sein. Im Übrigen kann den regionalen Gegebenheiten Rechnung 

getragen werden. 

Im Kanton Glarus liegt eine Arbeitszonenbewirtschaftung bislang nicht 

vor. Die Gemeinde Glarus Nord stellt aufgrund der Grösse und den 

tatsächlichen Gegebenheiten bezüglich Arbeitsplätze, Industrie und 

Gewerbe faktisch eine Region dar und kann als wichtiger Arbeits-

standort prägend wirken.  
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7.2 Bearbeitung, Beurteilung und Interessenabwägung 

7.2.1 Baulandreserven 

Die Gemeinde Glarus Nord wies gemäss den geltenden Nutzungspla-

nungen der ehemaligen Gemeinde in den Arbeitsplatzzonen im No-

vember 2015 rund 41.84 ha nicht bebaute Bauzonenflächen auf. Im 

Sinne von Kompensationsbestrebungen auf Stufe Gemeinderichtplan 

wurden heutige Arbeitsplatzgebiete im Umfang von rund 11.82 ha dem 

Landwirtschafts-/ Freihaltegebiet zugewiesen, um die Erweiterung / 

den Neubau der Eternit im Riet und den Arbeitsplatzstandort Bilten zu 

ermöglichen. Die a.o. Gemeindeversammlung vom 02.10.2014 stimmte 

dem projektbezogenen ESP Eternit Riet in Niederurnen und den Er-

weiterungen der Arbeitsplatzgebiete im Tschachen (Bilten) nicht zu. 

Die a.o. Gemeindeversammlung kam jedoch auch nicht auf die Flä-

chenkompensationen zurück.  

Der Gemeinderichtplan wurde in der Zwischenzeit durch den Kanton 

genehmigt. Folglich sind die Flächen im Umfang von rund 11.82 ha in 

der Revision der Nutzungsplanung konsequenterweise der Landwirt-

schaftszone oder einer Freihaltezone (z.B. Grünzone) zuzuweisen. An-

derenfalls müsste der Gemeinderichtplan angepasst werden (Tabelle 

6).  

Gebiet Grösse 

[ha] 

Geltende NUP Gemeindericht-

plan 

Totalrevidierte 

NUP 

Weid (Jennyareal), Niederurnen 1.50 Gewerbezone Landwirtschafts-/ 

Freihaltegebiet 

Landwirtschafts-

zone 

Oberer Tschachen / Siedlungstren-

nung Näfels und Oberurnen 

0.93 Gewerbezone Landwirtschafts-/ 

Freihaltegebiet 

Grünzone 

Ober-Erlen, Näfels (südlich der 

Netstal Maschinen) 

4.54 Industriezone Landwirtschafts-/ 

Freihaltegebiet 

Landwirtschafts-

zone 

Inseli, Mollis 4.85 Gewerbe- und 

Industriezone 

Landwirtschafts-/ 

Freihaltegebiet 

Landwirtschafts-

zone 

Total (gerundet) 11.82    

Tabelle 6: Flächen, die in der geltenden Nutzungsplanung den Arbeitsplatzzonen zugewiesen und 

im Gemeinderichtplan als Landwirtschaft-/ Freihaltegebiet bezeichnet sind. 

Zusätzlich werden weitere Flächen, welche in den geltenden Nut-

zungsplanungen den Arbeitszonen zugewiesen sind, neu anderen Zo-



 

   

 

 

Glarus Nord: Revision Ortsplanung Planungs- und Mitwirkungsbericht 55
 

nen zugewiesen. Dies sind neben kleineren Zonenbereinigungen 

hauptsächlich folgende Flächen: 

− Zuweisung zur Zone für öffentliche Bauten und Anlagen im Gebiet 

Risi, Näfels (rund 1.35 ha). 

− Zonenbereinigung im Bereich Pfaffenerlen / Feldbach, Mollis (rund 

0.64 ha).  

− Zuweisung zur erweiterten Dorfzone in der Ebene mit Auflagen be-

züglich Nutzungsverhältnis zwischen Wohnen und Gewerbe im Ge-

biet Mühlhäusern, Näfels (rund 1.43 ha). 

Neu den Arbeitszonen zuzuweisen sind gemäss Gemeinderichtplan 

hauptsächlich folgende Flächen: 

− Flugplatz Mollis; breiter Nutzungsmix für aviatiknahe Betriebe und 

Zulieferbetriebe (rund 1.83 ha; Arbeitszone ausserhalb SIL-

Perimeter).  

− Flächen im Gebiet Biäsche (rund 1.1 ha) 

− Gebiet am Ortseingang Näfels bei der Stichstrasse; öffentliche 

Nutzung gemäss Gemeinderichtplan, im Zusammenhang mit dem 

Projekt Stichstrasse evtl. Erweiterungsmöglichkeiten für ansässige 

Betriebe (rund 1.76 ha) 

 

7.2.2 Brachen, Innenentwicklungspotenziale 

Weitere Potenziale in den Arbeitszonen stellen bebaute brachliegende 

Gewerbe- und Industrieflächen dar. Der Kanton Glarus verfügt über 

eine Dokumentation der Industriebrachen (Stand Juli 2013). Darin 

werden die in Tabelle 7 genannten Objekte in der Gemeinde Glarus 

Nord aufgeführt. Darin wird ersichtlich, dass die aufgeführten Objekte 

in der totalrevidierten Nutzungsplanung mehrheitlich den Mischzonen 

(erweiterte Dorfzone in der Ebene, etc.) zugewiesen werden sollen und 

somit für die Bauzonendimensionierung der Wohn-, Misch- und Zent-

rumszonen relevant sind, nicht aber unmittelbar für die Bauzonendi-

mensionierung der Arbeitszonen.  
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Gebiet Geschossflä-

che in m2 

Geltende NUP GRIP Totalrevidierte 

NUP 

Alte Spinnerei / Zinggen, 

Mollis (verkauft, Umnutzung 

im Gang) 

14‘800 Wohn- und Ge-

werbezone 

Wohn-/ Mischge-

biet 

WMZ 

Zschokke/Bahnhof, Näfels 4‘700 Zentrumszone Wohn-/ Mischge-

biet 

WMZ 

Spinnerei Oberurnen/ Grütli, 

Oberurnen 

6‘500 Wohn- und Ge-

werbezone 

Wohn-/ Mischge-

biet 

WMZ 

Jenny-Areal, Ziegelbrücke 

(Testplanung läuft) 

35‘000 Wohn- und Ge-

werbezone, 

Industriezone 

Wohn-/ Mischge-

biet, Arbeitsplatz-

gebiet 

WMZ, Arbeitszo-

ne 

Total 61‘000    

Tabelle 7: Industriebrachen im Kanton Glarus (Stand Juli 2013). Es werden nur Objekte aufgelis-

tet, welche für eine Publikation freigegeben wurden. Quelle: Kanton Glarus, Kontaktstelle für 

Wirtschaft, Industriebrachen Kanton Glarus, Stand 07/2013 

In den bereits bebauten Arbeitsplatzzonen ist eine verdichtete Bauwei-

se anzustreben. Zudem ist zu berücksichtigen, dass nicht störendes 

Gewerbe vor allem auch in den Dorfzonen (insbesondere in der 

Dorfzone und der erweiterten Dorfzone in der Ebene) angesiedelt wer-

den soll (Mischnutzung).  

Für die Eignung der Areale sind weitere Kriterien zu berücksichtigen: 

Qualität und Art der Erschliessung (z.B. Gleisanschluss), Eigentums-

verhältnisse, zukünftige Entwicklungsmöglichkeiten, etc.  

Zusätzlich wurden Areale, welche gemäss geltender Nutzungsplanung 

Arbeitsplatzzonen und gemäss Gemeinderichtplan dem Wohn-/ 

Mischgebiet zugewiesen sind, in Einzelfällen in der totalrevidierten 

Nutzungsplanung wiederum als Arbeitszonen berücksichtigt. Diese 

Massnahme wirkt sich positiv auf die übergrossen Wohn-, Misch- und 

Zentrumszonen aus, d.h. die Flächenreserven verschieben sich zu-

gunsten der Arbeitsnutzungen. 

7.3 Umsetzung in der totalrevidierten Nutzungsplanung 

7.3.1 Gegenüberstellung Baulandbedarf / Baulandangebot 

Gemäss der totalrevidierten Nutzungsplanung befinden sich 34.09 ha 

nicht bebaute Flächen innerhalb der Arbeitszonen. Diese sind auf die 

verschiedenen Ortschaften verteilt. Viele Flächen sind kleinere Flä-
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chen (kleiner als 1 ha). Es stehen nur wenige mittlere (1 bis 2 ha) oder 

grössere (grösser als 2 ha) zusammenhängende Flächen zur Verfü-

gung (Abbildung 8 und Abbildung 9). Die grösste zusammenhängende 

Fläche beträgt ca. 3.6 ha (Biäsche, Mollis). Der Mittelwert der nicht 

bebauten Flächen in den Arbeitszonen beträgt 0.8 ha, der Median 0.43 

ha.  

Aufgrund der obenstehenden Betrachtungen wurde diskutiert, das Ge-

biet Stuckenen, Niederurnen in Abweichung zum Gemeinderichtplan 

der Arbeitszone zuzuweisen (rund 3.83 ha). So würde eine zusätzliche, 

grössere unbebaute Fläche für die Ansiedlung von neuen Arbeitsnut-

zungen verfügbar. In der geltenden Zonenplanung der ehemaligen 

Gemeinde Niederurnen ist das Areal der Wohnzone 3, resp. der Wohn- 

und Gewerbezone A zugeordnet. Gemäss dem Gemeinderichtplan ge-

hört das Gebiet dem Landwirtschafts- und Freihaltegebiet an. Eine 

Zuweisung zur Arbeitszone würde folglich eine Anpassung des Ge-

meinderichtplans parallel zur Nutzungsplanung erfordern. Da das Ge-

biet auch gut für die landwirtschaftliche Nutzung geeignet ist, 

entschied der Gemeinderat, auf eine Zuweisung zur Arbeitszone zu 

verzichten. Würde die Ansiedlung eines grösseren Betriebes zur Dis-

kussion stehen, wären dann die entsprechenden planerischen Vorkeh-

rungen zu treffen (Standortevaluation, evtl. projektbezogene 

Teilrevision des Gemeinderichtplans und der Nutzungsplanung). Dies 

würde bedeuten, dass ein rund einjähriges Planungsverfahren zu 

durchlaufen wäre (ab Zeitpunkt Bedarfsnachweis bis Umzonung).  
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Abbildung 8: Nicht überbaute Arbeitszonen in den einzelnen Ortschaften sortiert nach der Flä-

chengrösse. 

 

Abbildung 9: Nicht überbaute Arbeitsplatzzonen in den einzelnen Ortschaften, Anzahl der Flä-

chen. 
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8. Bauzonendimensionierung weitere Bauzonen 

8.1 Ausgangslage 

Die Ausscheidung der weiteren relevanten Bauzonen (Zone für öffent-

liche Bauten und Anlagen, Zone für Sport- und Intensiverholung, Flug-

platzzone, Bahnhofzone) erfolgt nach Bedarf, welcher im vorliegenden 

Planungs- und Mitwirkungsbericht zu dokumentieren ist. Grünzonen 

und Verkehrsflächen gehören nach übergeordnetem Recht innerhalb 

der Siedlung zum Baugebiet, haben jedoch keinen Einfluss auf die 

Bauzonendimensionierung, da die Grünzonen grundsätzlich freizuhal-

ten sind.  

8.2 Bearbeitung, Beurteilung und Interessenabwägung 

8.2.1 Zonen für öffentlich Bauten und Anlagen 

Als Ausgangslage zur Festlegung der Zonen für öffentliche Bauten und 

Anlagen dienten die rechtskräftigen Nutzungsplanungen der ehemali-

gen Gemeinden. Im Laufe des Bearbeitungsprozesses wurden seitens 

der Gemeinde und weiterer Akteure der öffentlichen Hand Bedürfnisse 

eingebracht, welche geprüft und eingearbeitet wurden. Eine Grundlage 

bildet dabei die Objektstrategie der Gemeinde, welche sich mit der 

mittel- bis langfristigen Entwicklung der Gemeindeliegenschaften be-

fasst.  

An folgenden Stellen wurden massgebliche Flächen neu der Zone für 

öffentliche Bauten und Anlagen zugeordnet:  

− Erweiterungsfläche Schule Bilten (in der geltenden Nutzungspla-

nung der ehemaligen Gemeinde Bilten der Zone W3 zugeordnet) 

− Lager- und Holzplatz Hof, Bilten (in der geltenden Nutzungspla-

nung der ehemaligen Gemeinde Bilten der Zone übriges Gemein-

degebiet zugeordnet) 

− Zonenbereinigung entlang Parzellengrenze im Bereich Alters- und 

Pflegeheim Letz Näfels und Denkmalwiese (in der geltenden Nut-

zungsplanung der ehemaligen Gemeinde Näfels der Freihaltezone 

zugeordnet) 
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− Erweiterungsfläche Gemeindehaus Süd, Näfels (in der geltenden 

Nutzungsplanung der ehemaligen Gemeinde Näfels der Land- und 

Alpwirtschaftszone zugeordnet) 

− Standort Risi der Technischen Betriebe Glarus Nord, Risi Näfels (in 

der geltenden Nutzungsplanung der ehemaligen Gemeinde Näfels 

der Gewerbezone zugeordnet) 

− Standort Näfels-Mollis der Feuerwehr Glarus Nord, Parz. Nr. 1111, 

Grundbuch Mollis (in der geltenden Nutzungsplanung der ehema-

ligen Gemeinde Mollis der Wohn- und Gewerbezone zugeordnet) 

− Gebiet um die reformierte Kirche Mühlehorn (in der geltenden 

Nutzungsplanung der ehemaligen Gemeinde Mühlehorn der Dorf-

kernzone zugeordnet) 

An folgenden Stellen wurden massgebliche Flächen aus der Zone für 

öffentliche Bauten und Anlagen entlassen und anderen Nutzungszo-

nen zugewiesen:  

− Zonenbereinigung im Bereich der KVA entlang der Parzellengren-

zen (Teilfläche der Parz. Nr. 1835, Grundbuch Niederurnen neu der 

Arbeitszone zugeordnet) 

− Parz. Nr. 319, Grundbuch Oberurnen (neu der Dorfzone zugeord-

net) 

− Parz. Nr. 1428, Grundbuch Näfels (neu der Zone für höhere Bauten 

zugeordnet) 

− Teilfläche der Parz. Nr. 130, Grundbuch Mollis, welche als Rebberg 

genutzt wird (neu der Landwirtschaftszone mit überlagerter Reb-

wirtschaftszone zugeordnet) 

− Teilfläche der Parz. Nr. 1, Grundbuch Mollis (ehemaliger 50m-

Schiessstand, in der Zwischenzeit saniert und aufgehoben, neu der 

Grünzone mit Zweckbestimmung Freizeit zugeordnet).  

− Teilfläche der Parz. Nr. 667, Grundbuch Filzbach (neu der erwei-

terten Dorfzone am Hang zugeordnet) 

− Abbildung der Teilrevision der Ortsplanung Bitzi Obstalden (Reduk-

tion der Zone für öffentliche Bauten und Anlagen, in der Teilrevisi-

on der Zone W2 zugewiesen, in der totalrevidierten 

Nutzungsplanung der erweiterten Dorfzone am Hang zugeordnet) 
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− Parz. Nr. 400, Grundbuch Mühlehorn (neu der Dorfzone zugewie-

sen, da das Gebäude nicht mehr als Gemeindehaus genutzt wird 

und einer Wohnnutzung zugeführt wurde) 

Weitere geringfügige Anpassungen der Zonen für öffentliche Bauten 

und Anlagen erfolgen aufgrund der Neuerfassung der Nutzungspla-

nung anhand aktueller AV-Daten sowie kleinerer Zonenbereinigungen. 

Die Veränderungen in Bezug auf die Abgrenzungen der Zonen für öf-

fentlichen Bauten und Anlagen können dem Anhang A 11 entnommen 

werden.  

8.2.2 Sport- und Intensiverholungszone 

Die Sport- und Intensiverholungszone sind gemäss Art. 14 BauV für 

eine intensive Nutzung des Bodens durch Bauten und Anlagen zu 

Sport- und Freizeitzwecken bestimmt. Darunter fallen Sport- und 

Mehrzweckhallen, Hartplätze, Camping- und Reitplätze sowie gewerb-

liche Reithallen.  

Der bestehende Pferdesportbetrieb in Bilten ist in der geltenden Nut-

zungsplanung der ehemaligen Gemeinde Bilten als Sonderbauzone 

Pferdesport festgelegt. Neu wird der intensiv genutzte Teil der Anlage 

der Sport- und Intensiverholungszone zugeordnet (Abbildung 10). Im 

Norden wird die Zone geringfügig erweitert und an die Parzellierung 

angeglichen.  
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Abbildung 10: Pferdesportbetrieb in Bilten. Die Sport- und Intensiverholungszone ist als Grund-

nutzung festgesetzt (türkis).  

Im Gäsi ist gemäss dem Beschluss der Gemeindeversammlung zum 

Gemeinderichtplan im Sommer eine intensivere Nutzung anzustreben, 

resp. die planerischen Instrumente sind an die tatsächlichen Gege-

benheiten anzupassen. Die Gemeinde erhob die Interessen der An-

spruchsgruppen (Sportzentrum Kerenzerberg, Segel- und Motorboot-

club Glarnerland und Walensee, Zeltklubgenossenschaft Glarnerland 

sowie Strandbad) und stellte mit Datum vom 16. März 2015 sowie mit 

Datum vom 15. Februar 2016 einen begründeten Antrag auf Anpas-

sung des Kantonalen Richtplans. Dieser soll gemäss Stellungnahme 

des Kantons im Rahmen der Totalüberarbeitung des Kantonalen 

Richtplans behandelt werden. In der totalrevidierten Nutzungsplanung 

wird der intensiv genutzte Kernbereich (Parkplatz, Kiosk, Seezugang) 

folgerichtig der Sport- und Intensiverholungszone zugewiesen 

(Abbildung 11). Die übrigen Areale (Zeltplatz, Strandbad, Uferbereich) 

werden hingegen der Zone für Sport und Extensiverholung zugeordnet 

(vgl. Kapitel 29).  
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Abbildung 11: Der Parkplatz, der Kiosk sowie der Seezugang werden als Sport- und Intensiverho-

lungszone festgelegt. Die angrenzenden Bereiche (Zeltplatz, Strandbad, Uferbereich) werden der 

Zone für Sport und Extensiverholung zugeordnet. 

Der Swissair-Platz beim Flugplatz Mollis wird der Sport- und Intensiv-

erholungszone zugewiesen (Abbildung 12). Er soll für verschiedenste 

Anlässe und Veranstaltungen genutzt werden können (mit oder ohne 

Bezug zur Flugplatznutzung). Die angrenzenden Bereiche nördlich und 

südlich, welche ausserhalb des SIL-Perimeters liegen, werden der Zo-

ne für Sport und Extensiverholung zugewiesen (vgl. Kapitel 29).  
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Abbildung 12: Der Swissair-Platz wird der Sport- und Intensiverholungszone zugeordnet. Er soll 

für verschiedenste Anlässe und Veranstaltungen genutzt werden.  

Das Sportzentrum Kerenzerberg ist in der geltenden Nutzungsplanung 

der ehemaligen Gemeinde Filzbach der Sportzone zugeordnet. Im Zu-

ge der Vereinheitlichung der Zonentypen werden die Flächen folge-

richtig neu der Sport- und Intensiverholungszone zugeordnet 

(Abbildung 13). Mittels einer Bestimmung im Baureglement wird si-

chergestellt, dass auch Unterkünfte für den dauernden oder temporä-

ren Aufenthalt erstellt werden.  
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Abbildung 13: Das Sportzentrum Kerenzerberg wird der Sport- und Intensiverholungszone zuge-

wiesen. 
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8.2.3 Flugplatzzone 

Die Ausdehnung der Flugplatzzone (Sektor A und B) entspricht dem 

Perimeter des Sachplans Infrastruktur Luftfahrt (SIL). (Abbildung 14) 

 

Abbildung 14: Flugplatzzone Flugplatz Mollis innerhalb des SIL-Perimeters 
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8.2.4 Bahnhofzone 

Die Bahnhofzone wird an den Bahnhöfen Bilten, Nieder- und Oberur-

nen, Näfels-Mollis und Mühlehorn ausgeschieden (Abbildung 15, Ab-

bildung 16, Abbildung 17 und Abbildung 18). Die Bahnhofzone umfasst 

situationsabhängig mindestens die Stationsbauten, die Vorplätze (inkl. 

Bahnbetriebsbauten, Parkplätze, etc.) sowie die Gleisanlagen.  

 

Abbildung 15: Bahnhofzone Bilten 

 

Abbildung 16: Bahnhofzone Bahnhof Nieder- und Oberurnen 



 

   

 

 

Glarus Nord: Revision Ortsplanung Planungs- und Mitwirkungsbericht 68
 

 

Abbildung 17: Bahnhofzone Bahnhof Näfels-Mollis 

 

Abbildung 18: Bahnhofzone Bahnhof Mühlehorn 
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8.3 Umsetzung in der totalrevidierten Nutzungsplanung 

Die Abbildung der einzelnen Zonen erfolgt gemäss den oben dargeleg-

ten Überlegungen in den Zonenplänen Nutzung und im Baureglement:  

− Ausscheidung von Zonen für öffentliche Bauten und Anlagen 

− Ausscheidung von Sport- und Intensiverholungszonen 

− Erlass einer Bestimmung zur Sport- und Intensiverholungszone 

(Sportzentrum Kerenzerberg) 

− Ausscheidung der Flugplatzzone 

− Erlass einer Bestimmung zur Flugplatzzone 

− Ausscheidung von Bahnhofzonen  

− Erlass einer Bestimmung zur Bahnhofzone 
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9. Entwicklungsschwerpunkte (ESP) 

9.1 Ausgangslage 

Die Gemeinde Glarus Nord weist verschiedene grössere zusammen-

hängende Areale auf, welche auf die industrielle Nutzung zurückzu-

führen sind. Diese Areale sind teils noch als Arbeitsplatzgebiete 

genutzt (z.B. Eternit (Schweiz) AG / Swisspearl in Niederurnen), teils 

bereits umgenutzt (F. + C. Jenny AG, Ziegelbrücke), in Umnutzungs-

planungen (Zschokkeareal, Näfels) oder für strategische Entwicklun-

gen vordisponiert (z.B. Flugplatz Mollis). Diese Areale sind für die 

Entwicklung der Gemeinde von grösserer Bedeutung, weil sie zent-

rumsnah liegen, grössere Flächen- und Nutzungsreserven darstellen 

und Siedlungs- und Wirtschaftsentwicklungspotenzial aufweisen. Im 

Gemeinderichtplan wird festgelegt, dass zusammenhängende Areale 

von hohem öffentlichen Interesse als Entwicklungsschwerpunkte be-

zeichnet und mittels geeigneten Arealentwicklungsprozessen wie 

bspw. Investorenwettbewerben, Testplanungen, Studienaufträgen, 

Projektwettbewerben oder ähnlichem entwickelt werden sollen. Im 

Rahmen dieser Arealentwicklungen sind die Grundsätze gemäss den 

Leitsätzen zur Verdichtung, Freiraumgestaltung, Schwerpunktsetzung 

und Konzentration zu verfolgen. Entwicklungsschwerpunkte können 

bezüglich ihrer hauptsächlichen Ausrichtungen Zentrumsnutzung (Z), 

Wohn-, Mischnutzung (W+M), Dienstleistungsnutzung (DL) sowie Ge-

werbe- und Industrienutzung (G+I) differenziert werden. 

9.2 Bearbeitung, Beurteilung und Interessenabwägung 

Neben ihrer Ausrichtung gemäss Gemeinderichtplan unterscheiden 

sich die Entwicklungsschwerpunkte auch hinsichtlich der planerischen 

Herangehensweisen, der Entwicklungsziele sowie der zeitlichen Um-

setzungshorizonte.  

Während in Ziegelbrücke (Jennyareal) beispielsweise basierend auf ei-

ner Testplanung (bereits durchgeführt) ein Masterplan zur langfristi-

gen Entwicklung und Ausrichtung des Gebietes erarbeitet wird, 

befindet sich die Bearbeitung des Zentrumgebiets Näfels / Mollis noch 

in der Startphase (Teilgebiet im privatem Grundbesitz wie die Gebiete 
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Mühlhäusern sowie Zschokkeareal; Teilgebiete teilweise im Besitz der 

öffentlichen Hand (Bahnhofsareal)). Betreffend das Gebiet Mühlhäu-

sern wurden mit der Grundeigentümerin (Fritz Landolt Immobilien AG) 

Gespräche geführt. Die Grundeigentümerin und die Gemeinde Glarus 

Nord kamen überein, im Areal nördlich der Mühlhäusern-Strasse eine 

Mischnutzung anzustreben (Verhältnis 50% Wohnen, 50% Arbeiten), 

während das Areal südlich der Mühlhäusern-Strasse in der nächsten 

Planungsperiode weiterhin für die Arbeitsnutzung vorgesehen wird.  

Andere Entwicklungsschwerpunkte sind aufgrund der Entscheide der 

a.o. Gemeindeversammlung vom 02.10.2014 in ihrer Entwicklung tiefer 

zu priorisieren (Bilten, Eternit (Schweiz) AG / Swisspearl, Niederur-

nen).  

Die Entwicklungsschwerpunkte Lintharena und Kerenzerberg, Filz-

bach (Sportzentrum) werden in erster Linie durch die Betreiber be-

plant (Projektwettbewerb Erweiterung Sportzentrum Kerenzerberg, 

durchgeführt durch die Baudirektion des Kantons Zürich, Dezember 

2015).  

Die Planungsarbeiten zum Flugplatz Mollis erfolgen hauptsächlich im 

Rahmen des Verfahrens zur Anpassung des Sachplans Infrastruktur 

der Luftfahrt (SIL). Innerhalb des SIL-Perimeters wird eine Flugplatz-

zone bezeichnet. Die Flugplatzzone wird gebildet aus den Sektoren A 

und B. In Sektor A dürfen Flugplatzanlagen und Nebenanlagen erstellt 

werden. Für die Nebenanlagen (flugplatzbetriebsfremde Bauten und 

Anlagen) gelten die Vorschriften der Arbeitszone. Vorbehalten bleiben 

die Höhenbeschränkungen gemäss Sicherheitszonenplan. In Sektor B 

sind nur Flugplatzanlagen gestattet. Es dürfen keine Nebenanlagen 

(flugplatzbetriebsfremde Bauten und Anlagen) erstellt werden. 

9.3 Umsetzung in der totalrevidierten Nutzungsplanung 

Entsprechend der unterschiedlichen Bearbeitungsstände werden die 

Entwicklungsschwerpunkte gemäss Gemeinderichtplan in der Nut-

zungsplanung unterschiedlich abgebildet (Tabelle 8).  
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ESP (Gemeinderichtplan) Totalrevidierte NUP Bemerkungen 

Bilten (G+I) Arbeitszone Ausdehnung im Vergleich zur 

ursprünglichen Konzeption auf-

grund des Entscheides der 

a.o. Gemeindeversammlung vom 

02.10.2014 stark reduziert. 

Ziegelbrücke (Z) WMZ, Arbeitszone Erarbeitung eines Masterplans zur 

langfristen Entwicklung des Gebie-

tes aufgrund einer Testplanung 

(bereits durchgeführt), langfristiger 

Umsetzungshorizont 

Eternit (Schweiz) AG / Swisspearl, 

Niederurnen (W+M+DL+G+I) 

Arbeitszone Aufgrund des Entscheides der 

a.o. Gemeindeversammlung vom 

02.10.2014 wird das bestehende 

Gelände weiterhin für die Arbeits-

nutzung beansprucht.  

Lintharena (SGU) (DL) Zone für öffentliche Bauten und 

Anlagen 

Entwicklungsplanung durch die 

Betreiber 

Näfels/Mollis (Z) WMZ, Arbeitszone Zschokkeareal: Areal wird seit 

längerem beplant.  

Mühlhäusern: Areal nördlich der 

Mühlhäusern-Strasse soll für die 

Mischnutzung (50% Wohnen, 50% 

Arbeiten) vorgesehen werden.  

Für das Gesamtgebiet wurden die 

wichtigsten Bedürfnisse der Ge-

meinde zusammengetragen (z.B. 

durchgehende SBB-Unterführung, 

Langsamverkehrsverbindungen). 

Kerenzerberg, Filzbach (DL) Sport- und Intensiverholungszone Entwicklungsplanung durch die 

Betreiber, Projektwettbewerb Erwei-

terung Sportzentrum Kerenzerberg, 

Dezember 2015 

Flugplatz Mollis (G+I) Flugplatzzone, Arbeitszone Bearbeitung erfolgt hauptsächlich 

im Rahmen des SIL-Verfahrens.  

Tabelle 8: Abbildung der Entwicklungsschwerpunkte gemäss Gemeinderichtplan in der totalrevi-

dierten Nutzungsplanung 
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10. Überbauungspläne / Baulinienpläne 

10.1 Ausgangslage 

In den ehemaligen Gemeinden wurde das Instrument der Sondernut-

zungspläne (Überbauungspläne) sowohl bezüglich der zu regelnden 

Inhalte als auch bezüglich der Beschlussfassung unterschiedlich ge-

handhabt. So regeln einzelne Überbauungspläne beispielsweise ledig-

lich die Erschliessung, während andere Überbauungspläne konkrete 

Festlegungen zu Baufeldern, Gestaltungsvorschriften, etc. machen. 

Sondernutzungspläne sind gemäss Art. 29 RBG zu überprüfen und al-

lenfalls zu ändern, wenn sich die tatsächlichen oder rechtlichen Ver-

hältnisse wesentlich geändert haben, wenn sich neue Aufgaben stellen 

oder es aus wichtigen öffentlichen Interessen geboten erscheint. Für 

Änderungen ist das gleiche Verfahren durchzuführen wie beim Erlass.  

Die Bebauung ist in der Zwischenzeit in vielen Fällen erstellt (teilweise 

in Abweichung der Überbauungspläne) und die Erschliessung erstellt 

und abgerechnet. Teilweise ist das Eigentum an den Erschliessungs-

anlagen auch an die Gemeinde übergegangen. Es ist festzustellen, 

dass viele Überbauungspläne die Möglichkeiten des neuen Bauregle-

ments nicht ausschöpfen.  

10.2 Bearbeitung, Beurteilung und Interessenabwägung 

Die Gemeinde hat in Zusammenarbeit mit dem Ortsplaner alle vorlie-

genden Überbauungspläne geprüft und folgende Kategorisierung vor-

genommen: 

− Überbauungsplan aufheben: Der Überbauungsplan ist älteren Da-

tums und nicht mehr zeitgemäss. Der Überbauungsplan ist gröss-

tenteils oder ganz realisiert. Der Überbauungsplan ist evtl. abwei-

chend von den Festlegungen realisiert worden und nach dem 

neuen Baureglement nicht mehr zielführend.  

− Überbauungsplan rechtskräftig (als Hinweis im Zonenplan): Der 

Überbauungsplan ist jüngeren Datums und enthält konkrete Fest-

legungen mit Sonderbauvorschriften. Es besteht aus Sicht der 

Gemeinde kein besonderes Interesse, den Überbauungsplan im 

Rahmen der Totalrevision der Nutzungsplanung aufzuheben. 
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− Überbauungsplanpflicht: Der Überbauungsplan ist zwingend anzu-

passen, da realisierte oder geplante Bauten wesentliche Wider-

sprüche zum ursprünglichen Überbauungsplan-Konzept oder zum 

neuen Baureglement aufweisen. Der Überbauungsplan ist bei be-

sonders bedeutenden Arealen (z.B. grossen zusammenhängenden 

Arealen) und besonderen Interessen der Gemeinde oder der 

Grundeigentümer neu zu erlassen.  

Für die Gebiete Bellavista, Oberhof und Ruchenacher wurde durch die 

Gemeinde die Erarbeitung eines Masterplans angestossen. Der Mas-

terplan definiert einen durchgängigen, freizuhaltenden Grünraum mit 

Verbindungen für den Langsamverkehr. Der Masterplan stellt ein in-

formelles Planungsinstrument ohne Rechtsverbindlichkeit dar, ist je-

doch als Absichtserklärung der Grundeigentümer und der Gemeinde 

zu verstehen. Die konkrete, rechtsverbindliche Umsetzung erfolgt 

durch die Erarbeitung von Überbauungsplänen.  

Im Gebiet Fennenwies, Mollis liegt ein Baulinienplan vor (genehmigt 

durch den Kanton am 06.08.2014). Der Baulinienplan diente aus-

schliesslich zur Sicherung des Gewässerraums. Durch die Festlegung 

des Gewässerraums mittels überlagerter Gewässerraumzone wird der 

Baulinienplan (Art. 22 RBG) obsolet und kann aufgehoben werden.  

Bei grösseren zusammenhängenden Gebieten ist der Überbauungs-

plan ein Mittel, um die gesamtheitliche Erschliessung und Bebauung 

sicherzustellen. Aufgrund dieser Überlegungen werden Arealgrössen 

definiert, bei deren Überschreitung in der Regel ein Überbauungsplan 

zu erstellen ist. Wird mit dem Überbauungsplan eine überdurch-

schnittliche ortsbauliche und gestalterische Qualität erreicht und der 

haushälterische Umgang mit dem Boden sichergestellt, kann die ma-

ximal veränderte Fläche zulasten der unveränderten Fläche um bis zu 

10%-Punkte erhöht werden. Diese Regelung stellt einen Anreiz dar, 

die Erschliessung und Bebauung gesamtheitlich über einen Bebau-

ungsplan zu regeln.  

In den Bauzonen existieren teilweise Parzellen in der zweiten oder 

dritten Bautiefe, deren Erschliessung zu regeln ist, bevor die unbebau-

ten Flächen in der ersten Bautiefe überbaut werden können. In diesen 

Fällen eine Überbauungsplanpflicht festzulegen, wäre nicht zielfüh-
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rend. Der Eigentümer und die Gemeinde haben im Rahmen des Bau-

bewilligungsverfahrens sicherzustellen, dass die Erschliessung der 

Nachbarparzellen möglich bleibt.  

10.3 Umsetzung in der totalrevidierten Nutzungsplanung 

In den Zonenplänen Weitere Festlegungen werden die Kategorien 

„Überbauungsplan aufheben“, „Überbauungsplanpflicht“ und „Gewäs-

serabstandslinie aufheben“ (Baulinienplan) als Festsetzungen einge-

tragen. Mit der Beschlussfassung zur totalrevidierten 

Nutzungsplanung kann so gleichzeitig auch die Beschlussfassung zu 

den Überbauungsplänen und den Baulinienplänen erfolgen. Die Kate-

gorie „Überbauungsplan rechtskräftig“ wird lediglich als Hinweis ab-

gebildet (Zusatzinformation).  

Im Baureglement wird festgelegt, dass für Teilgebiete der Bauzone ein 

Überbauungsplan verlangt werden kann, wenn dies aus übergeordne-

tem öffentlichem Interesse angezeigt ist. In der Regel ist ein Überbau-

ungsplan dann zu erstellen, wenn ein noch freies, sinnvollerweise 

gesamtheitlich zu erschliessendes und zu überbauendes Teilgebiet die 

Fläche von 3‘000 m2 in der Dorfzone bzw. 5‘000 m2 in der erweiterten 

Dorfzone und in der Zone für höhere Bauten übersteigt. Wird mit dem 

Überbauungsplan eine überdurchschnittliche ortsbauliche und gestal-

terische Qualität erreicht und der haushälterische Umgang mit dem 

Boden sichergestellt, kann die maximal veränderte Fläche zulasten 

der unveränderten Fläche um bis zu 10%-Punkte erhöht werden. 
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11. Ortsbildschutz und Kulturgüterschutz 

11.1 Ausgangslage 

Die ehemaligen Gemeinden der neuen Gemeinde Glarus Nord verfüg-

ten über eigene Bauordnungen, welche auch den Aspekt des Ortsbild-

schutzes individuell regelten. In den Bauordnungen sind Festlegungen 

betreffend Erhaltung des Ortsbildes, Erhaltung der Umgebung, Erhal-

tung von Einzelobjekten teils ergänzt mit Bestimmungen zu möglichen 

Baueinschränkungen und teils mit Bestimmungen zu allfälligen Ent-

schädigungsleistungen zugunsten der betroffenen Grund- oder Lie-

genschaftseigentümer getroffen worden. Zudem wurden 

einzelfallweise Bestimmungen zu Hochbauverboten mit Ausnützungs-

transport oder Anreizregelungen (Bonusregelungen für Nutzungsein-

schränkungen) definiert. Eine detaillierte Auflistung der 

entsprechenden Festlegungen ist im Anhang A 12 aufgeführt.  

11.1.1 Bundesinventar der schützenswerten Ortsbilder der Schweiz (ISOS) 

Die Ortschaften in Glarus Nord weisen in ihrer baulich, historischen 

Substanz unterschiedliche Bedeutung auf. Dies wiederspiegelt sich 

auch in den Grundlagen des Inventars der schützenswerten Ortsbilder 

der Schweiz (ISOS). Die Ortschaften Näfels, Mollis und Niederurnen 

(Teil Ziegelbrücke) weisen in Teilen nationale Bedeutung auf, die Ort-

schaften Bilten, Obstalden, und Filzbach sind klassiert als Dörfer von 

regionaler Bedeutung. Die Ortschaften Oberurnen, Mühlehorn und 

Niederurnen weisen gemäss ISOS lokale Bedeutung auf. 

Das ISOS ist bei der Beurteilung von Bauvorhaben als Grundlage bei-

zuziehen (Tabelle 9):  

Kategorie Vorgehen 

ISOS-Ortsbilder national Kanton bewilligt Veränderungen am Objekt (aus Dienst-

barkeiten und öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschrän-

kungen) 

ISOS-Ortsbilder regional Kanton begutachtet, Gutachten ist behördenverbindlich 

für Gemeinde 

ISOS-Ortsbilder lokal Gemeinde (in Ausnahmefällen Kanton) begutachtet, 

Gemeinde handelt angemessen. 

Tabelle 9: Umsetzung ISOS 
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11.1.2 Eidgenössisches Inventar der Kulturgüter (KGS) 

Im eidgenössischen Inventar der Kulturgüter (KGS) sind national be-

deutende Kulturgüter in den Dörfern Bilten, Filzbach, Mollis, Müh-

lehorn, Niederurnen (Ziegelbrücke) und Näfels aufgeführt (zur 

Umsetzung in der Nutzungsplanung siehe nachfolgende Kapitel). 

11.1.3 Schutz-, Inventar- und Verzeichnisobjekte des Kantons 

Die Inventarisierungsarbeiten des Kantons im Bereich Kultur- und 

Baudenkmäler sind abgeschlossen und die Vorschläge für die Schutz-, 

Inventar- und Verzeichnisobjekte des Kantons liegen vor. Das Inventar 

ist durch den Regierungsrat in Kraft zu setzen [noch ausstehend]. Teil 

des Inventars sind auch alle Objekte des eidgenössischen Inventars 

der Kulturgüter (KGS A) sowie die in den ISOS-Ortsbildern von nationa-

ler Bedeutung gekennzeichneten Objekte (vgl. Art. 9 NHG). Zudem 

kann der Kanton Schutzobjekte nach Art. 15 NHV bezeichnen. Der 

Kanton hat mit den Inventarisierungsarbeiten gleichzeitig auch die 

Verzeichnisse der schützenswerten Objekte von regionaler und lokaler 

Bedeutung erstellt. Es wird Seitens des Kantons empfohlen, die Ver-

zeichnisse vollständig und ungekürzt in die Nutzungsplanung zu über-

nehmen. Wie das genau erfolgen soll, ist nicht bestimmt. Dafür gibt es 

verschiedene Möglichkeiten, aus welchen die Gemeinde die angemes-

sene Variante auswählen kann.  

Die Inventare sind gemäss Art. 10 kant. NHG für die Behörden von 

Kanton und Gemeinden verbindlich (Behördenverbindlichkeit im Sinne 

einer Richtplanung). Die Verzeichnisse sind bei jeglichen Entscheiden, 

bspw. Bauentscheiden, angemessen zu berücksichtigen.  
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Auf Kantonsebene wird zusammenfassend zwischen Schutz-, Inven-

tar- und Verzeichnisobjekten unterschieden (Tabelle 10 und Abbildung 

19): 

Kategorie Bedeutung Vorgehen 

Schutzobjekt nach Art. 15 NHV Schutzobjekt Kanton bewilligt Veränderungen am 

Objekt (aus Dienstbarkeiten und 

öffentlich-rechtlichen Eigentumsbe-

schränkungen) 

Inventarobjekte (Art. 9 NHG) schützenswerte Objekte Kanton begutachtet, Gutachten ist 

behördenverbindlich für Gemeinde 

Verzeichnisobjekte regional und 

lokal (aufgrund Gemeindefusion ist 

die Unterscheidung hinfällig gewor-

den) 

erhaltenswerte Objekte Gemeinde (in Ausnahmefällen 

Kanton) begutachtet, Gemeinde 

handelt angemessen. 

Tabelle 10: Schutz-, Inventar- und Verzeichnisobjekte 

  

Abbildung 19: Ausschnitt aus dem Grundlageplan „Öffentlicher Freiraum“, Näfels. Schutzobjekte 

sind rot, Inventarobjekte orange und Verzeichnisobjekte gelb gekennzeichnet. Die Erfassung der 

Objekte im GIS erfolgte aufgrund der Grundlagedaten des Kantons (Objektblätter mit Beschrie-

ben).  
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11.1.4 Umsetzungsvorgaben der Gemeinde Glarus Nord 

Die Gemeinde Glarus Nord vertritt die Auffassung, dass Festlegungen 

auf übergeordneter Stufe, dazu gehören Inventare und Festlegungen 

in der Gesetzgebung auf Bundes- oder Kantonsebene, auf kommuna-

ler Stufe nicht zusätzlich festzulegen sind. Die nötigen Informationen 

sind bereits auf übergeordneter Stufe vorhanden und als solche auch 

digital greifbar (GIS). In der Nutzungsplanung sollen somit nur Objekte 

als wertvoll bezeichnet und mit Vorschriften im Baureglement ver-

knüpft werden, welche noch nicht durch Bund oder Kanton, resp. die 

Natur- und Heimatschutzgesetzgebung bereits geregelt sind. Die von 

Bund und Kanton bezeichneten, bedeutenden Objekten werden infor-

mationshalber in einem Grundlagenplan abgebildet (Grundlagepläne 

Öffentlicher Freiraum als Arbeitshilfe).  

11.1.5 ICOMOS 

ICOMOS-Liste der historischen Gärten und Anlagen: Die ICOMOS-Liste 

der historischen Gärten und Anlagen umfasst Anlagen, die vor 1960 

angelegt wurden. Sie hat keine Rechtsverbindlichkeit, dient aber als 

Grundlage für vertiefende Inventare und Schutzmassnahmen.  

11.2 Bearbeitung, Beurteilung und Interessenabwägung 

Die Gemeinde Glarus Nord hat alle Grundlagen von Bund und Kanton, 

sowie aus den Nutzungsplanungen der ehemaligen Gemeinden ge-

sammelt, strukturiert aufgearbeitet und gewürdigt. 

Die Umsetzung der vielfältigen Inhalte zum Kulturgüterschutz soll nur 

soweit in der Nutzungsplanung erfolgen, als diese nicht bereits in den 

übergeordneten Instrumenten von Bund und Kanton erfolgt ist. Objek-

te von nationaler und kantonaler Bedeutung, welche über die Natur- 

und Heimatschutzgesetzgebung des Bundes und des Kantons, resp. 

über Verordnungen des Bundes und des Kantons gesichert sind, wer-

den nur informell in einem Grundlagenplan abgebildet. Mit dieser 

Strategie verhindert die Gemeinde unnötige Planungs-, Beschluss- 

und Genehmigungsverfahren und Anpassungen derselben, soweit sie 

ohnehin ausserhalb der Zuständigkeit der Gemeinde liegen. 



 

   

 

 

Glarus Nord: Revision Ortsplanung Planungs- und Mitwirkungsbericht 80
 

Abgebildet werden in der Nutzungsplanung der Gemeinde folglich nur 

die nachfolgenden, ortsbildrelevanten Objekte und Inhalte von kom-

munaler Bedeutung. 

In der Nutzungsplanung werden der ursprüngliche Dorfkern und die 

umliegenden historisch gewachsenen Dorfteile der Dorfzone zugeord-

net.  

11.2.1 Ortsbildschutzzone 

Auf Basis dieser Dorfzone und den darin eingeschlossenen oder an-

grenzenden Zonen von ortsbaulicher Bedeutung, dazu gehören bspw. 

Zonen für öffentliche Bauten und Anlagen mit bestehenden histori-

schen Bauten (Kirchen, Kapellen, Schulen etc.), Grünzonen, weitere 

Zonen, sowie aufgrund der historischen Bausubstanz im ISOS, in der 

Inventaren und Verzeichnissen des Kantons, wurde eine überlagerte 

Ortsbildschutzzone definiert. Diese Ortsbildschutzzone weist auf die 

ortsbauliche Bedeutung der Dorfteile hin und definiert Vorgaben zum 

Umgang mit der darin vorhandenen Bausubstanz und der Umgebung. 

Gemäss dem Artikel 37 Ortsbildschutzzone im Baureglement sind alle 

Bauvorhaben in der Ortsbildschutzzone vor Ausarbeitung des Baupro-

jektes bei der Gemeinde anzumelden. Der Gemeinderat kann für Bau-

vorhaben in der Ortsbildschutzzone gleich wie in den alten Bauord-

nungen der ehemaligen Gemeinden besondere Einschränkungen oder 

Auflagen zur Bauausführung erlassen. Sodann kann der Gemeinderat 

für verfügte Einschränkungen allenfalls Entschädigungen gewähren 

oder für Teilflächen auch Hochbauverbote erlassen. 

Diese Regelung weist eine hohe Flexibilität auf. Weil die Bauherrschaft 

ein Bauvorhaben vorankündigen muss, kann die Gemeinde die Bedeu-

tung des betroffenen Gebäudes oder dessen Umgeländes gestützt auf 

die Grundlagen von Bund und Kanton überprüfen, allfällige Interessen 

der Gemeinde einbringen und allfällige Auflagen definieren. 

11.2.2 Kommunal wertvolle Objekte 

Einzelne Gebäude oder Objekte von ausschliesslich lokaler Bedeutung 

sollen im Zonenplan bezeichnet werden. Bauliche Eingriffe an diesen 

Objekten sind nicht a priori ausgeschlossen, sondern können mittels 
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Auflagen und wenn nötig mittels fachkundiger Begleitung, bewilligt 

und realisiert werden. In den Zonenplänen Nutzung werden in einem 

ersten Schritt die Festlegungen der Nutzungsplanungen der ehemali-

gen Gemeinden als kommunal wertvolle Objekte übernommen 

(Abbildung 20). Diese Objekte werden in einem späteren Bearbei-

tungsschritt zu prüfen und zu vereinheitlichen sein (nach der Inkrafts-

etzung des Inventars durch den Regierungsrat).  

Mit diesem Lösungsansatz kann allen Ansprüchen von Bund, Kanton 

und Gemeinde nach angemessenem Schutz, angemessener Flexibilität 

und Planungssicherheit am besten entsprochen werden. Die ergän-

zend im Rahmen der Nutzungsplanung erstellten Grundlagenpläne 

dienen einzig der Visualisierung des aktuellen Schutzstatus von Bau-

ten, Anlagen und Objekten in Glarus Nord. Sie bilden nicht Gegenstand 

der Beschlussfassung durch die Stimmberechtigten und entfalten 

auch keinerlei Verbindlichkeit. 

 

Abbildung 20: Die kommunal wertvollen Objekte sind in den Zonenplänen Nutzung bezeichnet 

(rote Bandierung). Die Ortsbildschutzzone ist mit einer orange-roten Bandierung dargestellt. 
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11.2.3 Archäologiezone 

Archäologiezonen umfassen Bereiche, auf denen mit grosser Wahr-

scheinlichkeit archäologische Funde und Befunde zu erwarten sind. 

Aus diesem Grund sind Bauabsichten vor Ausarbeitung der Projekt-

pläne der Gemeinde bekannt zu geben, damit die erforderlichen Vor-

kehrungen getroffen werden können. Die Bezeichnung der 

Archäologiezonen erfolgte aufgrund der örtlichen Kenntnisse der 

Fachpersonen der Gemeinde.  

Es werden folgende Archäologiezonen bezeichnet: 

− Schlössli, Niederurnen 

− Vorburg, Oberurnen 

− Parz. Nr. 752 und 753, Mollis (Letzi) 

− Parz. Nr. 1809 und 1810, Mollis (Bunker) 

− Römerturm, Filzbach 

11.3 Umsetzung in der totalrevidierten Nutzungsplanung 

In der totalrevidierten Nutzungsplanung der Gemeinde Glarus Nord 

wird mit nachfolgenden Massnahmen einerseits eine Harmonisierung 

der grundeigentümerverbindlichen Festlegungen in den bisher gelten-

den Ortsplanungen erzielt und werden andererseits die vorhandenen 

Qualitäten des Ortsbildes gesichert: 

− Ausscheidung von überlagerten Ortsbildschutzzonen 

− Erlass einer Bestimmung zur Ortsbildschutzzone 

− Bezeichnung von wertvollen Objekten 

− Erlass einer Bestimmung zu den wertvollen Objekten 

− Ausscheidung von überlagerten Archäologiezonen 

− Erlass einer Bestimmung zur Archäologiezone 
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12. Baulinien 

12.1 Ausgangslage 

Gemäss Art. 22 RBG können Baulinien und Pflichtbaulinien in speziel-

len Baulinienplänen oder im Zonenplan festgelegt werden. Baulinien 

dienen der Freihaltung von Korridoren und Bereichen, Pflichtbaulinien 

werden in der Regel für die Gestaltung des Aussenraums eingesetzt. 

In den ehemaligen Gemeinden sind teilweise Baulinien für ortsbauli-

che Aspekte, zur Freihaltung von Gewässern oder zur Freihaltung von 

Waldrändern und Korridoren für Infrastrukturen festgelegt. 

12.2 Bearbeitung, Beurteilung und Interessenabwägung 

Die Bebauungsstruktur in den Kerngebieten der Dörfer von Glarus 

Nord unterscheidet sich gegenüber den Bebauungsstrukturen in den 

Neubaugebieten. Wesenszug in den Kerngebieten, welche im Zonen-

plan der Dorfzone und der überlagerten Ortsbildschutzzone zugeord-

net wurden, bilden die zu den Strassen hin orientierten Gebäude. 

Diese bilden den Strassenraum als öffentlichen Raum aus. Wesenszug 

in den Neubaugebieten sind demgegenüber teils orthogonale Bebau-

ungsmuster, welche nur teilweise auf die Strassenräume Bezug neh-

men.  

Die Gemeinde erkennt insbesondere entlang der Hauptachsen der Er-

schliessung in den Dorfzonen, in Zusammenhang mit wertvollen Ge-

bäuden und in Ortsbildschutzzonen Bedarf Pflichtbaulinien für den 

dauerhaften Erhalt der Aussenräume und der Strassenräume festzu-

legen (Abbildung 21). Von Bedeutung sind regelmässig auch Aussen-

raumbegrenzungen in Knotenbereichen der Erschliessung, weil sie 

einerseits für die Platzbildung dann aber auch für verkehrliche Aspek-

te bedeutungsvoll sind. Als weiteres Kriterium wurden Abfolgen von 

Gebäudegruppen entlang von Strassenzügen herangezogen um 

Pflichtbaulinien zu definieren.  

Teils wurden in den Zonenplänen Waldabstandslinien festgelegt, so-

weit eine Abweichung von den gesetzlich festgelegten Waldabständen 

als nötig erachtet wurde. 
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Abbildung 21: Die Baulinien (Pflichtbaulinien) sind in den Zonenplänen Weitere Festlegungen rot 

bezeichnet (Bsp. Ausschnitt Niederurnen) 

12.3 Umsetzung in der totalrevidierten Nutzungsplanung 

In der total revidierten Nutzungsplanung werden im Zonenplan unter 

den weiteren Festlegungen Pflichtbaulinien und Waldabstandslinien 

festgelegt. In einzelnen Fällen werden geltende Gewässerabstandli-

nien aufgehoben. Die Pflichtbaulinien werden insbesondere entlang 

der Kantonsstrassen und im Bereich der Ortsbildschutzzonen und in 

Zusammenhang mit wertvollen Gebäuden und Objekten bezeichnet. 

Sie dienen der Sicherung des Charakters dieser Strassenzüge. Die 

baurechtliche Basis bildet das kantonale Recht.  
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13. Platzräume / Belebung Dorfkerne 

13.1 Ausgangslage 

Die Thematik der Begegnungs- und Freiräume wurde im Rahmen der 

der Bearbeitung der Nutzungsplanung verschiedentlich aufgegriffen 

und thematisiert. Sie ist für den vorliegenden Konzeptansatz von zent-

raler Bedeutung. 

13.2 Bearbeitung, Beurteilung und Interessenabwägung 

Für die Abbildung in der Nutzungsplanung wäre die Aufarbeitung ver-

schiedener zusätzlicher Grundlagen erforderlich. Handlungsspielraum 

verfügt die Gemeinde vor allem bei Parzellen, welche im Eigentum der 

öffentlichen Hand sind. Hinweise geben die Freiräumpläne. Im Ge-

meinderichtplan sind zudem die entsprechenden Stossrichtungen ver-

ankert (Kerne beleben). Die Bezeichnung entsprechender Räume 

würde es erfordern, diese mit konkreten Aufträgen / Inhalten zu hin-

terlegen (Eingriffe ins Eigentum, Nutzungen, Investitionen, etc.). Diese 

Vertiefung soll Gegenstand der weiterführenden Massnahmenplanung 

bilden. 

13.3 Umsetzung in der totalrevidierten Nutzungsplanung 

Mittelfristig soll in Abstimmung mit der Nutzungsplanung ein Frei-

raumkonzept erarbeitet werden. Dies wird entsprechend in der mittel-

fristigen Massnahmenplanung hinterlegt (vgl. Anhang A 25).  
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14. Siedlung und Verkehr 

14.1 Ausgangslage 

Die Abstimmung von Siedlung und Verkehr ist eine zentrale Thematik 

der Nutzungsplanung. Die Grundlagen dazu wurden im Gemeinde-

richtplan gelegt. Parallel wurden verschiedene Grundlagen, basierend 

auf Verkehrsmessungen des Bundes und des Kantons, ergänzt durch 

Erhebungen der Gemeinde, aufgearbeitet.  

Im Öffentlichen Verkehr fanden in den letzten Jahren aufgrund von 

übergeordneten Ausbauschritten des ÖV-Verkehrssystems in der 

Schweiz, resp. im Raum Zürich / Ostschweiz umfassende Angebots-

veränderungen statt (Stichworte: S-Bahn St. Gallen, Etappen 1 und 2 

der 4. Teilergänzungen S-Bahn Zürich / ZVV).  

Das Strassennetz in Glarus Nord stösst an einzelnen Stellen an Kapa-

zitätsgrenzen (Ortsdurchfahrt Näfels). Eine Umfahrungslösung mit 

Tunnel wurde durch den Kanton ausgearbeitet und im Netzbeschluss 

als „baureifes Projekt“ aufgenommen. Die Schweizer Stimmbevölke-

rung hat am 24. November 2013 die Vignetten-Vorlage abgelehnt. Die 

an die Vignetten-Vorlage geknüpfte Erweiterung des Nationalstras-

sennetzes konnte nicht in Kraft gesetzt werden. Wann die Umfahrung 

Näfels realisiert werden kann, ist deshalb derzeit unklar.  

Gemäss Art. 36 und Art. 37 Raumentwicklungs- und Baugesetz (RBG) 

erstellen die Gemeinden ein Erschliessungsprogramm und erlassen 

ein Erschliessungsreglement. Das Erschliessungsreglement liegt 

rechtskräftig vor, das Erschliessungsprogramm ist noch nicht erarbei-

tet. Aspekte der Erschliessung können einerseits im Baureglement 

und / oder im Zonenplan, andererseits im Erschliessungsreglement 

geregelt werden. 

Die Totalrevision des kantonalen Strassengesetzes ist vorgesehen, die 

Terminierung ist jedoch nicht bekannt.  

Im Rahmen der Erarbeitung des Gemeinderichtplans wurde ein Lang-

samverkehrskonzept erarbeitet und abgebildet.  
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Die ehemaligen Gemeinden haben über verschiedene Planungen Weg-

rechte zugunsten der Öffentlichkeit gesichert. Die Gemeinde Näfels 

verfügte über einen Verkehrsrichtplan aus dem Jahr 1993, die Ge-

meinde Mollis über ein Verkehrskonzept aus den Jahren 1992 / 1993. 

Die Landesfusswege, die alten Landstrassen und die Passwege gelten 

als gesetzliche Wegrechte zugunsten des Landes Glarus (Art. 13 Abs. 1 

Strassengesetz). Diese sind im Grundbuch eingetragen. Die Wander-

wege gelten als gesetzliche Wegrechte zugunsten der Standortge-

meinden. 

Das Inventar historische Verkehrswege der Schweiz (IVS) weist ver-

schiedene Objekte auf dem Gemeindegebiet von Glarus Nord aus.  

14.2 Bearbeitung, Beurteilung und Interessenabwägung 

14.2.1 Öffentlicher Verkehr 

Im Rahmen der Abstimmung von Siedlung und Verkehr wurden Unter-

suchungen zur künftigen Erschliessungsgüte des Siedlungsgebietes 

mit dem öffentlichen Verkehr durchgeführt (Abbildung 22 und Anhang 

A 14). Als Grundlage wurde der Entwurf des Fahrplanangebots 2016 

verwendet (Einführung am 13.12.2015).  

Grundsätzlich wird das gesamte Siedlungsgebiet durch den ÖV er-

schlossen (Grundangebot im Minimum), ausgenommen vereinzelte 

Gebiete in Mollis Oberdorf, Näfels Süd und Niederurnen. Durch den 

Wegfall der Buslinie von Mollis nach Glarus/Netstal (via Flugplatz Mol-

lis) verschlechtert sich die ÖV-Erschliessung Mollis Süd und Flugplatz. 

Die Arbeitsplatzgebiete in Mollis Süd sind nur noch durch den motori-

sierten Individualverkehr (MIV) zu erreichen.  

Zwischen dem Bahnhof Ziegelbrücke (der am besten erschlossenste 

Standort der Gemeinde mit der Güteklasse A) und Näfels/Mollis ver-

bessert sich das Busangebot mit dem Fahrplanwechsel (neu Halb-

stundentakt). Hingegen bleibt bei Verbindung von Bilten nach Glarus 

weiterhin lange Wartezeit in Ziegelbrücke bestehen.  

Im Frühjahr 2016 wurde eine Befragung zum ÖV-Angebot in Glarus 

Nord durchgeführt (Auswertung läuft). In Zusammenarbeit mit dem 
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Kanton soll auf gezielte Verbesserungen des ÖV-Angebotes hingear-

beitet werden.  

 

Abbildung 22: Analyse ÖV-Angebot Fahrplan 2016 

14.2.2 Motorisierter Individualverkehr (MIV) 

Bericht Verkehrsdaten Glarus Nord 

Im Rahmen eines separaten Berichts „Verkehrsdaten Glarus Nord“ 

wurden die heutige Belastung des Strassennetzes zu verschiedenen 

Zeiten (Abbildung 23), die heutige Verkehrserzeugung nach Siedlun-

gen / Quartieren, die Aufteilung des heutigen Verkehrs nach Bezugs-

gebieten, die zu erwartende Verkehrserzeugung zusätzlicher 

Nutzungen in zur Diskussion stehenden Überbauungsplangebieten 

und deren Auswirkungen auf die Belastung des Strassennetzes sowie 

Ansätze für eine Strategie zur Bewältigung des zukünftigen Verkehrs 

auf der Strasse erarbeitet.  

Es lässt sich festhalten, dass das heutige Strassennetz im Grundsatz 

ausreicht (ausgenommen Umfahrung Näfels, Stichstrasse und Spange 

Netstal). Die Verkehrszunahmen führen zu Verkehrsbelastungen im 

innerörtlichen Strassennetz, die aus Leistungsgründen noch keinen 
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Ausbau von Strassen bedingen, auch wenn sich an verschiedenen Or-

ten in Spitzenzeiten die Wartezeiten verlängern und sich die Lärmbe-

lastungen entsprechend erhöhen.  

 

Abbildung 23: Heutiges Verkehrsaufkommen in Glarus Nord (Quelle: Bericht Verkehrsdaten Gla-

rus Nord) 

Aus Sicht der Gemeinde Glarus Nord ist es von grosser Bedeutung, 

dass die Stichstrasse zeitlich vor der Spange Netstal realisiert wird. 

Nur so kann verhindert werden, dass die Verkehrsbelastung in Näfels 

weiter zunimmt. Zudem erachtet die Gemeinde Glarus Nord die Reali-

sierung der Umfahrung Näfels als dringlich, um die Lebensqualität in 

Näfels deutlich steigern zu können.  
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Längerfristig ist, insbesondere in Kombination mit der vorgesehenen 

Entwicklung des Jennyareals, ein zusätzlicher Zubringer nach Ziegel-

brücke zu prüfen (von der Kantonsstrasse Bilten – Niederurnen abge-

hend, ehemaliger Autobahnzubringer).  

Öffentliche und private Parkierung 

Das kommunale Parkierungskonzept befasst sich mit den allgemein 

zugänglichen und reservierten Parkplätze der Gemeinde und des Kan-

tons auf öffentlichem Grund, der Art der Bewirtschaftung dieser Park-

plätze, der Signalisation der Parkverbote sowie den notwendigen 

rechtlichen Regelungen und ortsplanerischen Vorkehrungen zur Um-

setzung der Massnahmen. Das Parkierungskonzept befindet sich der-

zeit in der Bearbeitungsphase. 

Im Baureglement werden, soweit nicht im übergeordneten Recht be-

reits erfolgt, Vorgaben betreffend der privaten Parkierung getroffen. 

Die Berechnung der zu erstellenden Anzahl Privatparkplätze erfolgt 

demnach auf Basis der Normen des Schweizerischen Verbands der 

Strassen- und Verkehrsfachleute (VSS). Die Abstellplätze sind grund-

sätzlich unterirdisch oder im Erdgeschossbereich der jeweiligen 

Hauptbauten oder in Erweiterungen der Hauptbauten zu erstellen.  

Kategorisierung des Strassennetzes 

Ein Entwurf für die Kategorisierung nach der Funktion der Strassen 

liegt vor. Ergänzend zur verkehrsplanerischen Funktion wurden auch 

die Eigentumsverhältnisse abgebildet. Die Kategorisierung nach der 

(angestrebten) verkehrsplanerischen Funktion der einzelnen Stras-

senverbindungen richtet sich nach den VSS-Normen zu den unter-

schiedlichen Strassentypen und sieht folgende Kategorien vor: 

− Hochleistungsstrasse HLS 

− Hauptverkehrsstrasse HVS 

− Verbindungsstrasse VS 

− Sammelstrasse SS 

− Erschliessungsstrasse ES 

− Land- und Forstwirtschaftswege, Fusswege 
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Die Arbeitspläne zur Kategorisierung der Strassen dienen dem Ge-

meinderat und der Verwaltung als Praxishilfe („Anhang“ zum Er-

schliessungsreglement). Der Gemeinderat kann anhand der Strassen-

kategorien die Interessenz der Gemeinde im Rahmen der gesetzlichen 

Rahmenbedingungen nach einheitlichen Überlegungen festsetzen. 

Insbesondere im Falle der Erschliessungsstrassen ist die Interessenz 

der Gemeinde fallweise zu ermitteln. Als Leitlinie könnten in Bezug auf 

die Strassenerschliessung diejenigen Anteile (Gemeindeanteil, Privat-

anteil) angewandt werden, welche in der Ergänzung von Art. 28 Er-

schliessungsreglement festgelegt werden (Abbildung 24).  

 

Abbildung 24: Vorgeschlagene Ergänzung in Art. 28 des Erschliessungsreglements 

14.2.3 Langsamverkehr / Reitwege 

Es ist gemäss Langsamverkehrskonzept vorgesehen, zwischen Ziegel-

brücke und Näfels und zwischen Ziegelbrücke und Bilten sogenannte 

Hauptverbindungen für den Veloverkehr zu schaffen (vgl. Anhang A 16). 

So soll der Langsamverkehr gegenüber dem MIV konkurrenzfähiger 

werden. Weiter werden Massnahmen in den Ortschaften zur Stärkung 

des Fuss- und Veloverkehrs empfohlen. Ein spezielles Augenmerk soll 
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auf die Nahtstellen zum öffentlichen Verkehr gelegt werden (z.B. 

Schaffung von Veloabstellplätzen an den Bahnhöfen, etc.). Weiter sol-

len die Verbindungen zwischen den Ortschaften und den Erholungsge-

bieten am Walenseeufer/Gäsi verbessert werden. Ziel ist es, die 

Position des Langsamverkehrs in der Gemeinde Glarus Nord zu stär-

ken. Das Konzept wurde durch Festlegungen im Gemeinderichtplan 

abgebildet und in der Nutzungsplanung konkretisiert. Insbesondere 

wurde in den Zonenplänen Weitere Festlegungen zwischen bestehen-

den und geplanten Verbindungen differenziert. Künftig zu schaffende 

Verbindungen für den Langsamverkehr resp. Wegrechte auf Privatpar-

zellen können damit öffentlich-rechtlich gesichert werden. An einigen 

Stellen können die Verbindungen für den Langsamverkehr noch nicht 

genau bezeichnet werden, da die Gebiete z.B. im Rahmen eines Über-

bauungsplans gesamthaft beplant werden. In diesen Fällen wurden 

sogenannte „Anschlusspunkte Langsamverkehr“ bezeichnet. Diese 

weisen darauf hin, dass durch die fraglichen Areale Langsamver-

kehrsverbindungen vorzusehen sind, welche an diesen Anschluss-

punkten an das Rad-, resp. Fusswegnetz anknüpfen.  

Die Reitwege werden auf Grundlage von Daten des Vereins Pferd und 

Umwelt Linthgebiet – Glarnerland (VPULG) ebenfalls erfasst (histori-

sche und lokale Reitrouten). Es wird davon ausgegangen, dass der 

Langsamverkehr (Fussverkehr, Veloverkehr) im Grundsatz dieselben 

Routen wie die Reiter benutzen kann. Eine Entflechtung der Hauptver-

bindungen Velo und der Reitwege wird soweit als möglich vorgenom-

men.  

14.2.4 Bootsverkehr 

Die Bootwasserungsstellen im Gäsi und in Mühlehorn werden im Zo-

nenplan mit einem Signet bezeichnet.  

14.3 Umsetzung in der totalrevidierten Nutzungsplanung 

In der totalrevidierten Nutzungsplanung der Gemeinde Glarus Nord 

werden folgende Festlegungen gemacht: 

− Bezeichnung der Strassenprojekte Umfahrung Näfels, Stichstras-

se und Querspange Netstal 
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− Erlass einer Bestimmung zur Parkierung  

− Bezeichnung der Verbindungen für den Langsamverkehr (beste-

hend und geplant) 

− Bezeichnung der Reitwege 

− Bezeichnung der Bootwasserungsstellen  
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15. Dachformen 

15.1 Ausgangslage 

Dachformen sind prägend für die Erscheinung eines Dorfes. Insbeson-

dere bei Gebäude mit geringer Höhe treten die Dächer auffallend in 

Erscheinung. Die Dorfkerne in Glarus Nord weisen meist geneigte Dä-

cher unterschiedlicher Ausgestaltung auf. Um dem Gedanken der Er-

haltung der Erscheinung der Dorfkerne zu nachzuleben sind 

entsprechende differenzierte Bestimmungen zu den Dachformen 

zweckmässig. 

15.2 Bearbeitung, Beurteilung und Interessenabwägung 

Die Gemeinde wog die verschiedenen Interessen betreffend die Frage 

der Dachformen intensiv gegeneinander ab. Die ortsbauliche Integrati-

on steht diesbezüglich der freien Ausgestaltung der Dachformen und 

der Dachnutzung durch die privaten Eigentümer gegenüber. Dorfkerne 

werden von den meisten Betrachtern betreffend Dachformen kriti-

scher beurteilt als Neubaugebiete. Die Gemeinde möchte dieser Diffe-

renzierung in Kerngebiete und Neubaugebiete nachkommen und dies 

in voneinander abweichenden Bauvorschriften umsetzen. 

15.3 Umsetzung in der totalrevidierten Nutzungsplanung 

In der Dorfzone sind geneigte Dächer auf Hauptbaukörpern und auch 

auf eingeschossigen, freistehenden Gebäuden für das Ortsbild im 

Kernbereich nötig. Damit eine beschränkte Dachterrassennutzung 

dennoch möglich ist wird ein Anteil von 50% der Grundrissfläche des 

Hauptbaukörpers dafür freigegeben. 

In den übrigen Bauzonen sind alle Dachformen zulässig. 
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16. Einfriedungen und Siedlungsränder 

16.1 Ausgangslage 

Einfriedungen bilden regelmässig Gegenstand von intensiven Diskus-

sionen zwischen Gemeinde und Eigentümern, resp. zwischen Nach-

barn von privaten Parzellen. In den Dörfern der Gemeinde Glarus Nord 

sind verschiedene Arten von Einfriedungen vorhanden. In Kerngebieten 

ist oft eine grössere Einheitlichkeit bei der Ausgestaltung der Einfrie-

dungen zu beobachten als in Neubaugebieten. Einfriedungen sind prä-

gend für das Ortsbild und den öffentlichen Aussenraum. 

16.2 Bearbeitung, Beurteilung und Interessenabwägung 

Die Regelungen zu den Einfriedungen in den Baugebieten lösten inten-

sive Diskussionen in den Kommissionen und im Gemeinderat aus. Un-

bestritten in allen Diskussionen war stets, dass Einfriedungen 

prägende Elemente der Aussenraumbegrenzung zwischen dem öffent-

lichen Raum, oft dem Strassenraum, und den privaten Parzellen bil-

den. Der öffentliche Aussenraum wird durch die Einfriedungen 

gefasst. In den Ortskernen sind meist Typisierungen von Einfriedungen 

festzustellen. Nicht jedes Dorf weist die gleiche Typisierung auf.  

Einfriedungen werden je nach Sichtweise unterschiedlich ausgestaltet 

und beurteilt. Oft überwiegt in der Beurteilung aus Sicht des Eigentü-

mers der Gedanke der Abgrenzung (Abschirmung vor Einsicht und / 

oder Lärmemissionen); weniger oft herrscht der Gedanke der Aussen-

raumgestaltung oder des Aufenthalts und damit die Qualität einer sol-

chen Anlage vor. 

16.3 Umsetzung in der totalrevidierten Nutzungsplanung 

Auf eine generelle Pflicht für die Errichtung von Einfriedungen wird im 

neuen Baureglement verzichtet. Wenn solche Einfriedungen entlang 

von Strassenzügen erstellt werden sollen, sollen sie sich den ortsübli-

chen Ausgestaltungen angleichen. Damit wird dem Umstand Rech-

nung getragen, dass Einfriedungen nicht in allen Dorfteilen gleich 

ausgestaltet sind. Die Materialisierung ist relativ frei. Zäune, Sockel-

mauern mit aufgesetztem Zaun, Hecken oder Mauern bis max. 1,25 m 
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sind zulässig. Im Grundsatz sollen Einfriedungen auf die Grenze ge-

stellt werden, falls nicht übergeordnete Vorgaben eine andere Positio-

nierung vorschreiben. Der Baubehörde wird aber für alle genannten 

Vorschriften die Kompetenz für Ausnahmeregelungen gewährt, gerade 

weil Einfriedungen je nach Aufgabenstellung oder Sachverhalt unter-

schiedlich positioniert und ausgebildet werden können. 
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17. Beleuchtung und Reklame 

17.1 Ausgangslage 

Die Beleuchtung des öffentlichen Raums und die Beleuchtung des pri-

vaten Bereichs verursachen einerseits einen relevanten Energiever-

brauch und andererseits eine Lichtbelastung (Lichtverschmutzung). 

Technisch sind heute energiesparendere Beleuchtungssysteme vor-

handen, welche marktgerechte und praxistaugliche Lösungen zur 

Verminderung von unerwünschten Lichtemissionen (Lichtverschmut-

zung) ermöglichen. Die Gemeinde beabsichtigt energiesparende Be-

leuchtungstechnik einzuführen und damit einen eigenen Beitrag an die 

nachhaltige Energienutzung zu leisten. Dieser Grundsatz wurde schon 

im Gemeinderichtplan festgesetzt. Über eine Bürgerinitiative wurde 

der Sachaspekt der Lichtverschmutzung später erneut thematisiert 

und die Gemeinde aufgefordert, griffige Erlasse auf Nutzungsplanebe-

ne und auf Verordnungsstufe zu erarbeiten. Für die Lichtverschmut-

zung sind aber auch private Emittenten verantwortlich; auch hierzu 

besteht Regelungsbedarf. 

17.2 Bearbeitung, Beurteilung und Interessenabwägung 

Der Sachbereich Beleuchtung weist ganz generell immer grössere 

Bedeutung auf. Die Ansprüche von Sicherheit und Produktewerbung, 

welche eine lückenlose Beleuchtung anstreben, stehen den Interessen 

von unbeeinträchtigter Natur und Umwelt gegenüber. Sowohl im Ge-

meinderichtplan als auch im Rahmen eines separaten Antrages an-

lässlich einer Gemeindeversammlung wurden Forderungen nach einer 

Reduktion der Beleuchtung und damit der Lichtverschmutzung formu-

liert. Der technische Wandel im Sachbereich der Beleuchtung schrei-

tet zügig voran. Technische Lösungen und Regelungen, die heute 

richtig und griffig erscheinen, können morgen bereits überholt und 

wirkungslos sein. Aus diesem Grund ist es zweckmässig und zielfüh-

rend im BauR, welches immer einen zeitraubenden und aufwändigen 

Entscheidungsprozess über eine Gemeindeversammlung durchlaufen 

muss, nur Grundsätze festzulegen. Alle Ausführungsbestimmungen 

sollen in eine gemeinderätliche Verordnung delegiert werden; und weil 

auch die gemeinderätliche Verordnung nur periodisch angepasst wer-



 

   

 

 

Glarus Nord: Revision Ortsplanung Planungs- und Mitwirkungsbericht 98
 

den kann, soll für den Vollzug eine Richtlinie erlassen werden. Diese 

Vollzugsrichtlinie bildet Grundlage für den Vollzug der Regelungen im 

Einzelfall durch die Bauverwaltung. 

17.3 Umsetzung in der totalrevidierten Nutzungsplanung 

Die Gemeinde setzt die Aufträge aus dem Gemeinderichtplan und der 

Gemeindeversammlung im Baureglement durch den Erlass einer 

Grundsatzbestimmung zur Beleuchtung mit Verweis auf eine nachge-

lagerte gemeinderätliche Verordnung um. Der Baureglementsartikel 

und die zugehörige Verordnung liegen im Entwurf vor. Ebenso der 

Entwurf für eine nachgelagerte Vollzugsrichtlinie. Eine Aufteilung der 

Regelung dieses Sachaspektes auf die verschiedenen Erlassstufen 

(Baureglement, Verordnung, Vollzugsrichtlinie) macht Sinn, weil es 

sich um einen dynamischen Sachbereich handelt, welcher je nach 

technischer Entwicklung laufend aktualisiert werden muss. 
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18. Sicherung der Baulandverfügbarkeit 

18.1 Ausgangslage 

Gemäss Art. 15a des neuen Raumplanungsgesetzes des Bundes (RPG) 

treffen die Kantone in Zusammenarbeit mit den Gemeinden die Mass-

nahmen, die notwendig sind, um die Bauzonen ihrer Bestimmung zu-

zuführen. Explizit genannt werden in diesem Kontext Landumlegungen 

im Sinne von Art. 20 RPG. Zudem soll das kantonale Recht vorsehen, 

dass, wenn das öffentliche Interesse dies rechtfertigt, die zuständige 

Behörde eine Frist für die Überbauung eines Grundstücks setzt, und 

wenn die Frist unbenützt verstreicht, bestimmte Massnahme angeord-

net werden können. 

Im kantonalen Recht von Glarus sind noch keine spezifischen Bestim-

mungen zu dieser konkreten Aufgabenstellung aus dem Bundesrecht 

enthalten. Landumlegungen sind gemäss Art. 40 RBG von Amtes we-

gen möglich. Die Gemeinden können im Rahmen des Bundesrechts 

auch eigene Bestimmungen zur Mobilisierung von Bauland erlassen, 

wenn der Kanton das nicht selber macht. 

Es bestehen bereits heute verschiedene Modelle zur Förderung der 

Baulandverfügbarkeit. Teils stützen sich diese aber auf detailliertere, 

kantonsspezifische Bestimmungen des Raumplanungsrechts ab. Oft 

werden Bauverpflichtungen verknüpft mit dem Einzonungsentscheid. 

Verbreitet sind auch vertragliche Regelungen zwischen Eigentümer 

und Gemeinde. 

18.2 Bearbeitung, Beurteilung und Interessenabwägung 

Die Gemeinde Glarus Nord verfügt gemäss geltenden Ortsplanungen 

über umfangreiche Baulandreserven. Im Rahmen der laufenden Ge-

samtrevision der Ortsplanungen und deren Zusammenführung und 

Harmonisierung wurden bereits im Gemeinderichtplan geltende 

Bauzonen als künftige Nichtbaugebiete vorgeschlagen. Im Rahmen 

der nun laufenden Nutzungsplanrevision wurden verschiedene Flä-

chen nicht mehr den Bauzonen zugewiesen. Dennoch verfügt die Ge-

meinde in Bezug auf das angestrebte Wachstum über zu viel 

Bauzonen- und Kapazitätsreserven. Um dieses Missverhältnis von An-
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gebot und Bedarf planerisch zu regeln schlägt die Gemeinde soge-

nannte Flächenpotenziale I und II sowie erst längerfristig nutzbare 

Etappierungsgebiete vor. Ziel dieser Regelung, welche im Bauregle-

ment Art. 40 formuliert und in den Zonenplänen Nutzung mittels ban-

dierten Teilflächen bezeichnet sind, ist die etappenweise, nach 

zweckmässigen siedlungsbaulichen Massstäben orientierten Bebau-

ung der freien Bauzonen. Die inneren Nutzungsreserven im bereits 

überbauten Gebiet und die Flächenpotenziale I und II decken den zu 

erwartenden Bedarf an Wohnbauzonenflächen in der nächsten Pla-

nungsperiode von 10 – 15 Jahren ab. Etappierungsgebiete werden aus 

heutiger Optik erst in einem Zeitraum nach 15 Jahren benötigt. Damit 

nun die Bebauung bedarfsgerecht voranschreitet und nach siedlungs-

baulichen Kriterien innerhalb der bereits weitgehend überbauten Ge-

biete erfolgt, schlägt die Gemeinde vor, dass nicht bebaute, 

zusammenhängend mindestens  500 m2 Fläche umfassende Bau-

zonen, welche innerhalb der Flächenpotenziale liegen mit einer Be-

bauungspflicht innert Frist belegt werden. Diese Bezeichnung im 

Zonenplan kombiniert mit der Gesetzesbestimmung in Art. 6, räumt 

der Gemeinde ein gesetzliches Kaufrecht ein, welches ausgeübt wer-

den kann, wenn der Eigentümer das Land entgegen den Zielsetzungen 

und den Bestimmungen des RPG und trotz vorhandener Nachfrage 

hortet. 

Die Gemeinde schafft sich damit ein wirksames Planungsinstrument 

um die Entwicklung der Gemeinde im Bedarfsfall mitzugestalten. Die 

Kombination der etappierten Bauzonen mit der Bestimmung zur Mobi-

lisierung der Bauzonen liefert auch ein griffiges Argument um die 

Etappierungsgebiete als faktische Reservebaugebiete zu sichern. Mit 

Blick auf die angestrebte Entwicklung der Gemeinde als Wohn- und 

Arbeitsstandort sind das geeignete zielführende Massnahmen. 

18.3 Umsetzung in der totalrevidierten Nutzungsplanung 

Im Baureglement werden die Bestimmungen in Art. 6 (Sicherung der 

Baulandverfügbarkeit) und Art. 40 (Etappierung der Überbaubarkeit) 

neu eingeführt. Kombiniert sind diese beiden Bestimmungen mit den 

entsprechenden Einträgen der „Flächenpotenziale I und II“ sowie den 

„Etappierungsgebieten“ und der Bezeichnung der „Sicherung der Bau-
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landverfügbarkeit“ im Zonenplan Nutzung (Abbildung 25). Die Gebiets-

zuweisungen erfolgten gestützt auf das gemäss Gemeinderichtplan 

festgelegte, maximale Bevölkerungswachstum, die angestrebten Dich-

ten, die Mischnutzung und die Analysen des aktuellen Bebauungs-

standes in den für die Wohnnutzung vorgesehenen Wohn-, Misch- und 

Zentrumszonen. 

 

Abbildung 25: Ausschnitt aus dem Zonenplan Nutzung Filzbach. Die Sicherung der Baulandver-

fügbarkeit ist mit Punktsymbolen kombiniert mit der Bandierung der Flächenpotenziale I und 

Flächenpotenziale II gekennzeichnet (nur für zusammenhängende Flächen grösser als 500 m2).  
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19. Ausgleich planungsbedingter Vor- und Nachteile 

19.1 Ausgangslage 

Gemäss Art. 5 des Raumplanungsgesetzes des Bundes (RPG) regelt 

das kantonale Recht einen angemessenen Ausgleich für erhebliche 

Vor- und Nachteile, die durch Planungen nach Raumplanungsrecht 

entstehen. Der Mindestsatz für Planungsvorteile umfasst 20%. Die 

Ausgleichzahlung vom Eigentümer zugunsten der öffentlichen Hand 

wird bei der Überbauung des Grundstücks oder dessen Veräusserung 

fällig. Das kantonale Recht regelt den Ausgleich so, dass mindestens 

die Werte, die bei neu und dauerhaft der Bauzone zugewiesenen Flä-

chen entstehen, ausgeglichen werden. 

Die Erträge aus diesen Mehrwertabschöpfungen werden für Aus-

gleichzahlungen für Auszonungen oder für Massnahmen im Sinne von 

Art. 3 RPG Abs. 2 lit.a (Landwirtschaft / Fruchtfolgeflächen) resp. Abs. 

3 lit. abis (Nutzung von brach liegenden Bauzonenflächen oder Verdich-

tungsmassnahmen) verwendet. 

Ausgenommen von dieser Mehrwertabschöpfung sind die Gemeinwe-

sen.  

Gemäss Bundesgesetzgebung sollte der Kanton noch eine Ausfüh-

rungsgesetzgebung erlassen. Diese ist derzeit beim Kanton in Bear-

beitung. Es ist nicht ausgeschlossen, dass die Gemeinden zu diesem 

Sachaspekt selber baurechtliche Bestimmungen erlassen. Letztend-

lich sind diese aber auf die noch zu erlassenden Bestimmungen des 

Kantons abzugleichen. 

19.2 Bearbeitung, Beurteilung und Interessenabwägung 

Die Gemeinde hat sich bereits früh mit der Thematik der durch raum-

planerische Massnahmen entstehenden Mehrwerte und deren Ab-

schöpfung zugunsten der Allgemeinheit beschäftigt. Im Ergebnis 

möchte die Gemeinde dieses neue Planungsinstrument im kommuna-

len Baureglement auch griffig umsetzen. Die Gemeinde ist der Auffas-

sung, dass ein Abschöpfungssatz von 25% richtig ist und nutzt damit 

den vom Bundesrecht nach oben offen formulierten Rahmen. Ebenso 



 

   

 

 

Glarus Nord: Revision Ortsplanung Planungs- und Mitwirkungsbericht 103
 

gelangte die Gemeinde anlässlich der Diskussionen zur Schlussfolge-

rung, dass Kanton und Gemeinde von dieser Abgabe befreit werden 

sollen und dass es nicht zielführend ist, Mehrwerte von unter 10‘000 Fr 

dieser Regelung zu unterstellen. Die Gemeinde hat abgesehen von den 

bundesrechtlich definierten Verwendungszwecken der Erträge auch 

eigene Vorstellungen für deren Verwendung. Sie sollen der Öffentlich-

keit zu Gute kommen, bspw. der Förderung von öffentlichen Infra-

strukturen oder Förderung von günstigem Wohnraum. 

Wichtig ist, dass diese Bestimmung gleichzeitig mit der Genehmigung 

der vorliegenden Nutzungsplanung in Kraft tritt und unmittelbar an-

wendbar ist, denn mit der neuen Nutzungsplanung entstehen ver-

schiedene planerische Mehrwerte. 

19.3 Umsetzung in der totalrevidierten Nutzungsplanung 

In der nun vorliegenden Nutzungsplanung löst die Gemeinde den 

Sachaspekt der Mehrwertabschöpfung mittels der Bestimmung in 

Art. 7. Dabei ist sich die Gemeinde bewusst, dass die Formulierung 

noch Änderungen erfahren könnte, je nachdem welche Regelungen 

der Kanton in seiner Raumplanungsgesetzgebung erlässt. Die Pflicht 

nach Art. 5 RPG für die Regelung der Mehrwertabschöpfung ist damit 

auf kommunaler Ebene erfüllt. 
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20. Gefahrenzonen 

20.1 Ausgangslage 

Die Überprüfung und Überarbeitung der Gefahrenkarten innerhalb der 

Erfassungsbereiche Naturgefahren erfolgte in der Gemeinde Glarus 

Nord in den Jahren 2014 / 2015. Diese Gefahrenkarten bilden eine 

wichtige Grundlage für die Behandlung der Thematik Naturgefahren in 

der Nutzungsplanung. 

In der Bauverordnung des Kantons Glarus (BauV) ist nachfolgende Be-

stimmung festgesetzt. 

Art. 25 BauV Gefahrenzonen 

1 Gefahrenzonen umfassen Gebiete, die aus Sicherheitsgründen, namentlich wegen 

Gefährdung durch gravitative Naturgefahren (wie Erdrutsch, Lawine, Steinschlag, 

Hochwasser), nicht oder nur unter sichernden Massnahmen überbaut werden dürfen. 

2 In Gefahrenzonen können generelle Bauverbote erlassen und Auflagen verfügt wer-

den. 

Es ist somit Aufgabe der Gemeinde die konkrete Umsetzung des As-

pektes Naturgefahren in der Nutzungsplanung oder mittels anderen 

Instrumenten sicherzustellen. 

20.2 Bearbeitung, Beurteilung und Interessenabwägung 

Die Gemeinde hat sich im Rahmen der Verarbeitung der Erkenntnisse 

aus den Gefahrenkarten dazu entschlossen, die Umsetzung nach dem 

„Modell der grundeigentümerverbindlichen Gefahrenzonen“ zu voll-

ziehen. Dabei werden im Zonenplan, gestützt auf die 3 Gefahrenstufen 

gemäss Gefahrenkarten grundeigentümerverbindliche Gefahrenzonen 

1, 2 und 3 ausgeschieden und dazu Vorschriften im Baureglement er-

lassen. Die Ausscheidung der Gefahrenzone im Zonenplan erfolgt nur 

innerhalb der Bauzone. Die Beurteilung der Gefährdung von Bauten 

ausserhalb der Bauzone erfolgt auf Grundlage der Gefahrenkarten im 

konkreten Einzelfall. 
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20.3 Umsetzung in der totalrevidierten Nutzungsplanung 

Im Zonenplan sind die Gefahrenzonen 1, 2 und 3 als bandierte, überla-

gerte Nutzungszonen bezeichnet (Abbildung 26). In Art. 17 BauR wer-

den die drei Gefahrenzonentypen beschrieben. In der Gefahrenzone 1 

herrscht die grösste Gefahr in Bezug auf Personen- und Sachschäden. 

Die baulichen Einschränkungen sind in der Gefahrenzone 1 einschnei-

dend. Für Neubauten wird die absolute Standortgebundenheit ver-

langt. Bauliche Massnahmen an Bestandesbauten dürfen nur 

ausgeführt werden, wenn das Schadenrisiko durch die bauliche Mass-

nahme vermindert wird. In der Gefahrenzone 2 dürfen Neubauten und 

bauliche Massnahmen an Bestandesbauten ausgeführt werden, wenn 

namentlich keine Menschen, Tiere und erhebliche Sachwerte gefähr-

det werden. Objekte von grosser Sensibilität sind in der Gefahrenzone 

2 nicht zulässig. In der Gefahrenzone 3 dürfen Bauten und Anlagen mit 

hohem Schadenpotenzial nur errichtet oder umgebaut werden, wenn 

die Schutzdefizite mittels geeigneten Auflagen im Baubewilligungs-

verfahren beseitigt werden. 

 

Abbildung 26: Abbildung der Gefahrenzonen in den Zonenplänen Weitere Festlegungen (Bsp. 

Mühlehorn). Gefahrenzone 1: rot; Gefahrenzone 2: blau; Gefahrenzone 3: gelb.  
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21. Zonen im Landschaftsgebiet und deren Eigenschaften 

21.1 Ausgangslage 

Die Nutzungsplanungen der ehemaligen Gemeinden weisen auch im 

Landschaftsgebiet eine Vielzahl verschiedener Nutzungszonen mit un-

terschiedlichen Vorschriften in den Bauordnungen auf. Teilweise sa-

hen die Bauordnungen Möglichkeiten zur Bezeichnung von 

Schutzzonen etc. vor, welche in den Zonenplänen der ehemaligen Ge-

meinden nicht umgesetzt wurden. 

21.2 Bearbeitung, Beurteilung und Interessenabwägung 

Auch im Landschaftsgebiet werden eine wesentliche Vereinheitlichung 

und Vereinfachung der Zonen sowie der dazugehörigen Vorschriften 

im neuen Baureglement angestrebt. Wo immer möglich wird auf die 

Regelungen im übergeordneten Recht verwiesen.  

In der Gemeinde Glarus Nord gelten im Landschaftsgebiet folgende 

Nutzungszonen (vgl. Abbildung 27): 

− Landwirtschaftszone  

− Landwirtschaftszone für besondere Nutzung 

− Rebwirtschaftszone 

− Gewässerschutzzone 

− Landschaftsschutzzone 

− Naturschutzzone 

− Zone für Wildtierkorridore 

− Gewässerraumzone 

− Abbauzone 

− Deponiezone 

− Materialbewirtschaftungszone 

− Zone für Windenergieanlagen 

− Zone für Skiabfahrts- und Skiübungsgelände 

− Zone für Sport und Extensiverholung 
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Abbildung 27: Ausschnitt aus der Legende des Zonenplans Nutzung, Bsp. Näfels / Mollis 

21.3 Umsetzung in der totalrevidierten Nutzungsplanung 

In der Regel richten sich die zulässige Art und das zulässige Mass der 

Nutzung nach der übergeordneten Gesetzgebung von Kanton und 

Bund (Bauen ausserhalb der Bauzone BAB). Teilweise werden ergän-

zenden Vorschriften im Baureglement festgelegt.  
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22. Landwirtschaft und Rebwirtschaft 

22.1 Ausgangslage 

Im Gemeinderichtplan werden Landwirtschafts- und Freihaltegebiete 

festgelegt. In diesen Gebieten, welche dem Landschaftsgebiet angehö-

ren, sind nur einzelne, zonenkonforme oder standortgebundene Bau-

ten nach übergeordnetem Recht zulässig. Die Regelungen zur 

Landwirtschaftszone im übergeordneten Recht sind abschliessend 

(Art. 18 BauV zu Landwirtschafts- und Alpwirtschaftszonen sowie Art. 

19 BauV zu Landwirtschaftszonen für besondere Nutzungen).  

Der Landrat fasste im Jahr 2015 den Beschluss zur Festlegung der 

Fruchtfolgeflächen (FFF) im Kantonalen Richtplan [Genehmigung 

Bund ausstehend]. In der Nutzungsplanung werden die FFF informa-

tionshalber abgebildet (unveränderter Datensatz, nicht parzellen-

scharf).  

Der Kanton Glarus und die Gemeinde Glarus Nord nehmen an einem 

Projekt zur Weiterentwicklung des Instruments der Landwirtschaftli-

chen Planung teil (durchgeführt von der ETH Zürich). Dabei sollen un-

ter anderem Visualisierungstools eingesetzt werden. Die Resultate 

können zu gegebener Zeit in den entsprechenden Planungsinstrumen-

ten abgebildet werden. Vorerst wird das Projekt auf der Massnahmen-

planung der Gemeinde Glarus Nord erfasst und parallel zur 

Nutzungsplanung bearbeitet.  

In der Gemeinde Glarus Nord wird an zwei Standorten Rebbau betrie-

ben (Niederurnen und Mollis). 

22.2 Bearbeitung, Beurteilung und Interessenabwägung 

22.2.1 Fruchtfolgeflächen 

Die Festlegung der FFF erfolgte während der Bearbeitungsphase der 

Totalrevision der Nutzungsplanung. Die Bauzonen sind mit den FFF 

abzustimmen. Ein Verschnitt zeigt, dass keine inhaltlichen Konflikte 

bestehen.  
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Beim Flugplatz Mollis besteht darstellerisch bedingt eine „Überlage-

rung“ der Flugplatzzone und der FFF. Die Flugplatzzone wird gemäss 

SIL-Perimeter festgelegt. Die FFF wird lediglich informationshalber 

als kantonale Grundlage abgebildet und deshalb in ihrer Ausdehnung 

nicht angepasst. Im fraglichen Bereich bestehen bereits heute auf-

grund des Flugbetriebs Bewirtschaftungseinschränkungen.  

In Oberurnen besteht eine Überlagerung einer Grünzone (Zweck: Frei-

haltung) und FFF. In der geltenden Zonenplanung der ehemaligen 

Gemeinde Oberurnen war das Gebiet als Freihaltezone bezeichnet. Die 

Freihaltung stellt die Erhaltung der FFF in ausreichendem Masse si-

cher.  

22.2.2 Landwirtschaftszonen für besondere Nutzungen 

Gemäss Art. 19 BauV können für Bauten und Anlagen, die über eine 

innere Aufstockung hinausgehen, Landwirtschaftszonen für besondere 

Nutzungen ausgeschieden werden. Die Grundsätze für die Ausschei-

dung werden dabei im Kantonalen Richtplan festgelegt. Dabei ist ge-

mäss den richtungsweisenden Festlegungen des Kantonalen Richt-

plans aufzuzeigen, wie die Zonen mit folgenden Interessen 

abgestimmt sind: 

− bestehende Erschliessung (Verkehr, Wasser, Abwasser) 

− Immissionen (Luft und Lärm auf Wohngebiete 

− Schutz des Landschafts- und Ortsbildes (BLN, Naturschutzgebiete, 

Landschaften von nationaler und regionaler Bedeutung, See- und 

Flussuferbereiche, Waldrandlagen) 

− Schutz von Kulturgütern und Denkmälern 

Die auszuscheidenden Flächen müssen gemäss den Abstimmungsan-

weisungen des Kantonalen Richtplans für die vorgesehenen Nutzun-

gen auch tatsächlich zur Verfügung stehen, bestehende 

Infrastrukturanlagen müssen genutzt werden können, resp. zweck-

mässige Infrastrukturanschlüsse müssen möglich sein. Landwirt-

schaftszonen für besondere Nutzungen dürfen nicht ausgeschieden 

werden:  

− in Schutzgebiete nach Bundesrecht sowie in Gebieten mit Schutz-

festlegungen nach kantonalem Recht, in denen nicht dem Schutz-
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zweck dienende landwirtschaftliche Bauten ausdrücklich ausge-

schlossen sind 

− auf Fruchtfolgeflächen, mit Ausnahme wenn ein übergeordnetes 

Interesse vorliegt und keine anderen geeigneten Flächen zur Ver-

fügung stehen.  

− in Siedlungstrenngürteln 

− in Landschaften mit schützenswerter Bausubstanz, wenn sie mit 

den Schutzzielen nicht vereinbar sind 

− in Wildtierkorridoren und Amphibienzugstellen, wenn sie deren 

Funktion beeinträchtigen 

− in Gefahrengebiete 

− bei Gefährdung des Grundwassers 

− wenn überwiegende Interessen entgegenstehen. 

Der Gemeinderichtplan legt in den Abstimmungsweisungen fest, dass 

die Gemeinde für die Beurteilung von Speziallandwirtschaftszonen und 

die darin vorgesehenen Bauten oder Anlagen im Grundsatz die glei-

chen Kriterien anwendet wie für die Baugebiete oder Bauzonen, soweit 

dies die Lage, Grösse, Gestaltung, landschaftliche und naturräumliche 

Einbettung du die Umweltbelange betrifft.  

Die Gemeinde Glarus Nord bezeichnet in der totalrevidierten Nut-

zungsplanung zwei Landwirtschaftszonen für besondere Nutzungen: 

− Intensivtierhaltung Schweinemast, Bilten (bereits bestehend, in 

Gemeinderichtplan Sondernutzungsgebiet und in der geltenden 

Nutzungsplanung als Sonderbauzone verankert) 

− Treibhäuser Abwärmenutzung KVA (projektiert) 

Intensivtierhaltung Schweinemast, Bilten 

Es handelt sich um einen bestehenden Betrieb, der weitergeführt wer-

den soll. Eine umfassende Interessenabwägung ist nicht erforderlich.  

Treibhäuser Abwärmenutzung KVA, Bilten 

Die KVA produziert zu viel ungenutzte Abwärme. Um einen dauerhaf-

ten, wirtschaftlichen Betrieb sicherstellen zu können muss die KVA ih-

re CO2 Bilanz verbessern. Dies kann idealerweise durch die Nutzung 
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der niedriggradigen Abwärmemenge für die Beheizung von Gewächs-

häusern erfolgen. Die Gemeinde hat zu diesem Zweck zwischen Bilten 

und Niederurnen eine Landwirtschaftszone für besondere Nutzungen 

vorgesehen, welche für eine intensivere landwirtschaftliche Nutzung 

mittels Gewächshäuser geeignet ist. Die Interessenabwägung zwi-

schen Abwärmenutzung der KVA und Windenergienutzung ist in Kapi-

tel 27.2 dokumentiert.  

Gemäss den Angaben der KVA eignet sich der Standort aufgrund der 

Distanz zur KVA, der Besonnung und den Eigentumsverhältnissen für 

die Realisierung von Gewächshäusern. Es sind keine Schutzgebiete 

nach Bundesrecht oder kantonalen Festlegungen betroffen. Ebenso 

werden keine FFF tangiert. Die Intention des Siedlungstrenngürtels, 

der im Gemeinderichtplan verzeichnet ist, bleibt auch mit der Errich-

tung von Gewächshäusern (Glashäuser) gewahrt. Zudem werden die 

westlich und östlich gelegenen Flächen von Bauten freigehalten. Wie 

in Kapitel 24 ausgeführt, ist der Wildtierkorridor zwischen Bilten und 

Niederurnen von regionaler Bedeutung. Für den Wildtierkorridor 

„GL07/SG02/SZ07 Reichenburg“ nordwestlich von Bilten wurde eine 

Wildtierunterführung unter der Autobahn A3 errichtet. Entsprechend 

ist davon auszugehen, dass südöstlich von Bilten mittel- bis langfristig 

keine Querungshilfe erstellt werden wird. Das Gebiet liegt im gelben 

Gefahrengebiet (Prozess Wasser). Entsprechende Schutzvorkehrungen 

werden im Baubewilligungsverfahren nachzuweisen sein.  

Die notwendigen Detailuntersuchungen bezüglich Grundwasser sind 

im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens beizubringen.  

22.2.3 Rebwirtschaftszone 

Die Rebwirtschaftszone wird an zwei Standorten vorgesehen, wo bis-

her bereits Rebbau betrieben wird. In der ehemaligen Gemeinde Nie-

derurnen war das fragliche Gebiet in der geltenden Nutzungsplanung 

bereits als Rebbergzone bezeichnet. In der ehemaligen Gemeinde Mol-

lis war der Rebberg der Zone für öffentliche Bauten und Anlagen zu-

geordnet und wird neu ebenfalls der überlagerte Rebwirtschaftszone 

zugewiesen (Grundnutzung: Landwirtschaftszone). Im Baureglement 

werden ergänzende Vorschriften zur Rebwirtschaftszone gemacht und 

Kleinbauten und Anlagen zugelassen, wenn sie für die Bewirtschaf-
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tung der Reben notwendig sind. Deren Benützung zu Wohnzwecken ist 

untersagt.  

22.3 Umsetzung in der totalrevidierten Nutzungsplanung 

In der totalrevidierten Nutzungsplanung der Gemeinde Glarus Nord 

wird mit nachfolgenden Massnahmen einerseits eine Harmonisierung 

der grundeigentümerverbindlichen Festlegungen in den bisher gelten-

den Ortsplanungen erzielt: 

− Ausscheidung von Landwirtschaftszonen und Landwirtschaftszo-

nen für besondere Nutzung (Grundnutzungen) 

− Ausscheidung von Rebwirtschaftszonen (überlagerte Nutzungen) 

− Erlass einer Bestimmung zur Rebwirtschaftszone 
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23. Schutzzonen 

23.1 Ausgangslage 

Die Thematik der Schutzzonen umfasst einerseits den Gewässerschutz 

als auch den Landschaft- und Naturschutz. Nachfolgende Grundlagen 

bezeichnen die verschiedenen Objekte. 

23.1.1 Kantonale Gewässerschutzkarte 

Die Grundwasserschutzareale werden durch das Departement Bau 

und Umwelt des Kantons festgelegt und in der kantonalen Gewässer-

schutzkarte publiziert. In der Nutzungsplanung sind die Grundwasser-

schutzareale gemäss der kantonalen Gewässerschutzkarte zu 

berücksichtigen. Überlagerungen von Bauzonen und Sonderbauzonen 

mit Grundwasserschutzarealen sind nicht zulässig.  

23.1.2 Bundesinventar der Landschaften und Naturdenkmäler von nationaler Bedeutung 

(BLN) 

Im Bundesinventar der Landschaften und Naturdenkmäler von natio-

naler Bedeutung (BLN) ist auf Gemeindegebiet von Glarus Nord das 

Objekt 1602, Murgtal-Mürtschental verzeichnet.  

23.1.3 Verordnung über den Schutz der Moorlandschaften von besonderer Schönheit und von 

nationaler Bedeutung (Moorlandschaftsverordnung) 

In der Moorlandschaftsverordnung des Bundes ist auf Gemeindegebiet 

Glarus Nord die Moorlandschaft Nr. 55 Schwändital verzeichnet (Nä-

fels und Oberurnen).  

23.1.4 Verordnungen über den Schutz der Biotope von nationaler Bedeutung 

Biotope von nationaler Bedeutung sind auf Gemeindegebiet von Glarus 

Nord Amphibienlaichgebiete, Flach- und Hochmoore sowie Trocken-

wiesen und –weiden.  

23.1.5 Schutzverordnungen des Kantons 

Auf kantonaler Ebene existieren folgende Schutzverordnungen:  
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− Beschluss über den Schutz der Torfstichseen und ihrer Umgebung 

(Bilten) 

− Beschluss über den Schutz des Feucht- und Trockenbiotops 

„Feldbach“ Mollis 

− Beschluss über den Schutz der Seeuferlandschaft „Hütten-

böschen“ und „Seeflechsen“, Gemeinde Mollis 

− Beschluss über den Schutz des Rieterwaldes, Mollis 

23.1.6 Natur- und Landschaftsschutzinventare (NLI) des Kantons 

Der Kanton stellt verschiedenste Grundlagen im Bereich Naturschutz 

zur Verfügung (Natur- und Landschaftsschutzinventare NLI).  

23.1.7 UNESCO Welterbe Tektonikarena Sardona 

Die Genehmigung des Kapitels „6.4 Natur- und Landschaftschutz: Na-

turschutzgebiete, Landschaften von überkommunaler und kommuna-

ler Bedeutung“ im Gemeinderichtplan erfolgte mit folgender Auflage: 

Für den Perimeter des UNESCO-Welterbes Tektonikarena Sardona 

sind im Rahmen der laufenden Nutzungsplanung adäquate Schutzbe-

stimmungen zu erlassen.  

23.1.8 Vorschläge zur Abgrenzung der Schutzgebiete des Linthwerk 

Das Linthwerk brachte im Laufe der Bearbeitung der Nutzungspla-

nung Vorschläge zur Ausscheidung von Schutzgebieten ein.  

23.1.9 Natur- und Kulturobjekte 

Sektoriell stehen weitere Grundlagen zu Hecken, Trockenmauern, 

Feldgehölzen, Einzelbäumen, Lebhäge, Lesesteinwälle, Zäune, Struk-

turreiche Weiden in der Landwirtschaftszone, Wildheuflächen, etc. zur 

Verfügung (vgl. Anhang A 18). Diese Grundlagen liegen nicht für das 

gesamte Gemeindegebiet in derselben Detailtiefe vor.  
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23.2 Bearbeitung, Beurteilung und Interessenabwägung 

23.2.1 Gewässerschutz 

Die Grundwasserschutzareale gemäss Gewässerschutzkarte des Kan-

tons sind in die Nutzungsplanung zu übernehmen (Gewässerschutzzo-

ne, vgl. auch Kapitel 28.1.1). Allfällige Konflikte mit weiteren 

Nutzungen wurden bereinigt.  

23.2.2 Landschaftsschutz und Naturschutz 

Die Grundlagen des Bundes und des Kantons (vgl. Abbildung 28) wer-

den gemäss den Vorgaben in Natur- und Landschaftsschutzzonen 

umgesetzt. Als Grundlage dient die "Empfehlung zur Berücksichtigung 

der Bundesinventare nach Art. 5 NHG in der Richt- und Nutzungspla-

nung". Die Präzisierung und grundeigentümerverbindliche Festset-

zung in der Nutzungsplanung ist notwendig. Die ehemaligen 

Gemeinden hatten die Thematik in den noch geltenden Ortsplanungen 

sehr unterschiedlich umgesetzt. Für die Totalrevision gilt es, eine ein-

heitliche Bearbeitungstiefe zu erreichen. In der totalrevidierten Nut-

zungsplanung wurden in einem ersten Schritt die Maximalausdehnung 

der Grundlagendaten sowie der rechtskräftigen Festlegungen in den 

Ortsplanungen abgebildet (Umhüllende). Anschliessend wurde die Be-

reinigung/ Interessenabwägung mit weiteren Nutzungen (Baugebiet, 

touristische Anlagen, etc.) vorgenommen.  

Die oben erwähnten Grundlagen werden in der totalrevidierten Nut-

zungsplanung folgendermassen abgebildet:  

− Das BLN-Gebiet Murgtal-Mürtschental wird in der Nutzungspla-

nung in Form einer Landschaftsschutzzone umgesetzt.  

− Die Moorlandschaft Schwändital wird in der Nutzungsplanung in 

Form einer Landschaftsschutzzone umgesetzt. 

− Die Biotope von nationaler Bedeutung (Amphibienlaichgebiete, 

Flach- und Hochmoore sowie Trockenwiesen und –weiden) werden 

in der Nutzungsplanung in Form von Naturschutzzonen umgesetzt. 

− Die kantonalen Schutzverordnungen über den Schutz der Torf-

stichseen und ihrer Umgebung (Bilten), über den Schutz des 

Feucht- und Trockenbiotops „Feldbach“ Mollis, über den Schutz 
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der Seeuferlandschaft „Hüttenböschen“ und „Seeflechsen, Mollis 

und über den Schutz des Rieterwaldes, Mollis werden in der Nut-

zungsplanung in Form von Naturschutzzonen umgesetzt.  

− Die kantonalen Grundlagen im Bereich Naturschutz (Natur- und 

Landschaftsschutzinventare NLI) werden in der Nutzungsplanung 

in Form von Naturschutzzonen umgesetzt und gegebenenfalls be-

reinigt (Abbildung 28).  

− Der Perimeter des UNESCO-Welterbes wird in der Nutzungspla-

nung in Form einer Landschaftsschutzzone umgesetzt.  

− Die Vorschläge des Linthwerks zur Ausscheidung von Schutzgebie-

ten wurden in Form von Naturschutzzonen umgesetzt.  

− Auf eine Abbildung der weiteren Natur- und Kulturobjekten wird 

verzichtet, da diese Grundlagen nicht über das gesamte Gemein-

degebiet in ausreichender Detailtiefe vorliegen.  

 

Abbildung 28: Umsetzung der Grundlagen im Bereich Naturschutz (NSZ) 
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23.3 Umsetzung in der totalrevidierten Nutzungsplanung 

In der totalrevidierten Nutzungsplanung der Gemeinde Glarus Nord 

wird mit nachfolgenden Massnahmen einerseits eine Harmonisierung 

der grundeigentümerverbindlichen Festlegungen in den bisher gelten-

den Ortsplanungen erzielt: 

− Ausscheidung von überlagerten Gewässerschutzzonen 

− Ausscheidung von überlagerten Landschaftsschutzzonen und Na-

turschutzzonen 

− Erlass einer Bestimmung zur Landschaftsschutzzone 
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24. Wildtierkorridore 

24.1 Ausgangslage 

Im Gemeinderichtplan werden folgende Wildtierkorridore gemäss 

Kantonalem Richtplan informationshalber bezeichnet:  

− Wildtierkorridor „GL07/SG02/SZ07 Reichenburg“ im Raum Uss-

bühl / Hänggelgiessen nordwestlich von Bilten 

− Wildtierkorridor zwischen Bilten und Niederurnen 

− Wildtierkorridor „GL 06 Mollis / Biberlichopf“  

− Wildtierkorridor „GL 04 Netstal“ beim Flugplatz Mollis 

In der Nutzungsplanung sind diese, wo dies aufgrund der vorliegenden 

Grundlagen bereits möglich ist, parzellenscharf abzubilden.  

24.2 Bearbeitung, Beurteilung und Interessenabwägung 

Der Wildtierkorridor „GL07/SG02/SZ07 Reichenburg“ ist als Wildtier-

korridor von überregionaler Bedeutung eingestuft. Der Korridor für die 

Zielarten Rothirsch, Wildschwein und Reh wurde durch das BAFU im 

Jahr 2012 als beeinträchtigt eingestuft. Im Rahmen des Hochwasser-

schutzprojektes „Linth 2000“ wurden Begleitmassnahmen getroffen. 

Insbesondere wurde eine Wildtierpassage (Wildtierunterführung / 

Wilddurchlass Hänggelgiessen) aus dem Sanierungsprogramm des 

ASTRA und des BAFU erstellt. Die Erstellung von Vernetzungs- und 

Leitelementen wurde im Jahr 2012 als noch ausstehend bezeichnet. In 

der totalrevidierten Nutzungsplanung wird im fraglichen Gebiet nun 

gestützt auf Art. 20 der BauV und Angaben des Kantons eine Zone für 

Wildtierkorridore bezeichnet. Die Zone für Wildtierkorridore ist als 

Grünzone, resp. Naturschutzzone im Nichtbaugebiet mit einer speziel-

len Zweckbestimmung (Freihaltung von Wildtierkorridoren) zu inter-

pretieren. Für Bauten und Anlagen gelten gemäss Art. 20 BauV die 

Regeln nach Bundesgesetzgebung zum Bauen ausserhalb der Bauzo-

nen. In der Genehmigungsverfügung zum Gemeinderichtplan wird da-

rauf aufmerksam gemacht, dass ein Konflikt mit dem 

Materialbewirtschaftungsstandort im Raum Gärbi, Allmeind Bilten 

(Zwischenergebnis) besteht. Wie in Kapitel 26.1.2 ausgeführt wird, sind 

die Deponiestandorte mittel- bis langfristig nochmals im Rahmen ei-
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ner gesamthaften Standortevaluation zu prüfen. Die Bezeichnung der 

Zone für Wildtierkorridore zur Sicherung des Wildtierkorridors 

„GL07/SG02/SZ07 Reichenburg“ führt dazu, dass der Materialbewirt-

schaftungsstandort im Raum Gärbi, Allmeind Bilten faktisch nicht 

mehr weiterzuverfolgen ist (Abbildung 29).  

Der Wildtierkorridor zwischen Bilten und Niederurnen ist von regiona-

ler Bedeutung und gemäss mündlichen Angaben des Kantons nicht 

weiter zu verfolgen (obwohl im Kantonalen Richtplan resp. im Ge-

meinderichtplan noch dargestellt).  

Der Wildtierkorridor „GL 06 Mollis / Biberlichopf“ ist als Wildtierkorri-

dor von überregionaler Bedeutung eingestuft. Der Korridor für die 

Zielarten Rothirsch und Reh (Potenzial Gämse) wurde durch das BAFU 

im Jahr 2012 als weitgehend unterbrochen eingestuft. Die Wiederher-

stellung der Durchlässigkeit würde den Bau eines wildtierspezifischen 

Bauwerks über die A3 im Rahmen des Sanierungsprogramms ASTRA / 

BAFU und ökologische Aufwertungen der Ebene durch Leitstrukturen 

in Form von Hecken und Feldgehölzen erfordern. Eine Wildtierüber-

führung „Linth“ ist in der Planung des ASTRA erfasst, die Projektie-

rung wurde jedoch noch nicht aufgenommen (Stand 30. Juni 2015). Auf 

Ebene Kanton wurden die Planungsarbeiten aufgenommen und in ei-

nem ersten Schritt die Ist-Situation erhoben. In der Nutzungsplanung 

wird mittels einer Zone für Wildtierkorridore der erforderliche Raum 

gesichert. Die Detailplanungen werden aufzeigen, wo welche Mass-

nahmen (Leitstrukturen) erforderlich sind.  

Der Wildtierkorridor „GL 04 Netstal“ beim Flugplatz Mollis ist als Wild-

tierkorridor von überregionaler Bedeutung eingestuft. Der Korridor für 

die Zielarten Rothirsch und Reh (Potenzial Gämse) wurde durch das 

BAFU im Jahr 2012 als beeinträchtigt eingestuft. Zu prüfen sind ge-

mäss den Angaben des BAFU geeignete Massnahmen zur Verminde-

rung des Fallwildes auf der Verbindungsstrasse. Ökologische 

Aufwertungen durch Leitstrukturen (Hecken, Feldgehölze) sind zu prü-

fen. Derzeit werden die Projektierungsarbeiten im Zusammenhang mit 

den Arbeiten im Rahmen des SIL-Verfahrens Flugplatz Mollis weiter-

geführt (ökologische Ausgleichsmassnahmen). Die Umsetzung in der 

Nutzungsplanung kann stufengerecht erfolgen, ist jedoch abhängig 

vom Projektstand. Derzeit wird der Umweltverträglichkeitsbericht 
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(UVB) erarbeitet. Darin ist auch die Thematik des Wildtierkorridors zu 

behandeln (inkl. Plänen zu Leitstrukturen und ökologischen Aus-

gleichsmassnahmen). Die parzellenscharfe Abgrenzung in der Nut-

zungsplanung mittels einer überlagerten Zone für Wildtierkorridore 

erfolgt nach dem Vorliegen der oben erwähnten Grundlagen.  

24.3 Umsetzung in der totalrevidierten Nutzungsplanung 

In der totalrevidierten Nutzungsplanung der Gemeinde Glarus Nord 

werden folgende Festlegungen getroffen:  

− Ausscheidung von überlagerten Zonen für Wildtierkorridore für die 

Wildtierkorridore „GL07/SG02/SZ07 Reichenburg“ und „GL 06 Mol-

lis / Biberlichopf“ 

 

Abbildung 29: Wildtierkorridor „GL07/SG02/SZ07 Reichenburg“ im Bereich Gärbi, Allmeind Bilten  
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25. Gewässerräume 

25.1 Ausgangslage 

Die Bestimmungen des revidierten Gewässerschutzgesetzes (GSchG) 

sind umzusetzen (Gewässerräume, Hochwasserschutz, Revitalisierun-

gen). Als Grundlage zur Ausscheidung der Gewässerräume dient die 

Richtlinie zur Festlegung der Gewässerräume in der Ortsplanung 

(durch die Regierung in Kraft gesetzt per 01.01.2015). Im dicht über-

bauten Gebiet kann der Gewässerraum fallweise vermindert werden. 

Der Kanton stellt als Grundlage zur Ausscheidung des Gewässer-

raums einen entsprechenden Datensatz zur Verfügung.  

25.2 Bearbeitung, Beurteilung und Interessenabwägung 

In der „Richtlinie Festlegung Gewässerraum in der Ortsplanung“ 

(30. September 2014) werden Hinweise gemacht, welche Gebiete als 

„dicht überbaut“ bezeichnet werden können. Im Gemeinderichtplan ist 

festgehalten, dass den Gewässern im Siedlungsgebiet von Glarus Nord 

eine hohe Bedeutung zukommt. Sie werden als wesentliches land-

schaftliches und ortsbauliches Charakteristikum beurteilt. Im Grund-

satz wird das Baugebiet als dicht überbebautes Gebiet betrachtet.  

Soweit keine überwiegenden Interessen entgegenstehen, kann ge-

mäss Art. 41a Abs. 5 GSchV auf die Festlegung des Gewässerraums 

verzichtet werden, wenn das Gewässer: 

a) sich im Wald oder in Gebieten, die im landwirtschaftlichen Produk-

tionskataster gemäss der Landwirtschaftsgesetzgebung nicht dem 

Berg- oder Talgebiet zugeordnet sind, befindet; 

b) eingedolt ist; oder 

c) künstlich angelegt ist. 

Bei künstlich angelegten Gewässern (Stauanlagen und Ausgleichsbe-

cken von Wasserkraftanlagen, Speicherseen, Gartenteichen oder 

Fischzuchtbecken) kann auf die Festlegung des Gewässerraums ver-

zichtet werden, wenn diese Gewässer keine ökologische Bedeutung 

haben. Gemäss Merkblatt vom 20. Mai 2014 der Bau-, Planungs- und 



 

   

 

 

Glarus Nord: Revision Ortsplanung Planungs- und Mitwirkungsbericht 122
 

Umweltdirektorenkonferenz (BPUK) „Gewässerraum und Landwirt-

schaft“ kann weiter auf die Festlegung des Gewässerraums verzichtet 

werden (unter Berücksichtigung des Hochwasserschutzes, Natur- und 

Landschaftsschutzes, Gewässernutzung und Sicherung der Funktio-

nen der Gewässer), sofern das Gewässer im Sömmerungsgebiet liegt 

oder sehr klein ist (nicht auf der Landeskarte 1:25‘000 erfasst). 

25.3 Umsetzung in der totalrevidierten Nutzungsplanung 

Basierend auf dieser Überlegung wurden die Gewässer, entlang denen 

der Gewässerraum auszuscheiden ist, in untenstehende Abschnittsty-

pen aufgeteilt und der Datensatz des Kantons folgendermassen bear-

beitet:  

− beidseitig dicht überbaut: Reduktion auf Gebäudefluchten 

− einseitig dicht überbaut: laterale Verschiebung 

− nicht dicht überbaut: Übernahme des Datensatzes des Kantons 

Mit den Experten der Ortsplanung haben am 23.10.2015 und 

30.10.2015 Begehungen ausgewählter Gewässerabschnitte stattgefun-

den. Es wurden die wichtigsten Gewässer innerhalb der Siedlung aller 

Ortschaften betrachtet. Daraus resultierten folgende Grundsätze:  

− In der Dorfzone werden die siedlungsbaulichen Kriterien hoch ge-

wichtet. Entsprechend wird in der Dorfzone eine Reduktion des 

Gewässerraums auf die Bebauung als zielführend erachtet. Die 

Reduktion des Gewässerraums schliesst Baulücken und schüt-

zenswerte Freiräume (Gartendenkmäler) innerhalb der Dorfzone 

mit ein. Unter Umständen ist aus ortbaulichen Gründen eine Be-

bauung bis an das Gewässer heran zu ermöglichen. Kanalisierte 

Gewässer in der Siedlung sind typisch für Glarus Nord, zeugen von 

der industriellen Nutzung der Gewässer und können ebenfalls eine 

hohe Biodiversität beherbergen (Moose, Insekten, etc.). Sie sind in 

ihrer kanalisierten Form zu erhalten, der Gewässerraum ist in der 

Regel auf die Gewässeroberfläche zu beschränken (Abbildung 30).  

− In den weiteren Zonen (erweiterte Dorfzone in der Ebene, etc.) soll 

den Gewässer Raum zur Verfügung gestellt werden. Wie im Ge-

meinderichtplan festgehalten, sollen die Gewässer zudem zugäng-

lich oder mindestens einsehbar sein. Reduktionen des 
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Gewässerraums auf die bestehende Bebauung (Gebäudefluchten) 

sind nach Möglichkeit so vorzunehmen, dass die Eigentümer auf 

beiden Seiten eines Gewässers ähnlich betroffen sind.  

− Bestehende (längliche) Industriebauten, welche das Gewässer nut-

zen resp. nutzten, sollen erhalten bleiben. Der Gewässerraum ist 

in diesen Fällen auf die Gebäudeflucht zu reduzieren. Zudem kön-

nen Pflichtbaulinien eingesetzt werden. 

− Zur Reduktion des Gewässerraums werden die Gebäudefluchten 

der Hauptbauten verwendet. Bestehende An- und Nebenbauten 

sind grundsätzlich dem Gewässerraum zuzuweisen.  

− Bei lateralen Verschiebungen ist zu prüfen, ob diese aus Sicht des 

Gewässers sinnvoll sind (Topographie, Ökologie, Aufwertungspo-

tenzial). Laterale Verschiebungen sollen, insbesondere wenn 

landwirtschaftliche Flächen betroffen sind, nur sehr zurückhaltend 

vorgenommen werden. 

− In Einzelfällen können zusätzliche Flächen dem Gewässerraum 

zugewiesen werden, als dies in den Grundlagedaten des Kantons 

vorgesehen ist (Freiflächen, Grünzonen).  

− Elemente der Garten- und Umgebungsgestaltung (Teiche, Weiher, 

etc.), welche im Rahmen der Bebauung angelegt wurden, sind 

nicht in den Gewässerraum zu integrieren.  

 

Abbildung 30: Kanalisiertes Gewässer in Oberurnen, das in seiner Charakteristik aus ortsbauli-

cher Sicht zu erhalten ist. Der Gewässerraum ist auf die Gewässeroberfläche zu reduzieren. 
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Abbildung 31: Abbildung des Gewässerraums mittels einer überlagerten Gewässerraumzone 

(Ausschnitt Oberurnen). 

 

Abbildung 32: Die Differenzen zum kantonalen Vorschlag zur Ausscheidung des Gewässerraums 

sind in sogenannten Differenzplänen ersichtlich. Rote eingefärbte Flächen: Vorschlag des Kan-

tons wurde aufgrund inhaltlicher Abwägungen reduziert. Grün eingefärbte Bauten befinden sich 

teilweise oder ganz im Gewässerraum. Blau eingefärbte Flächen zeigen Erweiterungen des Ge-

wässerraums gegenüber dem Vorschlag des Kantons (im abgebildeten Ausschnitt gibt es keine 

solchen Flächen). 

Die Ausscheidung der Gewässerraum wurde aufgrund der obenste-

henden Kriterien überarbeitet. Der Gewässerraum wird als überlager-

te Gewässerraumzone ausgeschieden (Abbildung 31). Die Differenzen 

zum kantonalen Vorschlag zur Ausscheidung des Gewässerraums 

werden in Differenzplänen dargestellt (Abbildung 32).  

Die Revitalisierungsplanung wurde Ende 2014 dem Bund eingereicht. 

Die Vorhaben sind, in Abhängigkeit der Priorisierung, in der Nutzungs-

planung berücksichtigt.  
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Bestehende und geplante Hochwasserschutzmassnahmen sind in der 

Nutzungsplanung, soweit bereits bekannt, berücksichtigt.  
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26. Abfallbewirtschaftung, Deponien, Abbau und Materialbewirtschaf-

tung 

26.1 Ausgangslage 

26.1.1 Abfallbewirtschaftung 

Gemäss Gemeinderichtplan (Kap. 8.7) ist die Gemeinde dazu bereit, 

resp. daran interessiert, die bisherigen Abfallanlagen (inklusive KVA) 

wie bis anhin weiter betreiben zu lassen und die erforderlichen Flä-

chen nutzungsplanerisch zu sichern. Die KVA hat derzeit keinen zu-

sätzlichen Flächenbedarf. Jedoch erfordern verschärfte Vorschriften 

eine verbesserte Energienutzung  und eine Reduktion der CO2-Abgabe 

(Abwärmenutzung, z.B. in Form von Fernwärme oder Beheizung von 

Gewächshäusern).  

26.1.2 Deponien, Abbau und Materialbewirtschaftung 

Die Deponie Gäsi (Ardega Deponie AG) dient als Aushub- und Inert-

stoffdeponie und ist im kantonalen Richtplan verzeichnet. Die Gemein-

de legt im Gemeinderichtplan fest, dass die Deponie im bisherigen 

Umfang weitergeführt und die dafür nötigen Flächen zur Verfügung zu 

stellen sind. Im Jahr 2009 wurde nach Schüttarbeiten eine Differenz 

zwischen der in der Nutzungsplanung bewilligten Deponie- und Mate-

rialaufbereitungszone und dem tatsächlichen Geländeverlauf bemerkt. 

Die ehemalige Gemeinde Filzbach übergab das Geschäft an die neue 

Gemeinde Glarus Nord, welche entschied, die Anpassung im Rahmen 

der Totalrevision der Nutzungsplanung vorzunehmen und somit die 

raumplanerischen Festlegungen in Übereinstimmung mit den tatsäch-

lichen Verhältnissen zu bringen.  

Die Hartschotterwerke Haltengut AG betreibt südlich der Ortschaft 

Mollis ein Schotterwerk für Sand, Kies und Steine. Zum Werk gehören 

die Abbaustellen Bortwald und Krähberg. Seit der letzten Teilrevision 

der Ortsplanung im Februar 2013 wird am Abbaustandort Krähberg 

Felsmaterial abgebaut mit dem Hauptzweck Deponievolumen für sau-

beres Aushubmaterial zu schaffen. Es ist vorgesehen, diesen Abbau 
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mit geplanter Wiederauffüllung weiter nach Süden zu erweitern und so 

weiteres Deponievolumen für sauberen Aushub zu schaffen.  

Der Standort Haltengut ist im Kantonalen Richtplan als Abbaugebiet 

erfasst. Der Gemeinderichtplan übernimmt diese Festsetzung (Aus-

gangslage) im Kapitel 8.9 Materialbewirtschaftung (Abbau und Verar-

beitung). Weiter werden im Gemeinderichtplan die Standorte 

Ausserflechsen (Riet) und Gärbi, Allmeind (Bilten) als Zwischenergeb-

nisse festgesetzt. Für diese Standorte sind folglich noch vertiefende 

Abklärungen notwendig, bevor sie in der Nutzungsplanung festgesetzt 

werden könnten. Durch die Bezeichnung der Zone für Wildtierkorrido-

re im Raum Gärbi, Allmeind (Bilten) ist dieser Standort faktisch hinfäl-

lig. 

Die Kiesentnahme Gäsi soll aus dem unmittelbaren Deltabereich 

flussaufwärts verschoben werden. Die für die Hochwassersicherheit 

notwendige Kiesentnahme kann so aufrechterhalten werden, ohne zu 

stark in die natürliche Deltabildung im Gäsi einzugreifen. Im Kantona-

len Richtplan wurde diesbezüglich im Jahr 2015 das Kapitel E4 Abbau 

von Steinen und Erden angepasst. Der neue Standort der Kiesentnah-

me ist im Rahmen der Nutzungsplanung der Gemeinde Glarus Nord 

festzulegen.  

Das Betriebsgelände der Balz Kamm AG in der Biäsche (ehemalige 

Gemeinde Niederurnen) war in der geltenden Nutzungsplanung als 

Materialbewirtschaftungszone festgelegt. An diesem Standort wird 

Material gesammelt und sortiert und aufbereitet.  

26.1.3 Altlasten 

Altlasten sind im Kataster der belasteten Standorte des Kantons er-

fasst. Der Kataster wird laufend nachgeführt. Gemäss den Abstim-

mungsanweisungen des Kantonalen Richtplans haben die Gemeinden 

bei Bauvorhaben im Rahmen des Bewilligungsverfahrens den Kataster 

der belasteten Standorte einzusehen und die notwendigen Untersu-

chungs- und Sanierungsmassnahmen zum Schutz der Umwelt anzu-

ordnen. In der Nutzungsplanung wird der Kataster der belasteten 

Standorte nicht abgebildet.  
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26.2 Bearbeitung, Beurteilung und Interessenabwägung 

26.2.1 Abfallbewirtschaftung 

Der Standort der KVA wird der Zone für öffentliche Bauten und Anla-

gen (ZöBA) zugewiesen, wie dies in der geltenden Nutzungsplanung 

bereits der Fall ist. Zudem wird dieser ZöBA die Empfindlichkeitsstufe 

IV zugewiesen. Das Bedürfnis nach Optimierung des Betreibs der KVA 

durch eine massgebliche Reduktion des CO2 Ausstosses wird hoch 

gewichtet. Dementsprechend sind die nötigen Abnehmer wie Ge-

wächshäuser zu favorisieren und die nötigen Infrastrukturen wie Lei-

tungen bereitzustellen. 

26.2.2 Deponien, Abbau und Materialbewirtschaftung 

Die Aktualisierung der Zonengrenze im Bereich der Deponie Gäsi 

(Ardega Deponie AG) erfolgte aufgrund von den zur Verfügung gestell-

ten Grundlagen durch die Betreiber. Es besteht ein Konflikt mit dem 

Wanderweg (Landesfussweg), der befristet umgelegt wird. Im Zonen-

plan Weitere Festlegungen ist der ursprüngliche Verlauf des Wander-

wegs abgebildet, der nach Abschluss der Arbeiten wiederhergestellt 

wird. Aufgrund der aktuellen Nutzung wird die Deponie Gäsi als Depo-

niezone (Grundnutzung) im Zonenplan festgesetzt (Abbildung 33).  

 

Abbildung 33: Die Deponie Gäsi (Ardega Deponie AG) wird im Zonenplan Nutzung als Deponiezo-

ne (Grundnutzung) bezeichnet. 
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Weitere Deponiestandorte existieren (mit Ausnahme des Haltenguts in 

Mollis) auf Gemeindegebiet von Glarus Nord nicht. Verschiedene Eva-

luationen betreffend Ablagerungsstandorte für unverschmutztes Ma-

terial wurden bereits durchgeführt, die evaluierten Standorte ergaben 

aber keine optimalen Ergebnisse. Weitere Standorte sind mittelfristig 

zu evaluieren (siehe Massnahmenplanung Anhang A 25). Zusätzlich 

entsteht auch durch die Ausbaggerung der Geschiebesammler weite-

rer Deponiebedarf. Diese Standorte sind anschliessend über die Ver-

fahren Richtplanung und Nutzungsplanung festzusetzen.  

Hinweis: Landwirtschaftliche Bewirtschaftungsverbesserungen die-

nen, wie es der Begriff verdeutlicht, der Verbesserung einer heute 

schon landwirtschaftlich genutzten Fläche. In der Regel wird diese 

Bewirtschaftungsverbesserung mittels Abtrag der vorhandenen Hu-

musschicht, darauf folgendem Eintrag von sauberem Aushubmaterial 

und abschliessender Überdeckung mit dem abgetragenen Humus be-

werkstelligt. Auf diese Art werden schlecht bewirtschaftbare Flächen 

eingeebnet und landwirtschaftlich aufgewertet. Die Schütthöhe des 

eingetragenen Materials sollte im Durchschnitt nicht mehr als 80 cm 

umfassen. An einzelnen Stellen kann die Schütthöhe auch mehr um-

fassen. Der Fokus liegt also auf der Verwertung von geeignetem Aus-

hubmaterial zwecks Verbesserung der Nutzbarkeit der 

landwirtschaftlichen Flächen und nicht auf dem Ansinnen Aushubma-

terial dauerhaft zu beseitigen. Es geht hier nicht um Deponien oder 

Materialablagerungsstellen. Dementsprechend können solche land-

wirtschaftlichen Bodenverbesserungen auch als standortgebundene 

Bauvorhaben ausserhalb der Bauzone nach Art. 24 RPG bewilligt wer-

den. 

Der Standort Haltengut in Mollis wird in der totalrevidierten Nutzungs-

planung als Abbauzone (Grundnutzung) festgelegt. Gemäss der gel-

tenden Zonenplanung wird nach erfolgtem Abbau auch Material 

abgelagert (Wiederauffüllung), weshalb über das gesamte Areal eine 

überlagerte Deponiezone festgelegt wird (Abbildung 34). Die Befris-

tung, welche mit der Teilrevision der Nutzungsplanung im Jahr 2012 

(Krähberg I) festgelegt wurde (bis Ende 2025) wird nicht aufrechterhal-

ten. Derzeit laufen Abklärungen zur erneuten Erweiterung der Abbau-

stelle nach Süden (Krähberg II). Es wird im Rahmen einer 
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Vorabklärung untersucht, ob ein vollständiger Umweltverträglichkeits-

bericht (UVB) zu erstellen ist oder ob eine Voruntersuchung genügt. 

 

Abbildung 34: Der Abbaustandort Haltengut in Mollis wird als Abbauzone (Grundnutzung) sowie 

als Deponiezone (überlagerte Nutzung) festgelegt. 

Die Kiesentnahme Gäsi wird gemäss den Projektunterlagen aus dem 

Baubewilligungsverfahren im Zonenplan als Abbauzone abgebildet 

(Abbildung 35). Die Abbauzone wird als überlagerte Nutzung festgelegt 

(inkl. Gewässerbereich, in dem die Kiesentnahme erfolgt). Die Ro-

dungsbewilligung für den angrenzenden Aufbereitungsplatz liegt vor. 

Mögliche Konflikte mit der Zone für Sport und Extensiverholung wur-

den bereinigt.  
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Abbildung 35: Die Kiesentnahme Gäsi wird als überlagerte Abbauzone festgelegt 

Die Zonenabgrenzung der Materialbewirtschaftungszone  und der Ar-

beitszone (Balz Kamm AG) in der Biäsche wurde angepasst. Die Hoch-

bauten sind der Arbeitszone zugeordnet, während die Anlagen zur 

Materialbewirtschaftung der entsprechenden Zone zugeordnet werden 

(Abbildung 36).  

 

Abbildung 36: Materialbewirtschaftungszone (Balz Kamm AG) in der Biäsche 
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26.3 Umsetzung in der totalrevidierte Nutzungsplanung 

In der totalrevidierten Nutzungsplanung der Gemeinde Glarus Nord 

werden folgende Festlegungen getroffen: 

− fallweise Ausscheidung von Deponiezonen oder Abbauzonen 

(Grundnutzung oder überlagerte Zonen) und Materiabewirtschaf-

tungszonen 

− Erlass einer Bestimmung zur Materialbewirtschaftungszone 
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27. Windenergie 

27.1 Ausgangslage 

Die Windkraft wird bisher im Kanton Glarus und in der Gemeinde Gla-

rus Nord noch nicht kommerziell genutzt. Auf privater Basis wurde ein 

Projekt zur Erstellung und zum Betrieb von bis zu 5 Windenergieanla-

gen im Raum Bilten – Ziegelbrücke lanciert. Die Linth Wind, unter-

stützt durch die Interwind Ldt., erarbeitete dafür verschiedene Grund-

lagen.  

Gemäss den Empfehlungen des Bundes zur Planung von Windenergie-

anlagen (Eidgenössisches Departement für Umwelt, Energie und 

Kommunikation UVEK) Bericht vom März 2010, unterstehen Wind-

energieanlagen (WEA) über 30 m Gesamthöhe der Planungspflicht 

nach Raumplanungsgesetzgebung (RPG). Solche Anlagen bedürfen 

der Behandlung auf Richtplan- und auf Nutzungsplanstufe. Die Pla-

nung von WEA bedingen eine schrittweise Vertiefung der Grundlagen 

auf Projektebene und parallel dazu eine schrittweise Umsetzung in 

den raumplanerischen Instrumenten. 

Erfahrungsgemäss stehen Windenergieanlagen je nach Standortwahl 

in Konfliktsituationen mit den Aspekten Natur, Landschaft und Kultur-

güter. Weitere Auswirkungen, die eine Interessenabwägung zu unter-

ziehen sind, betreffen regelmässig die Aspekte Lärmimmissionen, 

Waldbeanspruchung, Grundwasser und Flugsicherheit. In einzelnen 

Fällen berühren WEA auch gesellschaftliche Themenbereiche. 

Gemäss Umweltschutzgesetzgebung bedürfen WEA mit einer Leistung 

von über 5 Megawatt einer formellen Umweltverträglichkeitsprüfung 

(UVP, Anlagetyp Nr. 21.8 Verordnung über die Umweltverträglichkeits-

prüfung UVPV). Das vorliegende Vorhaben in Glarus Nord sieht mehre-

re WEA vor, welche in der Summe diesen Grenzwert nach UVPV 

überschreiten werden. Das massgebliche Verfahren für die UVP ist das 

Baubewilligungsverfahren nach Raumplanungsgesetz (RPG). Grobe 

Standortnachweise und Interessenabwägungen sind aber bereits auf 

Stufe Nutzungsplanung beizubringen. 
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Gemäss Genehmigungsbeschluss zur Gemeinderichtplanung wünscht 

auch der Kanton eine Interessenabwägung für die geplanten WEA auf 

Nutzungsplanebene. Die Projektanten und die Gemeinde versuchen 

diese Anforderung mit der vorliegenden Nutzungsplanung zu erfüllen. 

27.2 Bearbeitung, Beurteilung und Interessenabwägung 

Die Projektanten haben in Hinblick auf die Projektierung und die Nut-

zungsplanung verschiedene Grundlagen bereitgestellt. Dazu gehören: 

− Messergebnisse der Windpotenziale an den geplanten Standorten 

in 100 und 150 m Höhe ab Bodenniveau 

− Flächenbedarf Erschliessung und Aufbau, schematische Darstel-

lung je Standort 

− Höhe und Ausmass der Anlagen, Anlageleistung und Ertragsprog-

nosen für 5 resp. 4 WEA  

− Konzeptplan, Einbettung WEA in geltende Nutzungsplanung (vgl. 

Abbildung 37) 

 

Abbildung 37: Ausschnitt aus den Projektunterlagen (Vorprojekt) 
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Die Gemeinde hat ihrerseits die Nutzungsplanung entsprechend dem 

Gemeinderichtplan und den eigenen Bedürfnissen unter Berücksichti-

gung von weiteren Projektvorhaben entwickelt und damit die Basis ge-

schaffen für die stufengerechte Interessenabwägung. 

Gemäss der Empfehlung des Bundes sind für WEA im Planungs- und 

Mitwirkungsbericht zur Nutzungsplanung (Art. 47 Raumplanungsver-

ordnung des Bundes, RPV) folgende Interessen abzuwägen: 

− Nachweis eines genügenden Windpotenzials 

− Optimale Integration der Anlagen in die Landschaft 

− Abstände zu historischen und kulturellen Monumenten 

− Abstände zu Bauzonen bzw. zu bewohnten Gebäuden 

− Abstand zu Wald 

− Abstand zu Schutzgebieten und Bundesinventaren 

− Höhe der Anlagen, Beachtung kritische Sichtbezüge 

− Schattenwurf 

− Einhaltung der Lärmschutzverordnung 

− Auswirkungen auf die Erschliessung, Sicherstellung der Erschlies-

sung bei Bau und Betrieb 

− Abstimmung mit allen Schutz- und Nutzungsinteressen im Ein-

flussbereich des Standortes 

− Abstimmung mit dem Grundwasserschutz 

− Bei Biotopen und Inventarobjekten von kantonaler, regionaler und 

kommunaler Bedeutung: Ausschliessen von sensiblen Gebieten als 

konkrete Standorte 

− Berücksichtigung Raumbedarf Fliessgewässer (Hochwasserschutz 

und ökologische Aspekte) 

Im Rahmen der Nutzungsplanung der Gemeinde sind die im Einfluss-

bereich der WEA gelegenen Nutzungen und Nutzungsinteressen zu-

sätzlich in Betracht zu ziehen. 

27.2.1 Windpotenzial 

Das Windpotenzial ist an allen vorgeschlagenen Standorten vorhan-

den. Die Windgeschwindigkeiten umfassen je nach Höhenlage (100 o-
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der 150 m über Boden) an den 5 vorgeschlagenen Standorten zwi-

schen 5,3 – 5,91 m/s (Grundlage Windmessdaten von 2011 vom Mess-

stab Schmidhof, entspricht ungefähr Langzeitmittel). 

27.2.2 Die landschaftliche Integration der Anlagen; Abstand zu Schutzgebieten; Abstimmung 

mit Schutzinteressen; Sichtbezüge 

WEA treten in jedem Fall als landschaftlich prägende Elemente in Er-

scheinung. In Gebieten mit vielen Infrastrukturanlagen ist deren land-

schaftliche Prägnanz weniger einschneidend als in absoluten Natur-

landschaften. Basierend auf derartigen Grundsatzüberlegungen 

formulierte der Bund in seiner Wegleitung sogenannte Ausschlussge-

biete. Im vorliegenden Fall sind keine solchen Ausschlussgebiete be-

troffen. Die Gemeinde Glarus Nord weist weder in den geltenden 

Nutzungsplanungen noch in der neu erarbeiteten Nutzungsplanung 

einen absoluten Ausschlussgrund für die Realisierung von WEA bezüg-

lich Schutzzone aus. Die geplanten WEA sind in der Ebene positioniert. 

Sichtbezüge erfolgen rundum. Je nach Standort und Blickrichtung 

werden durch die WEA Horizonte überragt. Letztlich werden die ge-

planten WEA als sehr grosse Infrastrukturanlagen in der mehr oder 

weniger dicht bebauten und besiedelten Ebene als neue Merkpunkte 

unübersehbar sein. 

27.2.3 Weitere Aspekte der Interessenabwägung: Wald; Abstände zu historischen und kultu-

rellen Monumenten; Schattenwurf; Raumbedarf Fliessgewässer 

Durch die geplanten Anlagen resp. die neue Zone für Windenergiean-

lagen werden weder Waldflächen noch historische oder kulturelle Mo-

numente noch Gewässerräume beeinträchtigt. 

Die Anlagen sind in grösserer Distanz von bewohnten Gebieten geplant 

und der Schattenwurf ist diesbezüglich ohne Bedeutung. 

27.2.4 Erschliessung, Sicherstellung der Erschliessung bei Bau und Betrieb 

Die Anlagen resp. die Zone für Windenergieanlagen sind in der Tal-

ebene von Glarus in gut erreichbarer Distanz ab den grossen Ver-

kehrsträgern vorgesehen. Die Erschliessung ist aus topografischer 

Sicht gut möglich. 
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27.2.5 Abstimmung mit dem Grundwasserschutz 

Noch liegen keine genauen Untersuchungen betreffend Bodenaufbau, 

Tragfähigkeit, etc. vor, welche eine Beurteilung der Zulässigkeit der 

Standorte und der Zone für Windenergieanlagen im generellen beur-

teilen lassen. Es ist davon auszugehen, dass die WEA so fundiert wer-

den müssen, dass nicht auszuschliessen ist, dass diese bis in den 

Bereich der Grundwasserströme eingreifen. Ein genereller Aus-

schlussgrund bezüglich Boden ist aus heutiger Sicht nicht zu erwar-

ten. Die nötigen Detailuntersuchungen sind im Rahmen der 

Bewilligungsverfahren beizubringen und in den UVB einzubeziehen. 

27.2.6 Einhaltung der Lärmschutzverordnung 

Die Lärmentwicklung ausgehend von den WEA ist abhängig von den 

eingesetzten Typen und der Einfluss auf die Umgebung von der Na-

benhöhe resp. der Höhe der Rotoren. Gemäss Projektunterlagen sind 

derzeit Anlagen in Diskussion, die Lärmwerte zwischen 104 – 

106,5 dB/A aufweisen. Die Distanzen der geplanten Standorte zu lärm-

empfindlichen Nutzungen sind bekannt. Beim Neubau von Windanla-

gen sind die Planungswerte nach LSV für die betroffenen 

Nutzungszonen mit empfindlicher Nutzung einzuhalten. Als gängige 

Faustregel sollten WEA von Bauzonen mit einer Empfindlichkeitsstufe 

II einen Mindestabstand von 300 m einhalten, damit keine unzulässige 

Lärmbeeinträchtigung erfolgt. Die geplanten Standorte halten diese 

Mindestabstände gegenüber der heute geltenden Nutzungsplanungen 

der ehemaligen Gemeinden und gegenüber der neuen Nutzungspla-

nung der Gemeinde Glarus Nord ein. Die Abstände umfassen 665 m 

oder mehr. Sollten die Standorte innerhalb der Abgrenzung der Zone 

für Windenergie verlegt werden sind im Bereich westlich der Siedlung 

von Bilten höhere Lärmeinwirkungen zu erwarten, welche jedoch die 

Grenzwerte ebenfalls einhalten sollten. Bezüglich Lärm sind im Rah-

men der Bewilligungsverfahren ohnehin Detailuntersuchungen durch-

zuführen. Die grobe Machbarkeit sollte aufgrund der heutigen 

Kenntnisse und der vorliegenden Nutzungsplanung jedoch erfüllt sein. 
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27.2.7 Abstimmung mit Nutzungsinteressen 

Die KVA Niederurnen produziert zu viel ungenutzte Abwärme. Um ei-

nen dauerhaften, wirtschaftlichen Betrieb sicherstellen zu können 

muss die KVA ihre CO2 Bilanz verbessern. Dies kann idealerweise 

durch die Nutzung der niedrigen Abwärmetemperaturen für die Behei-

zung von Gewächshäusern erfolgen. Die Gemeinde hat zu diesem 

Zweck zwischen Bilten und Niederurnen eine Landwirtschaftszone für 

besondere Nutzungen vorgesehen, welche für eine intensivere land-

wirtschaftliche Nutzung mittels Gewächshäuser geeignet ist. Dement-

sprechend beschränkt die Gemeinde die Zone für Windenergieanlagen 

und somit ist der Standort der WEA T2 aus Sicht der Gemeinde nicht 

möglich, resp die Windenergiezone entsprechend abzugrenzen. 

27.3 Umsetzung in der totalrevidierten Nutzungsplanung 

In der total revidierten Ortsplanung wird für die WEA eine spezielle, 

überlagerte Nutzungszone ausgeschieden. Nicht einbezogen in diese 

Zone für Windenergieanlagen (Art. 35 BauR) werden die Flächen, wel-

che der Intensivlandwirtschaftszone für die Erstellung von Gewächs-

häusern im Nahbereich der Kehrichtverbrennungsanlage (KVA) 

ausgeschieden werden. Die Gemeinde hat im Rahmen der Gesamtin-

teressenabwägung zur Kenntnis genommen, dass die Abwärmenut-

zung ausgehend von der KVA für einen langfristigen, wirtschaftlichen 

Betrieb der KVA von zentraler Bedeutung ist. Die Gemeinde gewichtet 

demnach die Realisierung von Gewächshäusern in diesem Bereich hö-

her als die Erstellung einer WEA. Der Standort Nr. T2 gemäss Kon-

zeptstudie der Linth Wind, welcher diese Fläche beeinträchtigt, ist 

demzufolge nicht umsetzbar und konsequenterweise auch nicht der 

Zone für Windenergieanlage zugeordnet. 

Alle anderen potenziellen Standorte für die WEA erachtet die Gemein-

de als grundsätzlich machbar. Dementsprechend wurde die Zone für 

Windenergieanlagen grossflächig ausgeschieden, um die Grundvo-

raussetzungen für deren Realisierung zu schaffen. Die konkreten 

Standortfestlegungen und die abschliessende Prüfung der Raum- und 

der Umweltverträglichkeit erfolgt im Rahmen des Baubewilligungsver-

fahrens. 
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In der totalrevidierten Nutzungsplanung der Gemeinde Glarus Nord 

werden folgende Festlegungen getroffen: 

− Ausscheidung von überlagerten Zonen für Windenergieanlagen  

− Erlass einer Bestimmung zur Zone für Windenergieanlagen 
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28. Weitere Themen im Bereich Ver- und Entsorgung 

28.1 Ausgangslage 

28.1.1 Siedlungswasserwirtschaft (Wasserversorgung, Abwasserentsorgung, Grundwasser-

schutz) 

Die Siedlungswasserwirtschaft umfasst die Themen Wasserversor-

gung, Abwasserentsorgung und Grundwasserschutz. Die Wasserver-

sorgung sowie die Abwasserentsorgung der Gemeinde werden in 

einem generellem Wasserversorgungs- und Abwasserentsorgungs-

projekt der Gemeinde geplant, das auch in der Massnahmenplanung 

verzeichnet ist. Die Grundwasserschutzareale wurden im Gemeinde-

richtplan gemäss der Gewässerschutzkarte des Kantons bezeichnet 

(vgl. Kapitel 23.1.1). 

28.1.2 Energieversorgung 

Die Gemeinde bekennt sich im Gemeinderichtplan zu einer ökologisch 

und nachhaltig ausgerichteten Energieversorgung, Energieverteilung 

und Energienutzung. Dabei wird eine vollständig von fossilen Energie-

trägern unabhängige Energieproduktion angestrebt. Die Thematik 

Energie soll im Anschluss an die Nutzungsplanung in Form eines 

Energieplans / Energierichtplans aufgearbeitet werden (in der Mass-

nahmenplanung verzeichnet). In der Nutzungsplanung werden mit 

Ausnahme der Festlegung der Leitungskorridore Fernwärmeleitung 

KVA keine weiteren Festlegungen getroffen.  

28.1.3 Solaranlagen / Anlagen zur Gewinnung von erneuerbaren Energien 

Gemäss den Abstimmungsanweisungen im Gemeinderichtplan erar-

beitet die Gemeinde eine Beurteilungsrichtlinie für Solaranlagen sowie 

für weitere Anlagen zur Gewinnung von erneuerbaren Energien und 

verankert die wesentlichen Inhalte davon in der Nutzungsplanung 

(GRIP Kap. 8.3.3 und 8.3.4). Während der Bearbeitung der Nutzungs-

planung wurde entschieden, das Baureglement auf die wesentlichen 

Grundsätze zu beschränken, um der Gemeinde und den Anwendern 

ein einfach handhabbares und effizientes Instrument zur Verfügung zu 
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stellen. Entsprechend ist es zweckmässig, die Beurteilungsrichtlinie 

allenfalls im Nachgang zur Nutzungsplanung (in Kombination mit der 

Erarbeitung des Energieplans / Energierichtplans) zu erstellen. Ent-

sprechende Vermerke wurden in der Massnahmenplanung integriert.  

28.1.4 Leitungskorridore, Übertragungsleitungen (Strom und Wärme) 

Die Thematik der Leitungskorridore wird, insbesondere in Bezug auf 

die Verbindungen von regionalen oder lokalen Produzenten mit den vor 

Ort ansässigen Konsumente, Bestandteil des zu erarbeitenden Ener-

gieplans / Energierichtplans sein. Bereits bekannt ist die geplante Li-

nienführung der Fernwärmeleitung der KVA.  

Gemäss den Richtungsweisenden Festlegungen im Gemeinderichtplan 

(Kap. 8.4.1) sind Übertragungsleitungen für Strom im Siedlungsgebiet 

unterirdisch zu führen. Die Leitungskorridore seien im Energieplan / 

Energieplan zu bezeichnen. Derzeit sind keine zusätzlichen Leitungen 

geplant.  

28.2 Bearbeitung, Beurteilung und Interessenabwägung 

28.2.1 Siedlungswasserwirtschaft (Wasserversorgung, Abwasserentsorgung, Grundwasser-

schutz) 

Die Wasserversorgung und Abwasserentsorgung sind in die Beurtei-

lung der Baureife noch unbebauter Bauzonen einzubeziehen. Die 

Grundwasserschutzareale gemäss Gewässerschutzkarte des Kantons 

sind in die Nutzungsplanung zu übernehmen (Gewässerschutzzone, 

vgl. Kapitel 23.2.1). Allfällige Konflikte mit weiteren Nutzungen wurden 

bereinigt. Die Neufassung des Baureglements erfordert Anpassungen 

des Wasser- resp. des Abwasserreglements (in der Massnahmenpla-

nung erfasst).  

Hinweis: Im Rahmen des SIL wird das Grundwasserschutzareal beim 

Flugplatz Mollis anzupassen sein.  
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28.2.2 Leitungskorridore, Übertragungsleitungen (Strom und Wärme) 

Die geplante Fernwärmeleitung der KVA wird eingetragen, um den 

Korridor zu sichern (Freihaltung). Konflikte mit weiteren Nutzungen 

sind im heutigen Zeitpunkt nicht zu erkennen.  

Gemäss Art. 16 der Verordnung vom 23. Dezember 1999 über den 

Schutz vor nichtionisierender Strahlung (NISV) dürfen Bauzonen nur 

dort ausgeschieden werden, wo die Anlagegrenzwerte nach Anhang 1 

der NISV von bestehenden und raumplanungsrechtlich festgesetzten 

geplanten Anlagen eingehalten sind oder mit planerischen oder bauli-

chen Massnahmen eingehalten werden können. Im Rahmen der Total-

revision der Bauzone werden, mit Ausnahme der Material-

bewirtschaftungszone in der Biäsche, keine neuen Bauzonen in der 

Nähe von Höchstspannungsleistungen eingezont (Inkrafttreten der 

NISV am 1. Februar 2000).  

28.3 Umsetzung in der totalrevidierten Nutzungsplanung 

In der totalrevidierten Nutzungsplanung der Gemeinde Glarus Nord 

werden folgende Festlegungen getroffen: 

− Ausscheidung von überlagerten Gewässerschutzzonen 

− Bezeichnung der geplanten Fernwärmeleitung der KVA im Zonen-

plan Weitere Festlegungen 
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29. Sport und Erholung 

29.1 Ausgangslage 

29.1.1 Gemeindesportanlagenkonzept (GESAK) 

Das Gemeindesportanlagenkonzept (GESAK) befindet sich in Erarbei-

tung. Die aktuell vorhandenen Sportanlagen wurden erfasst und veror-

tet. Soweit dies zum heutigen Zeitpunkt abschätzbar ist, besteht in der 

Nutzungsplanung kein Bedarf, zusätzliche Zonen (z.B. Zonen für öf-

fentliche Bauten, etc.) auszuscheiden.  

29.1.2 Wintersport (Zone für Skiabfahrts- und Skiübungsgelände) 

Die ehemalige Gemeinde Filzbach legte in der Nutzungsplanung über-

lagerte Nutzungszonen Erholungszonen mit dem Zweck „Skiabfahrten, 

Langlaufloipen“ fest. In der Bauordnung Mollis waren die Zonen für 

Skipisten und Loipen, resp. Intensiverholungszone für die Freihaltung 

des für Skipisten und Loipen geeigneten Geländes von störenden Bau-

ten und Anlagen vorgesehen. Die Anlagen werden heute teilweise nicht 

mehr genutzt. Das kantonale Recht sieht Zonen für Skiabfahrts- und 

Skiübungsgelände vor, welche der Freihaltung von Gelände für die 

Ausübung des Skisports dienen (Art. 30 BauV).  

29.1.3 Zone für Sport und Extensiverholung 

Gemäss kantonalem Recht können in der Nutzungsplanung Zonen für 

Sport und Extensiverholung bezeichnet werden, in welchen Sport-, 

Freizeit- und Erholungsaktivitäten in der Natur aufgrund einer umfas-

senden Interessenabwägung zugelassen werden können (Art. 30 

BauV).  

29.2 Bearbeitung, Beurteilung und Interessenabwägung 

29.2.1 Wintersport (Zone für Skiabfahrts- und Skiübungsgelände) 

Die Zonenabgrenzungen für die Wintersportnutzungen auf den Gebie-

ten der ehemaligen Gemeinden Filzbach und Mollis wurden in Zu-

sammenarbeit mit der Gemeinde geprüft. In der totalrevidierten 
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Nutzungsplanung werden nur die Zonen im Bereich Mullern und Mul-

lerenberg übernommen, welche tatsächlich noch für den Wintersport 

genutzt werden. Die Abgrenzung der Zonen wurde dahingehend ange-

passt, dass sich auch die Transportanlagen innerhalb der überlager-

ten Nutzungszone befinden (Abbildung 38).  

 

Abbildung 38: Die Zone für Skiabfahrts- und Skiübungsgelände im Bereich Mullern / Mulleren-

berg (violett bandiert) als überlagerte Nutzungszone für den Wintersport. 

29.2.2 Zone für Sport und Extensiverholung 

In Bilten soll der bestehende Pferdesportbetrieb, welcher der Sport- 

und Intensiverholungszone zugewiesen ist, mit weiteren Anlagen wie 

z.B. Galoppierstrecken etc. ergänzt werden. Dafür wird westlich des 

bestehenden Betriebs eine Zone für Sport und Extensiverholung fest-

gesetzt (Abbildung 39).  
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Abbildung 39: Pferdesportbetrieb in Bilten. Die Sport- und Intensiverholungszone ist als Grund-

nutzung festgesetzt (türkis). Die Zone für Sport und Extensiverholung ist westlich angrenzend als 

überlagerte Nutzung eingetragen. 

Im Gäsi ist gemäss dem Beschluss der Gemeindeversammlung zum 

Gemeinderichtplan im Sommer eine intensivere Nutzung anzustreben 

(vgl. die Ausführungen in Kapitel 8.2.2). In der totalrevidierten Nut-

zungsplanung wird der intensiv genutzte Kernbereich (Parkplatz, Ki-

osk, Seezugang) folgerichtig der Sport- und Intensiverholungszone 

zugewiesen. Die übrigen Areale (Zeltplatz, Strandbad, Uferbereich) 

werden hingegen der Zone für Sport und Extensiverholung zugeordnet 

(Abbildung 40).  

Bezüglich der Seilbahnverbindung Gäsi – Filzbach, welche im Gemein-

derichtplan als Zwischenergebnis festgesetzt ist, sind noch ver-

schiedenste Aspekte zu klären (Linienführung, Zufahrt und 

Parkierung, etc.). Die Seilbahnverbindung kann deshalb zum heutigen 

Zeitpunkt im Zonenplan noch nicht festgesetzt werden.  
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Abbildung 40: Der Parkplatz, der Kiosk sowie der Seezugang werden als Sport- und Intensiverho-

lungszone festgelegt. Die angrenzenden Bereiche (Zeltplatz, Strandbad, Uferbereich) werden der 

Zone für Sport und Extensiverholung zugeordnet. 

Der Swissair-Platz beim Flugplatz Mollis wird der Sport- und Intensiv-

erholungszone zugewiesen. Die angrenzenden Bereiche nördlich und 

südlich, welche ausserhalb des SIL-Perimeters liegen, werden der Zo-

ne für Sport und Extensiverholung zugewiesen (Abbildung 41). Es ist 

vorgesehen, insbesondere die Rollbahn für verschiedenste Freizeitnut-

zungen zugänglich zu machen.  
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Abbildung 41: Der Swissair-Platz wird der Sport- und Intensiverholungszone zugeordnet. Die Zo-

ne für Sport- und Extensiverholung umfasst die Flächen ausserhalb des SIL-Perimeters. 

29.3 Umsetzung in der totalrevidierten Nutzungsplanung 

In der totalrevidierten Nutzungsplanung der Gemeinde Glarus Nord 

werden folgende Festlegungen getroffen: 

− Ausscheidung von überlagerten Zonen für Skiabfahrts- und 

Skiübungsgelände 

− Ausscheidung von überlagerten Zonen für Sport und Extensiverho-
lung  
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30. Hinweise zu weiteren Raumnutzungen 

Zu den weiteren Raumnutzungen gehören räumlich relevante 

Sachthemen und Vorhaben, welche sich teilweise auf Spezialgesetzge-

bungen abstützen und im Rahmen der raumplanerischen Verfahren 

ausschliesslich der Koordination bedürfen. Dazu gehören beispiels-

weise militärische Bauten und Anlagen, Schiessanlagen und Kommu-

nikationsanlagen. In der Nutzungsplanung werden diesbezüglich keine 

speziellen Festlegungen getroffen.  
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31. Wald 

31.1 Ausgangslage 

Der Wald wird informationshalber in der Nutzungsplanung als Hinweis 

abgebildet. Grosse Relevanz kommt dem Wald im Kontaktbereich zu 

den Bauzonen zu. Bei der Revision von Nutzungsplänen gemäss RBG 

ist laut Art. 9 Abs. 1 des kantonalen Einführungsgesetzes zum Bun-

desgesetz über den Wald ein Waldfeststellungsverfahren durchzufüh-

ren, wo Bauzonen an den Wald grenzen oder in Zukunft daran grenzen 

sollen. Die festgestellten Waldgrenzen sind planerisch festzuhalten 

und zusammen mit dem Nutzungsplan in der Gemeinde während 

30 Tagen öffentlich aufzulegen (Art. 9 Abs. 2 kantonales Einführungs-

gesetz zum Bundesgesetz über den Wald).  

31.2 Bearbeitung, Beurteilung und Interessenabwägung 

Da gemäss Rücksprache mit den kantonalen Stellen keine aktuellen 

Daten zum Waldumriss vorliegen (letzte Erfassung gestützt auf Luft-

aufnahmen aus den 1990er-Jahren), werden für die Nutzungsplanung 

die Walddaten der Zonenpläne der ehemaligen Gemeinden, welche 

auch im Gemeinderichtplan abgebildet sind, als Grundlage verwendet. 

In Absprache mit den Revierförstern wurden an einigen Stellen Berei-

nigungen vorgenommen.  

Einige Waldfeststellungen wurden zu einem früheren Zeitpunkt bereits 

rechtskräftig festgelegt. Für die weiteren Kontaktbereiche des Waldes 

mit der Bauzone wurden die Waldfeststellungen neu vorgenommen 

und durch den Geometer aufgenommen.  

In den Zonenplänen werden die Waldfeststellungen als Hinweis „Wald-

feststellung gemäss Art. 9 kant. Waldgesetz“ dargestellt. Die noch 

festzusetzenden Waldfeststellungen werden in separaten Waldfest-

stellungsplänen dargestellt.  

Einzelne Waldabstandslinien gemäss Art. 53 RBG wurden aus den 

Nutzungsplanungen der ehemaligen Gemeinden übernommen. 
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31.3 Umsetzung in der totalrevidierten Nutzungsplanung 

In der totalrevidierten Nutzungsplanung der Gemeinde Glarus Nord 

werden folgende Festlegungen getroffen: 

− Bezeichnung ausgewählter Waldabstandslinien 

Die Bezeichnung der Waldfeststellungen gemäss Art. 9 kant. Waldge-

setz erfolgt als Informationsinhalt (separate Beschlussfassung).  
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32. Gesamtwürdigung 

Zu Beginn der Konzeptionsphase wurde Ende 2011 / Anfangs 2012 in 

Kommissionen, Arbeitsgruppen und in einer Konferenz mit der Bevöl-

kerung sowie aussenstehenden Spezialisten eine themenübergreifen-

de Entwicklungsstrategie formuliert. Diese deckt sich im Wesentlichen 

auch mit den Zielsetzungen gemäss dem Raumkonzept Schweiz und 

spiegelt sich im Gemeinderichtplan wieder. Der Gemeinderichtplan 

bildet folglich eine umfassende, behördenverbindliche Grundlage für 

die Totalrevision der Nutzungsplanung. Er behandelt die Themen Sied-

lung, Verkehr, Natur und Landschaft, Freizeit und Erholung, Versor-

gung, Entsorgung sowie weitere Raumnutzungen. Zusätzlich wurde die 

Nutzungsplanung so ausgestaltet, dass sie mit dem übergeordneten 

Recht auf Ebene Bund und Kanton konform ist.  

32.1 Würdigung der Vorlage anhand der Leitsätze der Konzeption 

Die themenumfassende Entwicklungsstrategie wurde in der Konzepti-

onsphase in Form von 18 Leitsätzen und einem Konzeptplan abgebil-

det. Nachfolgend werden die Leitsätze nochmals wiedergegeben und 

die Umsetzung in der Nutzungsplanung gewürdigt. 

Leitsätze Siedlung und Verkehr  

1) Die künftigen Bauaufgaben müssen grösstenteils im bestehenden 

Siedlungsgebiet realisiert werden. Somit werden die Landschaftsräu-

me in ihrer Eigenart erhalten und gestärkt.  

2) Die historisch gewachsenen Dorfkerne der Gemeinde Glarus Nord 

sind in ihrer Struktur zu erhalten und gezielt weiterzuentwickeln. In 

diesen Kerngebieten werden gemischte Nutzungen angestrebt.  

3) Die Ränder der Siedlungsgebiete sind gegenüber dem Landschafts-

raum klar abzugrenzen.  

4) Die Nutzungsdichte innerhalb des bestehenden  Siedlungsgebietes 

wird erhöht.  

5) Die Entwicklungsschwerpunkte werden definiert sowie gezielt wei-

terentwickelt.  
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6) Grössere industrielle Ansiedlungen werden räumlich konzentriert. 

Arealentwicklungen für  Gewerbe und Dienstleistung finden weitge-

hend innerhalb des bestehenden Siedlungsgebietes statt.  

7) Die abschnittsweise unterschiedliche Bebauung entlang der Haupt-

strasse (einseitig, zweiseitig) wird weiterverfolgt und die Verbindung 

der Ortschaften untereinander gestalterisch aufgewertet.  

8) Der öffentliche und der individuelle Verkehr werden, bei gleichzeiti-

ger Senkung der Belastung, in ihrer Effizienz gesteigert. Dazu gehört 

die Entlastung des Siedlungsgebiets vom Durchgangsverkehr. Die Pri-

orisierung liegt beim Langsamverkehr, für welchen direkte Verbindun-

gen geschaffen werden.  

9) Bei Neubauten und Umbauten wird eine nachhaltige Energienut-

zung und -versorgung mit grösstenteils erneuerbaren Energieträgern 

und einer hohen Effizienz angestrebt. 

Im Rahmen der Totalrevision wird das Siedlungsgebiet im Grundsatz 

flächenmässig nicht erweitert. Flächen, welche bereits auf Stufe Ge-

meinderichtplan dem Landwirtschafts- und Freihaltegebiet zugewie-

sen wurden, werden in der Nutzungsplanung konsequenterweise 

ebenfalls einer Nichtbauzone zugewiesen.  

Die historisch gewachsenen Siedlungsstrukturen werden durch die 

neue und einfach gehaltene Zonierung aufgenommen und gestärkt. 

Die Dorfzone umfasst im Wesentlichen die historischen Dorfkerne, 

welche sich aufgrund der Bebauungsstrukturen deutlich von den um-

liegenden, später erstellten Quartieren unterscheiden. Wo die Sied-

lung später in die Ebene oder am Hang weiterentwickelt wurde, 

werden erweiterte Dorfzonen ausgeschieden. Gebiete mit höheren 

Bauten orientieren sich stark an der bestehenden Bebauung und er-

möglichen eine Weiterentwicklung und Stärkung dieser Areale. Mit der 

Bezeichnung von Hochhauszonen wird schliesslich die gezielte Wei-

terentwicklung des Bestandes akzentuiert.  

Das Prinzip der Mischnutzung, welches gemäss den Leitsätzen insbe-

sondere in den Kerngebieten zu fördern ist, wird als übergeordnetes 

Prinzip für alle Zonen angewandt. Eine Differenzierung findet mit der 

Bezeichnung der unterschiedlichen Empfindlichkeitsstufen (nicht stö-
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rende, resp. mässig störende Betriebe) statt. Durch die dreigeschossi-

ge Regelbauweise kann in den meisten Gebieten mehr realisiert wer-

den, als dies mit gemäss den Nutzungsplanungen der ehemaligen 

Gemeinden möglich war. Die Forderung nach einer Erhöhung der Nut-

zungsdichte innerhalb des bestehenden Siedlungsgebietes wird somit 

in der totalrevidierten Nutzungsplanung umgesetzt.  

Ein Zusammenwachsen der einzelnen Ortschaften wird durch die Aus-

scheidung der Zonen gemäss den Vorgaben des Gemeinderichtplans 

verhindert. Die Ortschaften können so ihre Stärken innerhalb der neu-

en Gemeinde Glarus Nord bewahren und weiterentwickeln.  

Die im Gemeinderichtplan definierten Entwicklungsschwerpunkte wei-

sen sehr unterschiedliche Ausrichtungen aus. Im vorliegenden Pla-

nungs- und Mitwirkungsbericht wird dargelegt, inwiefern in der 

Nutzungsplanung spezielle Festlegungen getroffen werden.  

Die Entwicklung der Arbeitsstandorte findet, nicht zuletzt auch auf-

grund der Entscheide der a.o. Gemeindeversammlung zum Gemeinde-

richtplan vom 02.10.2014, hauptsächlich im Bestand statt. Neue 

Flächen werden nur dort der Arbeitszone zugeordnet, wo dies auch 

aus anderen Gründen sinnvoll ist (z.B. in Kombination mit der Stich-

strasse).  

Die Thematik der Aufwertungsachsen wird in der Nutzungsplanung 

durch die Bezeichnung von Baulinien entlang der Kantonsstrassen 

aufgenommen. Die konkrete Ausgestaltung und Aufwertung der Stras-

senräume konnte in der Nutzungsplanung nicht weiter vertieft werden. 

Die Aufwertungsachsen sowie die Themen Platzräume und Belebung 

der Dorfkerne sollen mittelfristig detailliert aufgearbeitet werden, um 

anschliessend adäquate Massnahmen festlegen und umsetzen zu 

können.  

Die Abstimmung von Siedlung und Verkehr ist ein wesentlicher Aspekt 

jeder Nutzungsplanung. Die Ist-Situation der Verkehrserschliessung 

wurde als Grundlage für die Nutzungsplanung aufgearbeitet. Es zeigte 

sich, dass die Anpassungen im ÖV-Angebot nicht im gesamten Ge-

meindegebiet zu einer Verbesserung beitrugen. Der Gemeinde Glarus 

Nord ist es ein Anliegen, in Zusammenarbeit mit dem Kanton künftig 

weitere Verbesserungen des ÖV-Angebotes zu erzielen. Diese Bemü-
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hungen erfolgen ausserhalb der Nutzungsplanung. Für die Nutzungs-

planung wichtig ist die Feststellung, dass die heutige Verkehrser-

schliessung grundsätzlich ausreicht, sofern die Projekte Umfahrung 

Näfels, Stichstrasse und Spange Netstal realisiert werden können. Der 

geforderte Priorisierung des Langsamverkehrs wird in der Nutzungs-

planung durch die Abbildung der bestehenden und geplanten Verbin-

dungen nachgekommen. Konkrete Ausbaustandards und Bauprojekte 

werden in nachgelagerten Planungsprozessen zu erarbeiten sein.  

Die Themen Energienutzung und –versorgung werden wesentliche Be-

standteile des zu erarbeitenden Energierichtplans / Energieplans sein, 

welcher nach Abschluss der Nutzungsplanung zu erarbeiten ist.  

Natur und Landschaft  

10) Einzonungen erfolgen bei entsprechender Kompensation und sorg-

fältig abgeklärtem Bedarfsnachweis mit zu erwartendem, qualitativem 

Mehrwert für Natur, Landschaft und Bevölkerung. 

11) Angrenzende Grünräume bei den Siedlungen, die Freiräume in den 

Dörfern sowie Gewässerräume werden erhalten und deren Grenzen 

klar definiert.  

12) Die Siedlungstrenngürtel zwischen Näfels und Oberurnen westlich 

der Hauptstrasse sowie zwischen Näfels und Netstal  beidseitig der 

Hauptstrasse bleiben bestehen.  

13) Bestehende Kultur- und Naturlandschaftsqualitäten werden wei-

terhin gepflegt und gestärkt.  

14) Die Linthebene (Riet) wird als grosser, offener Landschaftsraum 

erhalten. Das Langsamverkehrsnetz wird zwischen Walensee und dem 

Siedlungsgebiet sowie zwischen den Siedlungen ausgebaut.  

Wie in Kapitel 5 dargelegt, fällt die Flächenbilanz grundsätzlich zu-

gunsten der Landschaft aus. Bereits auf Stufe Gemeinderichtplan 

wurden Vorkehrungen zur Reduktion der Bauzonen getroffen, wo dies 

aus Sicht der Gemeinde sinnvoll und tragbar erschien.  

Die Grünräume, aber auch die Gewässerräume und Siedlungstrenn-

gürtel werden durch die Festlegungen in der Nutzungsplanung grund-
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eigentümerverbindlich gesichert. Auch die Freihaltung der Linthebene 

kann durch die Zuweisung der Landwirtschaftszone grundsätzlich als 

gewährleistet betrachtet werden. Die Bewilligung von Bauten und An-

lagen im Landschaftsgebiet erfolgt nach der Gesetzgebung für das 

Bauen ausserhalb der Bauzone.  

Die bestehenden Kultur- und Landschaftsqualitäten werden im Rah-

men der Möglichkeiten über das ganze Gemeindegebiet einheitlich ge-

sichert (Natur- und Landschaftsschutz). Die Objekte von kommunaler 

Bedeutung wären auf dem gesamten Gemeindegebiet nach einheitli-

chen Kriterien zu erheben, bevor eine Abbildung in der Nutzungspla-

nung erfolgen könnte.  

Das Langsamverkehrsnetz umfasst neben den Verbindungen inner-

halb des Baugebietes auch die Verbindungen zwischen den Ortschaf-

ten (teilweise sogar mittels Hauptverbindungen für den Radverkehr).  

Tourismus und Erholung  

15) Eine natur- und kulturnahe Tourismusentwicklung wird angestrebt 

und das entsprechende Potenzial gefördert.  

16) Die Naherholung und der Binnentourismus werden gefördert.  

17) Die linth-arena sgu wird als touristische Drehscheibe für die Ge-

meinde Glarus Nord und als Eingangstor für den Kanton Glarus ge-

stärkt.  

18) Neben einer gezielten Angebotsentwicklung innerhalb einer ge-

samtkantonalen Strategie werden auch Verkaufs- und Marketingakti-

vitäten gefördert.  

In der Nutzungsplanung werden verschiedene Festlegungen mit Bezug 

zum Themenbereich Tourismus und Erholung getroffen. Insbesondere 

die Festlegungen im Gäsi sind, in Kombination mit der Überarbeitung 

des Kantonalen Richtplans, für den Tourismus und die Naherholung 

von Bedeutung. Ein Entwicklungskonzept für den Raum Mulleren, wie 

dies im Gemeinderichtplan als Auftrag formuliert wurde, konnte im 

Rahmen der Nutzungsplanung nicht erarbeitet werden. Dies wäre Teil 

eines nachgelagerten Bearbeitungsschrittes. Insbesondere die Leit-
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sätze Nr. 15 – 18 sind zu einem grossen Teil auch für Bestrebungen 

ausserhalb der Nutzungsplanung relevant.  

32.2 Übereinstimmung mit dem übergeordneten Recht und übergeordneten Planungsin-

strumenten 

Im Rahmen der Bearbeitung der Nutzungsplanung wurde stets auch 

die Kompatibilität der vorgeschlagenen Umsetzungen von Sachas-

pekten in der Nutzungsplanung mit der übergeordneten Gesetzgebung 

von Bund und Kanton überprüft. Für die Bearbeitung und Prüfung bei-

gezogen wurden auch die Sachpläne und Konzepte des Bundes, der 

Kantonale Richtplan Glarus sowie verschiedenste Wegleitungen, 

Richtlinien und Grundlagen von Bund und Kanton. Nachfolgende, nicht 

abschliessend aufgezählte Gesetzeserlasse oder Planungsgrundlagen 

wurden dabei berücksichtigt: 

− Raumplanungsgesetz und Raumplanungsverordnung des Bundes 

(RPG und RPV) 

− Raumplanungsgesetz und Bauverordnung des Kantons (RBG und 

BauV) 

− Kantonaler Richtplan Glarus 

− Umweltschutzgesetz und zugehörige Verordnungen des Bundes 

(USG) 

− Natur- und Heimatschutzgesetz von Bund und Kanton (NHG und 

KNHG) 

− Gewässerschutzgesetz des Bundes (GSchG) 

− Waldgesetz von Bund und Kanton (WaG) 

32.2.1 Raumplanungsgesetz des Bundes (RPG) 

Seit dem 01.05.2014 ist die neue Raumplanungsgesetzgebung des 

Bundes (Revision RPG 1) in Kraft. Die Regelungen betreffend Bauge-

bietsgrösse und den Umgang mit dem landwirtschaftlichen Boden sind 

für die Revision der Ortsplanung einschneidend. Überdimensionierte 

Bauzonen sollen reduziert und an falscher Stelle gelegene Bauzonen 

dorthin verschoben werden, wo sie benötigt werden. Die Kantone müs-

sen innert fünf Jahren nach Inkrafttreten von RPG 1 (1. Mai 2014) ihre 

Richtpläne an die Anforderungen der Artikel 8 (Mindestinhalte der 
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Richtpläne) und 8a Absatz 1 (Richtplaninhalte im Bereich Siedlung; 

Grösse der Siedlungsfläche, Verteilung im Kanton, regionale Abstim-

mung ihrer Erweiterung) anpassen. Bis zur Genehmigung der ange-

passten kantonalen Richtpläne durch den Bundesrat darf im 

betreffenden Kanton die Fläche der rechtskräftig ausgeschiedenen 

Bauzonen insgesamt nicht vergrössert werden, d.h. die Kantone sind 

verpflichtet, die Schaffung neuer Bauzonen zu kompensieren. Davon 

ausgenommen sind insbesondere solche für dringend benötigte, öf-

fentliche Infrastrukturen (beispielsweise ein im öffentlichen Interesse 

zu errichtendes Spital, o.ä.). Für andere dringende Vorhaben von kan-

tonaler oder kommunaler Bedeutung müssen gleich grosse Flächen 

andernorts planungsrechtlich für eine spätere Auszonung gesichert, 

jedoch nicht sofort zurückgezont werden. 

Folgende Teilaspekte wurden mit der vorliegenden Nutzungsplanung 

in Bezug auf die Revision RPG 1 und zugehörige RPV beachtet und 

umgesetzt: 

− Die Bauzone wurde insgesamt nicht vergrössert; 

− Es wurden Flächen für die Auszonung und die Etappierung vorge-

schlagen; 

− Die Etappierung wurde mit einer Bestimmung im Baureglement 

gesetzlich verankert; 

− Es wurden raumplanerische Massnahmen zur Mobilisierung von 

eingezontem Bauland im Zonenplan und im Baureglement veran-

kert. 

Anfangs 2015 wurde die Vernehmlassung zu 2. Phase der Revision  des 

Bundesgesetzes über die Raumplanung (RPG 2) eingeleitet. Aufgrund 

der Rückmeldungen von Kantonen, Verbänden und Organisationen im 

Rahmen der Vernehmlassung entschied sich das Bundesamt für 

Raumentwicklung die Weiterbearbeitung von RPG 2 vorerst zu stop-

pen.  

32.2.2 Raumentwicklungs- und Baugesetz des Kantons (RBG) 

Das heute geltende RBG ist Grundlage für die vorliegende Nutzungs-

planung. Aufgrund der Änderungen im übergeordneten Recht des 

Bundes (RPG), resp. daraus folgenden Gesetzgebungsaufträgen an 
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den Kanton, wird eine (Teil-) Revision des kantonalen Raumentwick-

lungs- und Baugesetzes (RBG) notwendig. Mit Schreiben vom 

08.12.2014 wurde die Gemeinde Glarus Nord eingeladen, Anträge be-

treffend Revision des RBG frühzeitig einzubringen. Dies ist fristgerecht 

erfolgt. Zum jetzigen Zeitpunkt liegen der Gemeinde keine weiteren In-

formationen zu den vorgesehenen Anpassungen des RBG vor, weshalb 

im Moment auch keine spezifische Berücksichtigung möglich ist. 

Folgende Teilaspekte wurden mit der vorliegenden Nutzungsplanung 

in Bezug auf das RBG und die zugehörige BauV beachtet und umge-

setzt: 

− Es wurden keine Bestimmungen erlassen, welche nicht bereits im 

übergeordneten kantonalen Recht verankert sind; 

− Einzelne Regelungen des übergeordneten Rechts wurden ergänzt 

resp. präzisiert (bspw. Zonenbezeichnungen); 

− Einzelne Regelungen des übergeordneten Rechts wurden auf 

kommunale Bedürfnisse hin angepasst (bspw. grosser Grenzab-

stand); 

− Einzelne Begriffe wurden in Abweichung zur Begriffsliste des Kan-

tons zusätzlich definiert (bspw. Firsthöhe, Niveaupunkt). 

Zusammenfassend ist die Gemeinde der Überzeugung keine dem 

übergeordneten Recht widersprechende Bestimmungen vorzuschla-

gen. 

32.2.3 Kantonale Richtplanung 

Der geltende Kantonale Richtplan bildete bereits Richtschnur für die 

Bearbeitung und den Erlass des Gemeinderichtplans. Der Gemeinde-

richtplan wiederum bildete die Richtschnur für die vorliegende Nut-

zungsplanung.  

Der revidierte Entwurf zum Kantonalen Richtplan (E-KRIP) wurde vom 

Kanton in den wesentlichen Bestandteilen Siedlung und Landschaft in 

den Jahren 2013 / 2014 erarbeitet, jedoch nicht ins Genehmigungsver-

fahren beim Bund eingereicht. Grund dafür war neben anderem die 

anlaufende Umsetzung der neuen Raumplanungsgesetzgebung des 

Bundes (RPG 1) und die darin festgelegte Frist für die Gesamtüberprü-

fung der Kantonalen Richtpläne. Somit bildet derzeit weiterhin der 
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Kantonale Richtplan 2004 Grundlage für die vorliegende Nutzungspla-

nung. Eine gesamthafte Überprüfung des Kantonalen Richtplans ist 

beim Kanton in Bearbeitung.  

Mit der Umsetzung der Grundsätze, der richtungsweisenden Festle-

gungen und den Handlungsanweisungen gemäss Kantonalem Richt-

plan und Gemeinderichtplan, resp. den Inhalten aus dem 

Genehmigungsentscheid der Regierung, sind die Vorgaben aus diesen 

Planungsinstrumenten erfüllt. Die Gemeinde versuchte die Nutzungs-

planung nach diesen Vorgaben aufzubauen. Dazu gehören neben an-

derem: 

− Trennung von Siedlung und Landschaft; 

− Grundsätze der Bauzonendimensionierung 

− Grundsätze der Erschliessung 

− u.a. 

32.2.4 Zweitwohnungsgesetzgebung des Bundes 

Am 22.08.2012 hat der Bundesrat die Verordnung über Zweitwohnun-

gen erlassen. Das Bundesparlament hat am 20.03.2015 das Zweitwoh-

nungsgesetz verabschiedet, das Referendum wurde nicht ergriffen. 

Das Gesetz trat per 1. Januar 2016 in Kraft. Das Gesetz regelt die Zu-

lässigkeit des Baus neuer Wohnungen sowie der baulichen und nut-

zungsmässigen Änderungen bestehender Wohnungen in Gemeinden 

mit einem Zweitwohnungsanteil von über 20 Prozent (Art. 1 ZWG).  

Zur Bestimmung der prozentualen Anteile und damit der Betroffenheit 

hat jede Gemeinde jährlich ein sogenanntes Wohnungsinventar zu er-

stellen. In diesem sind mindestens die Gesamtzahl der Wohnungen 

sowie die Anzahl Erstwohnungen aufzuführen. Die Festlegung des 

Zweitwohnungsanteils für jede Gemeinde auf der Grundlage des Woh-

nungsinventars obliegt dem Bund (Botschaft des Bundesrates vom 

19.02.2014 zum Zweitwohnungsgesetz). Laut Bundesamt für Statistik 

verfügt die Gemeinde Glarus Nord über einen Zweitwohnungsanteil 

von 16.02 %, was 1395 Zweitwohnungen entspricht (Gebäude- und 

Wohnungsstatistik, Sonderauswertung GWS, BFS 2013). Solange der 

Zweitwohnungsanteil in der Gemeinde Glarus Nord unter diesen 20 % 

(würde derzeit eine Anzahl von 1742 Zweitwohnungen entsprechen), ist 
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die Gemeinde von dieser Gesetzgebung nicht unmittelbar betroffen. 

Die Reserve von knappen 4 % entspricht somit derzeit einem Potential 

von theoretisch 347 möglichen Zweitwohnungen, was ziemlich genau 

ein Viertel der aktuellen Anzahl an Zweitwohnungen ist (Tabelle 11).  

Gemeindename Anzahl Wohnungen 

Von Personen mit 

Niederlassung 

(Hauptwohnsitz) 

bewohnte Wohnun-

gen  

Anteil Wohnungen 

bewohnt von Perso-

nen mit Niederlas-

sung am 

Gesamttotal  

Anteil Zweitwohnun-

gen (Vermutung) 

Glarus Nord 8710 7315 83.98% 16.02% 

Tabelle 11: Zahlen des BFS über den Anteil der Zweitwohnungen in der Gemeinde Glarus Nord 

32.2.5 Umweltschutzgesetz und zugehörige Verordnungen des Bundes (USG) 

Das Umweltrecht des Bundes ist umfassend. Von primärer Bedeutung 

für die Nutzungsplanung sind: 

− Lärmschutzverordnung (LSV) 

− Verordnung über die nichtionisierende Strahlung (NIS) 

− Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 

(VVEA), resp. Technische Verordnung über die Abfälle (TVA) 

− u.a. 

Die Nutzungsplanung nimmt auf diese Regelungen in verschiedener 

Hinsicht Bezug. Exemplarisch dazu werden folgende Festlegungen 

aufgelistet: 

− Bestimmung der Nutzungsarten und der Empfindlichkeitsstufen; 

− Zonenabgrenzungen je nach Betroffenheit von nicht ionisierender 

Strahlung; 

− Bezeichnung von Nutzungszonen für den Materialabbau, die Mate-

rialablagerung, die Materialbewirtschaftung und die Deponie von 

nicht verwertbarem Material. 

32.2.6 Natur- und Heimatschutzgesetz des Bundes und des Kanton (NHG und KNHG) 

Die Gesetzgebung im Bereich Natur- und Heimatschutz von Bund und 

Kanton ist ebenfalls sehr umfassend. Dazu gehören neben anderem 

auch zahlreiche Verordnungen und Inventargrundlagen zu Natur und 
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Landschaft, Siedlung und Ortsbild sowie Kultur. Zu erwähnen sind in 

diesem Kontext folgende Erlasse: 

− Natur und Heimatschutzgesetze von Bund und Kanton (NHG, 

KNHG); 

− Verordnungen zu Moorlandschaften, Hochmooren, Flachmooren, 

Amphibienlaichplätzen, Gletschervorfeldern, Landschaften von Na-

tionaler Bedeutung, etc. des Bundes; 

− Verordnung zum Inventare der schützenswerten Ortsbilder der 

Schweiz (VISOS); 

− Verordnung zu den schützenwerten Verkehrswegen der Schweiz 

(VIVS); 

− u.a. 

Für die Bundesinventare wird als Grundlage für die Umsetzung in der 

Nutzungsplanung die „Empfehlung zur Berücksichtigung der Bundes-

inventare nach Artikel 5 NHG in der Richt- und Nutzungsplanung“ des 

Bundes (ARE, ASTRA, BAFU und BAK, 2012) verwendet.  

Auf kantonaler Ebene bilden das kantonale Natur- und Heimatschutz-

gesetz (NHG), die kantonale Natur- und Heimatschutzverordnung 

(NHV) sowie weitere Verordnungen die massgeblichen Grundlagen. 

Gemäss Art. 9 kant. NHG beschliesst der Regierungsrat Inventare der 

im Interesse der Allgemeinheit besonders erhaltenswerten Land-

schaften sowie der erhaltenswerten Lebensräume (Biotope), Natur-

denkmäler, Geotope, historische Stätten, Ortsbilder, Kultur- und 

Baudenkmäler. Grundlage für die Inventare bilden Verzeichnisse der 

schützenswerten Objekte von regionaler Bedeutung, welche durch das 

zuständige Departement erstellt werden. Die Gemeinden erarbeiten 

Verzeichnisse der schützenswerten Objekte von lokaler Bedeutung 

(Art. 9 kant. NHG, Art. 12 kant. NHV).  

In den geltenden Zonenplanungen der ehemaligen Gemeinden ist der 

Schutz von Kultur- und Naturobjekten unterschiedlich geregelt. In der 

neu erarbeiteten Nutzungsplanung werden diese Inhalte zweckmässig 

und in harmonisierter Fassung abgebildet.  
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Die Nutzungsplanung nimmt auf diese Regelungen in verschiedener 

Hinsicht Bezug. Exemplarisch dazu werden folgende Festlegungen 

aufgelistet: 

− Bezeichnung von Naturschutzzonen, von Landschaftsschutzzonen, 

von Ortsbildschutzzonen, von wertvollen Gebäuden, u.a.; 

− Erlass einer Bestimmung für die Implementierung einer Baubera-

tung 

32.2.7 Gewässerschutzgesetz des Bundes 

Gemäss Gewässerschutzgesetz des Bundes (GSchG) ist in der Nut-

zungsplanung der Gemeinden der Raumbedarf für die Gewässer zu si-

chern. Die Gemeinde Glarus Nord bewerkstelligt dies mittel 

Festlegung von überlagerten Gewässerraumzonen im Zonenplan Nut-

zung. Diese Gewässerraumzonen werden entsprechend den Regelun-

gen des Kantons in dicht bebauten Gebieten reduziert und fallweise 

der bestehenden Bebauung und dem historischen Bezug lateral ver-

schoben. 

32.2.8 Waldgesetz des Bundes 

Das Waldgesetz des Bundes verlangt neben anderem die Durchfüh-

rung von Waldfeststellungsverfahren im Kontaktbereich von Wald und 

Bauzone und die Überführung dieser Grenzen im Zonenplan oder in 

spezifischen Waldfeststellungsplänen in sogenannte statische Wald-

grenzen. Parallel zur vorliegenden Nutzungsplanung werden spezielle 

Waldfeststellungsplänen erarbeitet und erlassen. 

32.3 Vergleich geltende und totalrevidierte Nutzungsplanung 

Als zusätzliche Qualitätskontrolle erfolgte ein Vergleich der aktuell 

geltenden Nutzungsplanungen der ehemaligen Gemeinden und der to-

talrevidierten Nutzungsplanung. Folgende wesentliche Elemente wer-

den nicht mehr abgebildet / geregelt:  

− Bilten: keine  

− Filzbach: Restaurant- und Aussichtszone, Erholungszone 

− Mollis: Baulinie im Gebiet Bellavista 

− Mühlehorn: keine 
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− Niederurnen: Ufer- und Feldgehölze, Baugruppen, Alleen, Wichti-

ger Freiraum, Wertvolle Parkanlage 

− Oberurnen: Objektschutz (Hecken) 

− Obstalden: Höhenbeschränkung (Kernzone) 
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33. Weiteres Vorgehen (Massnahmenplanung) 

Die Nutzungsplanung löst verschiedene Folgeaufgaben aus, welche 

mittel- bis längerfristig anzugehen sind. Diese Themen sind mit der 

Finanz- und Ressourcenplanung der Gemeinde abzustimmen. Sie 

werden in der Massnahmenplanung erfasst, welche im Anhang beige-

fügt ist. Im Sinne einer rollenden Planung ist sie periodisch zu aktuali-

sieren.  

Wichtige Bearbeitungsaufträge sind (vgl. Anhang A 25):  

− Konzeption Platzräume / Belebung Dorfkerne (Freiraumkonzept) 

− Aufarbeitung kommunaler Inventare im Bereich Siedlungsqualität, 

Denkmalpflege und Ortsbildschutz 

− Massnahmen im Bereich ÖV 

− Anpassung Erschliessungsreglement 

− Konzept Aufwertungsachsen / Überbauungspläne (entlang der 

Aufwertungsachsen), Thematik Baulinien 

− Pilotprojekt ETH (Landwirtschaftliche Planung) 

− Aufarbeitung kommunaler Inventare im Bereich Natur- und Land-

schaftsschutz 

− Gewässerkonzeption 

− Entwicklungskonzept Mullern – Kerenzen 

− Gemeindesportanlagenkonzept (GESAK) 

− Energieplan / Energierichtplan 

− Übergeordnetes Konzept zur Materialbewirtschaftung 
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Anhang 

Die Anhänge A 1 bis A 3 sind dem gedruckten Planungs- und Mitwir-

kungsbericht angefügt. Die Anhänge A 4 bis A 25 sind als separate Do-

kumente verfügbar.  

  


